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Franz Fischler im Interview
Der EU-Agrarkommissar sieht die Agenda 2000 
in ihren Zielen bestätigt und begrüßt die Mo­
dulation. Zur Halbzeit sollen Maßnahmen nun 
überprüft und angepasst werden. So könnte 
kleinen Betrieben das Leben durch eine verein­
fachte Förderung wesentlich erleichtert wer­
den. Dem gesellschaftlichen Wandel fordert er 
Rechnung zu tragen. Seite 2-3

Aus für Käfige
Nein zur Käfighaltung in jeder Form sagt die 
neue Hennenhaltung-Verordnung. Mehr Platz 
und Legenester - schön für die Hennen. In der 
Frage der Übergangsfristen und den Folgen 
von Verstößen gegen die Verordnung fordern 
Tierschützer; Nachbesserungen. Seite 6

S c h we r p u n k t

Modulation
Die Tendenz geht zur linearen Kürzung der 
Ausgleichszahlungen. Damit würden bisherige 
Ungerechtigkeiten fortgesetzt. Die AbL fordert 
einen Sockelfreibetrag, also mehr Kürzung bei 
den großen Betrieben. Darüber hinaus wollen 
AbL, Umwelt- und Ökolandbauverbände Aus­
gleichszahlungen an ökologische Kriterien bin­
den. Seiten 10-11

Bullengrenze
Das Europäische Parlament stimmt für die 90- 
Tiergrenze, wenn sie um die von Graefe zu Ba­
ringdorf vorgeschlagene Anrechnung der Lohn- 
kösten ergänzt wird. Kritik kommt von speziali­
sierten Bullenmästern aus Baden-Württemberg. 
Sie fordern Unterstützungen für die krisenge­
schüttelte Rindermast. Seiten 12-13.

Mark t

Ökosiegel
Nach langem Streit um die Grundlage gilt 
nun die EU-Bio-Verordnung. Euphorie und 
Kritik begleiten die Entscheidung. Offen blei­
ben die Folgen für Erzeugerpreise und regio­
nale Vermarktung. Seite 6

Sojahandel
Zur Sojakonferenz ein Gespräch mit der Pro­
jektkoordinatorin Kerstin Lanje über Folgen 
des Sojaanbaus in Brasilien und Entwicklun­
gen auf dem Sojamarkt. Seite 17

weitere Themen:
Ein Milchvermarktermodell Seite 8, Offene De­
klaration erlaubt Seite 15, Förderung für Pflan- 
zen-Vielfalt? Seite 16, Direktkredite als Finan­
zierungschance Seite 18, und vieles mehr
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De'er Weg zur Agrarwende ist mit guten 
Vorsätzen gepflastert. Die Anschubwirkung von BSE und ande­

ren Seuchen hat deutlich nachgelassen, die zum Teil überhöhten 
Erwartungen an ein „Ende der Agrarfabriken“ drohen in Unge­

duld und Frustration umzuschlagen. Es ist der neuen Ministerin 
nicht persönlich anzulasten, aber Deutschland ist im Vergleich 

zu anderen Ländern der EU spät dran mit den eigenen Schular­
beiten. Die Agenda 2000 hat den Mitgliedstaaten Möglichkeiten 
zur sozialen und ökologischen Modulation der Direktzahlungen 
eröffnet. Frankreich’s Regierung hat dies zumindest in Ansätzen 

mit seinen regionalen Verträgen vorangetrieben und sich mit 
dem mächtigen nationalen Bauernverband angelegt. Auch in 

Deutschland sind die Widerstände groß. Aber wir können nicht 
neue Reformaktivitäten auf europäischer Ebene fordern, wenn 

wir im eigenen Land nicht die soziale und ökologische Schieflage 
der Förderung wenigstens zum Teil korrigieren. 

Das Argunlent, es gäbe kein Geld für die Ko-Finanzierung von 
ländlichen Infrastrukturmassnahmen, ist schwach. Gerade hat Fi- 

nanzminister Eichel einen grossen Teil der 4,5 Mrd €, die in der EU- 
Struktur- und Agrarpolitik nicht ausgegeben wurden, zurückbe­

kommen. Die kann er nun für Massnahmen zur Qualitätsverbesse­
rung, zur besseren Vermarktung ökologischer Lebensmittel und zur 

Diversifizierung der Agrarerzeugung zur Verfügung stellen. 
Die Bereitschaft zu einem neuen Reformanlauf im Ministerrat 

steigt. Neben den nordischen Ländern haben jetzt auch Portugal 
und Grossbritannien Signale zur Wiederaufnahme der Vorschlä­
ge der Kommission gesendet, die unter Minister Funke und un­
ter dem Druck des deutschen Bauernverbands abgebügelt wur­
den. Kommissar Fischler fordert die obligatorische Anwendung 

der Modulierung, wie er schon in seinem Paket zur Bewältigung
der Rindfleischkrise 
durch die 90 Bullen 

Grenze deutlich 
machte. Die nächste 
Ratspräsidentschaft 

der Belgier könnte im 
Bereich der Wachs­

tumsförderer, insbe­
sondere der Antibiotika neue Schritte zur Verbesserung des Ver­
braucherschutzes und der dann unausweichlichen Veränderun­

gen in Tierhaltung und Fütterung bringen. 
Die Erwartungen an die neue grüne Ministerin sind überall in 

Europa gross. Es wäre fatal, wenn die Reformgegner, die immer 
noch die Mehrheit im Rat haben, mit dem Hinweis auf Deutsch­

land den Wind aus der Wende nehmen könnten. Es gibt in den 
kommenden Monaten viele Möglich­

keiten, die Kräfte für die Agrarwende 
aus unterschiedlichsten Lagern zu 

bündeln. Dazu müssen die Verbände 
und die zuständigen Behörden zu­

sammenspielen. Was aber immer 
noch fehlt, ist ein medienwirksames

■ n  Forum, auf dem die Reformkräfte den
"  ‘ Strang flechten, an dem sie dann zu-

• sammen ziehen können.
Für die AbL heißt das auf Länderebe­

ne aktiv werden, um die Widerstände 
gegen die Modulation dort anzugrei­

fen, wo sie am stärksten sind, und zusammen mit unseren Bünd­
nispartnern im Agrarbündnis für die nötige Öffentlichkeitsarbeit 
zu sorgen, um deutlich zu machen, dass die soziale und ökologi­

sche Modulation für die Abkehr von den „Agrarfabriken“ minde­
stens genauso wichtig sind wie Tierschutzverordnungen und 

Kennzeichnungspflicht. Es gibt bei den Bauern noch nicht das 
Gefühl, gefordert zu sein, für diese Reform in ihrem eigenen In­
teresse kämpfen zu müssen. Magische Vielecke und Dialog sind 

ein guter Start. Jetzt muss Butter bei die Fische. 
G ra e fe  zu  B a rin g d o rf■ A b L -B u n d e s v o rs itz e n d e r  u n d  V o rsitzen ­

d e r des A g ra ra u ssch u sse s  des E u ro p ä isc h e n  P a rla m e n ts

Dem Wandel Rechnung tragen
EU-Agrarkommissar Dr. Franz Fischler sieht die Ziele der Agenda 2000 bestätigt. 

Die Maßnahmen sind nun anzupassen.

Ko m m en ta r

Wunder dauern 
etwas länger

Foto: Archiv

In gut einem Jahr, wenn die Präsident­
schaftswahl in Frankreich vorüber ist, 
wollen Sie Ihre Halbzeitbilanz zur Agen­
da 2000 vorlegen.
Ich sehe nicht, dass die Ziele, die wir uns 
mit der Agenda 2000 gesetzt haben -  näm­
lich: eine wettbewerbsfähigere Landwirt­
schaft, Lebensmittelsicherheit, Einbezie­
hung der gesamten Verarbeitungskette, 
mehr Umweltfreund­
lichkeit, Einbeziehung 
der sozialen Kompo­
nente und der Frage der 
Einkommen der Land­
wirte, Vereinfachung 
der Landwirtschaft -  
jetzt nach zwei Jahren 
falsch sein sollten. Wo­
rum es geht, ist vielmehr 
die Frage, reichen die 
Maßnahmen, die man in 
der Agenda 2000 be­
schlossen hat, aus, um 
diese Ziele zu erreichen 
oder diesen Zielen zu­
mindest näher zu kom­
men? Z.B. stellt sich die 
Frage, stimmen die Ge­
wichte zwischen dem, was in der ländli­
chen Entwicklung, und dem, was in den 
Marktordnungsausgaben verankert ist. 
Für mich ist klar, dass da eine Neugewich­
tung vorgenommen werden muss. Oder 
zur Vereinfachung: Es macht doch keinen 
Sinn, dass man einen 1.000-ha-Betrieb in 
der Administration gleich behandelt wie 
einen Betrieb, der vier Hektar ha hat. So 
sollte man von dem Kleinen nicht verlan­
gen, dass er jedes Jahr dieselben Formula­
re ausfüllt wie der Große. Also hier kann 
man sich wirklich sehr viel vorstellen, was 
sowohl den Behörden als auch den Bauern
-  noch mehr den Bauern -  das Leben ein­
facher macht.

Das heißt, die kleinen Betriebe sollen ei­
nen Pauschalbetrag bekommen?
Wir haben mal folgende Bewertung vorge­
nommen: Wenn man alle Betriebe, die bis 
zu 5.000 DM Direktzahlungen im Rah­
men der Marktordnungen bekommen, in 
ein vereinfachtes Schema integrieren wür­
de, dann würde mehr als die Hälfte der 
Landwirte der Europäischen Union diese 
vereinfachte Förderung bekommen. Das 
wäre natürlich ein Riesenfortschritt!

Würde das Ihren ursprünglichen Agen­
da 2000-Vorschlag ersetzen, eine Mo­
dulation obligatorisch, also EU-weit 
einzuführen?
Also, bei diesen kleinen Betrieben, da 
braucht man nicht zu modulieren. Aber

ich glaube schon, dass wir auch bei den 
sehr große Betrieben ansetzen müssen. Es 
geht einfach nicht an, dass man unter­
stellt, dass die Strukturen von bäuerlich 
geführten Betrieben und Großbetrieben 
dieselben sind. Diesem Gesichtspunkt 
muss man Rechnung tragen. Das kann so­
wohl über die Modulation geschehen, als 
auch über Maßnahmen, wie wir sie jetzt 

im Zuge des 7-Punkte- 
programms für die Rin­
derproduktion überlegt 
haben, also diese 90- 
Tiergrenze.

Was bezwecken Sie 
mit diesem Pro­
gramm?
Insgesamt bezwecke 
ich mit diesem 7-Punk- 
teprogramm etwas, was 
natürlich alles andere 
als angenehm für die 
Landwirte ist. Ich glau­
be, dass muss man offen 
sagen. Es geht darum, 
dass wir de facto Maß­
nahmen ergreifen müs­

sen, damit in den nächsten Jahren weniger 
Rindfleisch produziert wird. Denn tun wir 
das nicht, dann läuft der Markt aus dem 
Lot mit der Konsequenz, dass die Bauern 
über Jahre hinweg gedrückte Preise ha­
ben. Und die Frage stellt sich, wie kann 
man das verhindern? -  Entweder, indem 
man von vornherein die Zahl der Tiere, die 
großgezogen werden, reduziert, oder in­
dem man die Zahl der geförderten Rinder 
verringert. Und eine dieser Möglichkeiten 
ist eben, dass man nicht mehr alle Rinder 
im gleichen Maße fördert, sondern dass 
man einen Deckel einzieht bei 90 geför­
derten Rindern. Das heißt ja nicht, dass 
ein Landwirt nicht mehr halten darf, aber 
gefördert bekommt er nur 90. Sicher 
macht das die Sache für die, die davon be­
troffen sind, unattraktiver. Aber man muss 
sich auch fragen, ist es gerechter, Systeme 
anzusteuem, wo der, der nur 30 Rinder 
mästet, dann möglicherweise auf 10 ver­
zichten muss.

Nun hat es hinsichtlich der 90-Bullen- 
grenze gerade auch aus Ostdeutsch­
land immer wieder Widerstand gege­
ben.
Man muss sich Folgendes vor Augen hal­
ten: Dies ist wirklich unser Ziel, ja, auch 
jetzt im Zuge der Erweiterung, dass man 
jene Strukturen, die der Kommunismus 
erfunden hat und die, in verschiedenen 
Kandidatenstaaten noch dominant sind, 
dass man die -  sozusagen im Nachhinein -
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nicht auch noch durch zusätzliche absteigender Reihenfolge. Wann gerechtfertigt, dass wir gesagt haben, Fall stimmt, nämlich dass schon längst,
Maßnahmen belohnt. Muss man nicht wird das EU-weit Standard? es macht Sinn, in diesen hauptbetroffe- nicht erst heute, die Agrarpolitik vom
vielmehr jene belohnen, die -  wie in Ich kann Ihnen da keinen konkreten nen Regionen alle Rinder zu impfen. Konsumenten her gedacht werden
den neuen Bundesländern -  Wieder- Termin nennen. Es gibt noch Auffas- Das ist nicht Schuld der Kommission, muss. Und ich würde sogar einen
einrichter sind, die wieder das Wagnis sungsunterschiede, wie weit man mit dass Großbritannien bis heute von der Schritt weitergehen und würde sagen,
unternommen haben, selbstständige der Positivliste gehen soll. Das Pro- Möglichkeit des Impfens nicht Ge- die Agrarpolitik muss vom Bürger her
Bauern und Landwirte zu sein?! blem besteht darin, dass die Futtermit- brauch gemacht hat. Die könnten imp- gedacht werden.

telhersteller nach dem Minimalkosten- fen, tun es aber trotzdem nicht. Inter-
Der Agrarausschuss des europäi- prinzip vorgegangen sind. Das hat essanterweise im.übrigen weitgehend Ist das ein Unterschied?
sehen Parlamentes hat beschlossen, dazu geführt, dass es sehr häufig gewis- deswegen, weil auch der britische Bau- Ja, denn ich glaube nicht, dass alles,
die obligatorische Einführung der se Veränderungen gegeben hat bei den ernverband dagegen ist. Und wovor ich worüber sich der Bürger aufregt, er als
90-Bullengrenze mitzutragen, wenn Einzelstoffen. Nun würde das kein be- warnen möchte ist, dass man jetzt wie- Konsument bereit ist, selber umzuset-
eine Anrechnung der Arbeitskosten sonderes Problem sein bei jenen Fut- der anfängt, jedes Jahr zwei Mal alle zen. Zum Beispiel beim Tierschutz gibt
über 90 Tiere hinaus möglich wird, termitteln, die lose oder im Tank ausge- europäischen Rinder gegen MKS zu es ist zwar eine große Mehrheit der
Könnte das ein Zukunftsmodell sein liefert werden. Da steht dann halt auf impfen. Nicht nur, weil wir uns ja dann Bürger, die es aufregt, wenn es hier Pro-
- nicht nur für die Bullen, sondern der Rechnung, wie viel Weizen, Soja- verabschieden müssten vom Export bleme gibt. Aber es ist nicht unbedingt
prinzipiell? bohnen oder was immer
Als grundsätzliches Modell ist das in enthalten ist. Aber bei der
der Bestimmung über die Modulation abgesackten Ware müssen
in Ansätzen ja schon enthalten. Darü- sie dann jeweils den Auf-
ber bin ich durchaus diskussionsbereit, druck verändern, und das
Aber man muss auch bedenken, wie ist der eigentliche Konflikt-
wir verhindern können, dass wir da punkt mit der Futtermittel-
nicht wieder eine riesige, neue Büro- industrie. 
kratie entwickeln.

Bei der Maul-und Klauen-
In Deutschland arbeitet das Ministe- seuche ist die Gesell-
rium jetzt eifrig an der Modulation, schaft nicht mehr bereit,
nachdem sie dort lange Zeit nicht die Bilder hinzunehmen,
umgesetzt worden ist, was Sie im- und es gibt in der Land-
mer wieder kritisiert haben. Ange- Wirtschaft - zumindest in
dacht ist eine lineare Modulation, Deutschland - eine große
d.h. ohne soziale Komponente. Trifft Übereinkunft, die Imp-
das noch den Kern Ihrer damaligen fung zu fordern.
Vorschläge für die Agenda 2000? Nun, selbst wenn es in
Unser Kern war schon die Überlegung, Deutschland MKS-Fälle
dass man das, was man in der Betriebs- geben würde, würde es
Wirtschaft Fixkostendegression nennt, nicht solche Bilder geben,
in den Vordergrund stellt. D.h. dass Das tragische ist, dass es in
man jetzt nicht wieder einfach für je- Großbritannien nach wie
den Betrieb etwas wegstreicht. An- vor an Einrichtungen man-
sonsten entsteht wiederum das Pro- gelt, in denen man ordnungsgemäß ge- und zwar nicht nur von Rindfleisch, ist. D.h. was wir auch brauchen ist ein
blem, dass man alle gleich ungerecht tötete Tiere entsorgt. Und zur Frage, sondern auch von Schweine- und Dialog. Es kann also weder die eine
behandelt. Und eine Idee bei der Mo- wie man insgesamt vorgehen soll -  das Schaffleisch, sondern wir sollten uns noch die andere Seite für sich allein be-
dulation war ja gerade, etwas mehr Ge- hängt von der Einschätzung der Kapa- auch nicht schlechter machen, als wir stimmen, was zu geschehen hat, son-
rechtigkeit in das System zu bringen. zität bei der Seuchenbekämpfung ab. sind. Wir waren jetzt immerhin 20 Jah- dern es braucht ein Aufeinanderzuge-

Also, wenn man z.B. Großbritannien re imstande, Europa MKS frei zu hal- hen und auch ein Aufeinandereinge-
Aber England wendet dieses Prinzip und Frankreich vergleicht: In Frank- ten. Und dieses Ziel muss bleiben. Man hen. Die Kommission hat deshalb eine
schon an. reich war man ohne Schwierigkeiten in kann also sicher darüber diskutieren, Initiative gestartet, wo wir von den
Wir können das nicht verhindern nach der Lage, die Krankheit auf zwei Fälle ob es bessere Möglichkeiten gibt, ge- Konsumenten über die Landwirte bis
den derzeitigen Bestimmungen. Aber zu beschränken. Man hat also das gan- zielt die Impfung einzusetzen. Aber zur Industrie und den Umweltgruppen
Sie haben mich gefragt, ob wir das von ze Problem von vornherein voll im das muss im Einvernehmen mit der in- alle an der Landwirtschaft Interessier-
Anfang an so gedacht haben. Da muss Griff gehabt. Ich sehe wirklich nicht ternationalen Staatengemeinschaft ten an einen Tisch bringen wollen,
ich sagen: nein, wir haben das etwas den Grund, warum es Sinn gemacht passieren. Mein Kollege David Byrne und ich wer-
anders gedacht. hätte, sämtliche französischen Rinder den einen solchen runden Tisch zu

zu impfen mit der Konsequenz, dass Die Gesellschaft - besonders in Thema „Landwirtschaft und Lebens-
Im Rahmen der BSE-Krise wird ja nun man dann nicht mehr gewusst hätte, ob Deutschland-erwartet Änderungen mittel“ am 7.6. in Berlin abhalten, am
die Kennzeichnung der Futtermittel sich die Krankheit ausbreitet, und mit in der Agrarpolitik, auch eine Abkehr 6.6. gibt es einen Internet-Chat (Inter-
gefordert. Die Bundesländer wollen den weiteren Konsequenzen, die sich von der billigen Produktion hin zu ei- net-Adresse: http://europa.eu.int/
sich dafür stark machen, dass die für die Landwirte im Absatz usw. erge- ner tiergerechten Lebensmitteler- comm/chat/fischler-byrne/in-
Einzelkomponenten von Mischfut- ben. Die Tatsache, dass man in Groß- zeugung. Sind das utopische Fan- dex_de.htm)’ Ich lade alle Leser herz-
ter dem prozentualen Gehalt nach britannien da viel größere Schwierig- tasien oder greifbare Ziele? lieh ein, sich an dieser Debatte zu be-
angegeben werden, also nicht nur in keiten gehabt hat, hat es ja dann auch Also ich glaube, dass eines auf jeden teiligen.

EU-Agrarkommissar Dr. Franz Fischler im Interview 
(Foto: Archiv)

eine große Mehrheit der Konsumenten 
bereit, auf die Packung zu schauen, ob 
da draufsteht „aus tiergerechter Hal­
tung“. Doch worauf es wirklich an­
kommt ist, dass sich die Vorstellungen 
der Gesellschaft massiv gewandelt ha­
ben. Die alten Vorstellungen von Land­
wirtschaft- ich würde nicht sagen, dass 
sie nicht mehr gelten -  aber sie reichen 
nicht, sie sind viel zu schmal angelegt. 
Landwirtschaft muss breiter angelegt 
werden. Und dem haben wir Rechnung 
zu tragen. Denn das ist auch die Recht­
fertigung dafür, dass Steuermittel für 
die Landwirtschaft eingesetzt werden. 
Und in diese Richtung, denke ich, hat 
auch die Kommission umgedacht und 
ist dabei, hier weiter umzudenken. 
Diese gesellschaftliche Entwicklung 
werden wir sicher auch bei der Halb­
zeitbewertung der Agenda 2000 ent­
sprechend berücksichtigen. Aber ich 
glaube noch etwas ist wichtig: Man 
muss begreifen lernen, dass das ein 
sich gegenseitig bedingender Prozess

http://europa.eu.int/
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Zulassung verheimlicht
Ohne die Öffentlichkeit zu informieren hat das Bundeslandwirtschafts- 

ministerium acht genmanipulierte Maissorten zugelassen, In den vergan­
gen Wochen wurde der Mais ausgesät und erst Mitte Mai darüber im 

Bundessortenblatt informiert. Greenpeace fordert nun die Bekanntgabe, 
wo die 301 Saatgut überall ausgesät wurden, damit weder Nachbarfel­

der noch Tierfutter noch Lebensmittel dadurch beeinträchtigt werden. 
Bei den Sorten handelt es sich um herbizidrestistenten und insektengifti­
gen Mais der Firmen Aventis, Monsanto, Pioneer und Syngenta. Anfang 

Juni bemüht sich auch die KWS (Kleinwanzlebener Saatzucht) um die 
unbeschränkte Zulassung einer Herbizidtoleranten Gentech-Mais.

Gleise zu Beeten
Aus Protest gegen die Castor-Transporte nach Frankreich haben Green- 

peace-Aktivisten, als Gärtner gekleidet, die Eisenbahngleise vor dem 
Atomkraftwerk Stade bepflanzt. Sie verteilten zehn Kubikmeter Erde auf 

den Gleisen und pflanzten Apfelbäume sowie Blumen darauf, en

Weniger Allergien bei Bauernkindern
Bauernkinder bekommen weniger Allergien als Stadtkinder. Einer Studie 

der Universität München zufolge liegt es an dem Training des Immun­
systems durch Bakterien und Keime in den Ställen, dass es weniger zu 

Allergien, Asthma oder Heuschnupfen kommt: Je intensiver der Stallauf­
enthalt in den ersten fünf Lebensjahren, desto ausgeprägter war der

schützende Effekt, en

Ökolandbau- Kurs
Aufgrund verstärkter Nachfrage wird die Berufsbildende Schule in Lü­

chow ab kommenden Schuljahr in der einjährigen Fachschule Agrarwirt­
schaft erstmals auch einen Kurs ökologischer Landbau anbieten. Da im 

Kreis Lüchow-Dannenberg viele Betriebe ökologisch wirtschaften und 
vielfältige Betriebs- und Vermarktungsstrukturen aufgebaut haben, bie­

tet diese gute, Verknüpfungsmöglichkeiten für Theorie und Praxis. Die 
Schule hat Partnerschaften mit Schulen in Polen sowie Frankreich und 

organisiert Auslandspraktika. Nächstes Jahr ist ein länderübergreifendes 
Projekt „Leben -und Wirtschaften im ländlichen Raum" geplant. Kontakt:

Tel: 05841-3826

Biomasseverordnung verabschiedet
Nach der Verabschiedung durch den Bundesrat gilt die Zustimmung 

durch den Bundestag am 1. Juni 2001 nur noch als Formsache. Die Ver­
ordnung basiert auf dem Erneuerbar-Energien-Gesetz (EEG) und defi­

niert, welche Stoffe als Biomasse gelten, welche Verfahren zur Stromer­
zeugung aus Biomasse förderfähig sind und welche Umweltanforderun­
gen eingehalten werden müssen. So wird künftig auch Anlagen über 5 

MW sowie mit Altholz befeuerten Anlagen der durch das EEG festgeleg­
te Stromabnahmepreis von 17 bis 20 Pf/kWh garantiert. Abgewiesen 

wurde der Einsatz von Tiermehl und ähnlichen Reststoffen als Biomasse. 
Damit schafft die Verordnung vor allem Rechtssicherheit für größere In­

vestoren. Im Juni 2002 soll ein Erfahrungsbericht zu Markteinführung 
und Kostenentwicklung vorgelegt werden, we

Pflanzenöl-Schlepper-Programm gestartet
Mit dem sog. 100-Schlepper-Programm soll die Praxistauglichkeit von 
auf Pflanzenöltreibstoff umgestellte Traktoren nachgewiesen werden, 

damit technische Probleme nicht weiter als Verhinderungsargument für 
die Markteinführung reinen Pflanzenöls (kein Biodiesel!) angeführt wer­

den können. Doch die Resonanz auf das Programm blieb schwach. Rund 
82 Schlepper der Marken Deutz, Laas, Fendt, Case, New Holland und 

John Deere werden nun von den Firmen Vereinigte Werkstätten für 
Pflanzenöltechnolog’ie in Allersberg, Siegfried Hausmann in Wülfershau­
sen und der Max Stangl Landtechnik in Moos Langenisarhofen umgerüs­
tet und sollen in einem über drei Jahre laufenden Praxistest erprobt wer­
den. Dafür hat das Landwirtschaftsministerium über 5 Mio. DM an För­

dermitteln bewilligt.

„W ir müssen Treibstoffe für die Landwirtschaft finden, die auf land­
wirtschaftlichen Rohstoffen basieren und die Landwirtschaft unab­
hängiger von den auch in Zukunft wieder steigenden Mineralölprei­
sen machen", sagte der Parlamentarische Staatssekretär, Matthiass 
Berninger, im Gespräch mit Traktorenherstellern sowie dem Verband 
der Deutschen Maschinen und Anlagenbauer. Angeregt wurde des­
halb, im Bundesministerium BMVEL einen Runden Tisch „Zukunfts­
treibstoffe für die Landwirtschaft" zu installieren, we

Recht auf eigene Nahrung
Jose Bove auf Deutschland-Tournee

Der radikale Verfechter der bäuerlichen 
Landwirtschaft ist zu einer weltwei­

ten anerkannten Symbolfigur des Wider­
standes gegen die Globalisierung gewor­
den. Die Verhaftung nach einer symboli­
schen Aktion gegen eine McDonaldsfiliale 
machte ihn in Frankreich zum Volkshel­
den. Nun ist es der AbL zusammen mit der 
Tageszeitung, dem BUND und dem Agrar­
bündnis gelungen Bove nach Deutschland 
einzuladen. Im Interview mit der Tages­
zeitung spricht sich Bove für Ernährungs- 
souveränität und bäuerliche Landwirt­
schaft aus: „Die Europäische Gemein­
schaft hat ihre Agrarpolitik 1958 mit dem 
Ziel begonnen, die Bevölkerung Europas 
ernähren zu können. Wir haben uns damit 
etwas herausgenommen, was andere Län­
der nicht dürfen -  sich abzuschotten und 
den eigenen Nahrungsmittelmarkt zu be­
halten. Dieses Recht müssten wir auch

den Entwicklungsländern zugestehen. Im 
Moment stammen 80 Prozent aller Agrar­
produkte, die weltweit gehandelt werden, 
aus den USA und der EU, die ihre hoch 
subventionierten Produkte zu Dumping­
preisen verkaufen.
Renate Künast und die anderen EU-Agrar- 
minister müssen vor allem etwas dagegen 
tun, dass immer mehr Bauern das Hand­
tuch werfen. Die Konzentration auf Groß­
betriebe schreitet immer weiter voran. Wir 
müssen den Bauern helfen, ihre Produkti­
on zu ‘desintensivieren’. Wir müssen die 
Kleinbauern schützen. Was hilft es uns, 
wenn wir zwar auf der einen Seite Öko-Es­
sen haben, aber auf der anderen Seite lau­
ter Bauernhöfe, die nur noch als Wochen­
endparks dienen. Wo wir unseren Kindern 
zeigen können: Guckt mal, so haben die 
Bauern gelebt."

Der Star der Globalisie­
rungsgegner, Jose Bov6 
tritt auf verschiedenen 
Diskussionsveranstaltun­
gen auf und trifft unter 
anderem Mitglieder der 
Bäuerlichen Notgemein­
schaft im Wendland. Ber­
lin, Dannenberg, Mün­
chen und Saarbrücken 
lauten die Stationen der 
Reise von Jose Bove 
durch Deutschland.
Foto: Rotpunktverlag

Protest gegen Keulung dauert an

Nach und nach werden die Einschrän­
kung zur Seuchenbekämpfung gegen 

die Maul- und Klauenseuche wieder gelo­
ckert. In Großbritannien hoffen die Bau­
ern und Bäuerinnen auf keine weiteren 
Fälle, aber die Kritik an der Keulung einzi­
ge Lösung bleibt. In Baden-Württemberg 
hat Anneliese Schmeh nun eine Unter­
schriftenliste vorbereitet, um gegen die 
bisherige MKS-Bekämpfung protestieren. 
Darin wird der Abschied von der Illusion 
eines seuchenfreies Europas durch Keulen 
gefordert. Für Bauernfamilien sei neben 
der ökonomischen Katastrophe, auch der

Verlust von jahrzehnter langer Zuchtar­
beit sowie die schweren psychischen Bela­
stungen zu bedenken. Tieren können 
nicht als bloße ökonomische Werte behan­
delt werden. Ebenso seien die ökonomi­
schen Überlegungen überholt, denn die er­
hofften Gewinne aus Tierexporten stün­
den in keinem Verhältnis zu den Kosten 
der Ausrottung mehr. Als Folgerung wird 
ein Moratorium der Keulungen bis zur 
Aufhebung der EU-MKS-Verordnung ver­
langt. Die Unteerschriftenlisten können 
bei Anneliese Schmeh bestellt werden .ms 
Kontakt: A. Schmeh; Tel.: 07553-7529
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Gerichte entdecken die Vielfalt 
der Möglichkeiten

Nachbauverfahren nehmen unterschiedliche Entwicklungen

Den 25. September diesen Jahres soll­
ten sich alle Interessierten an den 

Auseinandersetzungen rund'um die Nach­
baugebühren im Kalender rot anstreichen. 
An diesem Tag wird sich erstmals der Bun­
desgerichtshof (BGH) in Karlsruhe mit 
dem Thema auseinandersetzen. Die Ver­
handlung wird sicherlich von vielen Bäue­
rinnen und Bauern mit Spannung erwar­
tet, so dass sich einige von ihnen auf den 
Weg zur höchsten deutschen juristischen 
Instanz machen werden. Die vom BGH zu

erhoffende Rechtssicherheit in der Sache 
ist umso wichtiger, seit Gerichtsentschei­
dungen in den einzelnen Bundesländern 
immer unterschiedlicher ausfallen und 
längst nicht mehr davon gesprochen wer­
den kann, dass einheitlich und mehrheit­
lich zugunsten der Pflanzenzüchter geur­
teilt wird. So hegte z. B. kürzlich das 
Landgericht in Neuruppin in einem Ver­
fahren, in dem es wieder einmal um den 
Auskunftsanspruch der Saatgut-Treu- 
hand-Verwaltungs GmbH (STV) gegen­
über Bäuerinnen und Bauern ging, Beden­
ken, mit denen sich nun der Europäische 
Gerichtshof befassen soll: Die Richter 
reichten -  wie schon ihre Kollegen von den 
Oberlandesgerichten in Frankfurt und 
Düsseldorf -  verschiedene Fragen bezüg­
lich der Befugnisse der STV zur Klärung 
an den EUGH weiter und beschlossen, das 
Verfahren vorerst ruhen zu lassen.

Interessante Blüten
Des weiteren gibt es nun bereits an mehre­
ren Gerichten Verfahren zu den tatsächli­
chen Nachbaugebühren, die -  allerdings 
auch auf Grund der jeweils unterschiedli­

chen Sachlagen der Fälle -  interessante 
Blüten treiben. So entschied (wie bereits 
berichtet) das Landgericht in Frankfurt zu 
Gunsten eines Bauern, der ohne das Ko­
operationsverfahren unterschrieben zu 
haben, statt den von der STV eingeforder­
ten 80% der Z-Lizenzgebühr an Nachbau­
gebühren (Veranlagung nach dem sogn. 
»Gesetzlichen Verfahren«), lediglich 50 % 
der Z-Lizenzen (sich berufend auf die EU- 
Gesetzgebung) überwiesen hatte.
In Düsseldorf hingegen ging so ein »80%-

Fall« negativ für den Bauern aus. Dieser 
hatte allerdings zunächst das Koopera­
tionsabkommen von DBV und Bundes­
verband Deutscher Pflanzenzüchter 
(BDP) unterschrieben, bevor er am Ende 
die von der STV eingeforderte Gebühren­
zahlung verweigerte. Zwar erkannte das 
Gericht an, dass der Bauer durch be­
stimmte Formulierungen im Koopera­
tionsabkommen »arglistig getäuscht« wur­
de. Im Kooperationsvertrag wird nämlich 
so getan, als sei bei der Gebührenveranla­
gung nach dem gesetzlichen Verfahren die 
Gebührenhöhe mit 80 % der Z-Lizenz ge­
setzlich festgeschrieben, tatsächlich steht 
im Gesetz aber nur etwas von einer »ange­
messenen« Gebühr. Gleichzeitig befanden 
die Richter aber eine Gebührenhöhe von 
80 % der Z-Lizenz für »angemessen.« Von 
den Düsseldorfer Richtern wird, also die 
gummihafte Gesetzestextstelle von dem 
»angemessenen« Entgelt an die Pflanzen­
züchter für die Nachbaunutzung ge­
schützter Sorten mit der 80 %-Marke, die 
die Pflanzenzüchter in Deutschland fest­
gelegt haben, gefüllt, von Frankfurter 
Richtern mit der 50 %-Regelung der EU-

Gesetzestexter. Jene EU-Festlegung woll­
ten die Rheinländer Juristen eben deshalb 
nicht gelten lassen, weil es in Deutschland 
das Kooperationsabkommen, als staaten­
individuelle Umgangsform mit der Nach- 
bauproblematik gibt. Das bedeutet, dem 
DBV wird das Alleinvertretungsrecht der 
Bäuerinnen und Bauern gegenüber den 
Pflanzenzüchtem in Sachen Nachbauge­
bühren zugesprochen. Und es bedeutet 
aber auch, dass bei einer Kündigung des 
Kooperationsabkommens, die 50 %-Rege- 

lung von den Richtern akzeptiert 
würde.

Fesselnder Vertrag
Spätere Zahlungsverweigerun­
gen von eingeforderten Nach­
baugebühren sind schwierig ge­
richtlich durchzusetzen, wenn 
von Bauern zuvor das Koopera­
tionsvertragswerk per Unter­
schrift anerkannt wurde. Dessen 
sollte man sich bewusst sein, 
warnt Rechtsanwalt Matthias 
Miersch von der Interessenge­
meinschaft gegen die Nachbau­
gebühren und Nachbaugesetze 
und verweist auf ein noch laufen­
des Verfahren in München. Der 
Vorsitzende Richter äußerte, 
man komme aus einem einmal 
geschlossenen Vertrag »nicht 
mehr raus«. Anders sieht er die 
Lage, wenn das Kooperationsab­
kommen nicht unterzeichnet,

d.h. eine Veranlagung nach dem »gesetzli­
chen Verfahren« in Kauf genommen und 
schließlich die Zahlung ganz oder teilwei­
se verweigert wurde. In einem auch noch 
laufenden Falle, ebenfalls in München, 
will das Gericht nun in die Beweisaufnah­
me einsteigen. Schließlich wird bislang 
nur mit omminösen Prozentzahlen 50, 80 
etc. hantiert. Offen bleibt bislang nach An­
sicht des Gerichts, wie die schließlich in 
Mark und Pfennig in Rechnung gestellten 
Gebühren aber eigentlich zustande ge­
kommen sind. Wie werden jene Z-Lizenz- 
gebühren gestaltet und wer ist eigentlich 
dafür verantwortlich ? Das ist nur eine der 
Fragen, die die Münchener Richter durch 
die Vorladung von drei Pflanzenzüchtern 
zu klären hoffen. Damit wird nun endlich 
auch einmal der Auskunftsanspruch der 
Bäuerinnen und Bauern respektiert, die 
durchaus ein (auch gesetzlich festge­
schriebenes) Recht darauf haben zu erfah­
ren, wie die Zahlen* die am Ende als an­
geblich zu zahlender Betrag auf der Rech­
nung aüftauchen, eigentlich zustande 
kommen. . cs

Der Blick auf die kommende Getreideernte bringt auch keine Klarheit in die richterlichen Entscheidungen zum 
Thema Nachbaugebühren. Foto: Erdmanski-Sasse

Qualitäts- und 
Verbreitungs­
probleme
Ein Sprecher des Gemein­
schaftsfonds Saatgetreide 
(GFS) (Organisation von 
Getreidezüchtern) erklärte, 
die Qualität von Zertifizier­
tem (Z-) Saatgut lasse, 
nach wie vor, zu wünschen 
übrig. Kritisiert wurden 
maßgeblich Beizprobleme, 
so waren weniger als ein 
Drittel der im vergangenen 
Herbst untersuchten Pro­
ben ausreichend gebeizt, 
andererseits wiesen 3 %  
der Proben zuviel Beize 
auf. Bei Keimfähigkeit und 
Reinheit gäbe es laut GFS, 
anders als in der Vergan­
genheit, keine Beanstan­
dungen mehr. Unzufrieden 
zeigte man sich hingegen 
auch mit der weiteren Ver­
breitung von Z-Saatgut. 
Zwar konnte der Absatz 
gegenüber dem Vorjahr 
wieder geringfügig gestei­
gert Werden, er blieb aber 
unter dem Aussaatjahr 98/ 
99 und damit unter der 
angestrebten Menge von 
60% Saatgutwechsel. Ei­
gentlich hatten ja die 
Nachbaugebühren den Z- 
Saatguteinsatz in die Höhe 
schnellen lassen sollen, bis­
lang erhöhte sich die Quo­
te nur um rund 10 %  von 
47 %  in 1995/96 und 
scheint nun bei 58 bis 59% 
mehr oder weniger zu 
stagnieren.
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Agrarwende mit Öko-Grossfarmen?
„Wie ein niedersächsischer Geflügelhalter mit gigantischen Ökofarmen 
die Agrarwende vollzieht" - unter dieser Überschrift berichtet der „Fo­

cus" über den Unternehmer Heinrich Tiemann aus Twistringen und seine 
Firmen „Wiesengold" und „Grüne Wiesen". Demnach legen Tiemanns

220.000 Biohennen einen Grossteil der deutschen Öko-Eier, gleichzeitig 
kommen jährlich 100.000 Bio-Masthähnchen und 100.000 Bioputen 

hinzu. Neben der konventionellen Bodenhaltung wächst der Bio-Bereich 
im Unternehmen rasch, vor allem auch über bisher 18 Bio-Vertragsland- 
wirte mit jeweils 15.000 Legehennen. Alle Ställe sollen die Vorschriften 

der EU-Bioverordnung erfüllen, was Haltung, Fütterung oder Auslauf be­
trifft. „Focus" berichtet allerdings auch über Bürgerinitiativen von Nach­

barn gegen die Ökofarmen und von skeptischen Stellungnahmen des 
BUND gegen diese Grössenordnungen. Informationen aus der Bio-Szene 
zufolge plant das Unternehmen Tiemann auch den Bau eines Geflügel- 

Zerlegebetriebs bei Cloppenburg. Teilhaber sollen sein: Deutschlands 
zweitgrößter Putenmäster „Heidemark" und einer der größten deut­

schen Kraftfutterhersteller, die südoldenburgische GS Schneiderkrug, die 
zuletzt bekannt wurde durch den Bau von fünf konventionellen Sauen- 
Anlagen mit je 2000 Sauen in Lohnproduktion auf landwirtschaftlichen

Betrieben, gf

Planungsstop für Schweineställe
Wegen fehlender Rechtgrundlage werden in Schleswig-Holstein zu­

nächst alle laufenden Genehmigungsverfahren für Schweineställe ge­
stoppt. Das kündigte Umweltminister Klaus Müller an und damit be­

schreitet Schleswig-Holstein den gleichen-Weg wie Nordrhein-Westfalen. 
Der Grund: Unter Berufung auf das Urteil des Bundesverfassungsgericht, 

das 1999 die Hennenhaltungsordnung für 
nichtig erklärt hatte, wies die Bundesregierung 
Anfang April darauf hin, dass dies auch für die 

Schweinehaltungsverordnung gelte.
Umweltminister Müller sieht jetzt die Chance 

gemeinsam mit Bauern-, Tierschutz- und Um­
weltverbänden konkrete Vorschläge für eine 

artgerechte Tierhaltung in Schleswig-Holstein 
zu erarbeiten, pm

• •

Oko-Siegel verabschiedet
Weitere Markt- und Preisentwicklung für Ökobauern bleibt abzuwarten

U ;
Im das Ziel 20 Prozent Ökolandbau in 
' 10 Jahren zu erreichen, hatte Land­

wirtschaftsministerin Künast angekün­
digt neue Qualitätszeichen einzuführen. 
Letzte Woche' ist die Entscheidung über 
das neue Ökozeichen gefallen: für alle 
Produkte, die nach den Regeln der EU- 
Bio-Verordnung hergestellt werden, gilt 
das neue Öko-Siegels. Damit ist das Öko­
prüfzeichen von CMA und AGÖL endgül­
tig gescheitert. Nachdem sich die CMA 
jahrelang nur spärlich für den Durchbruch 
des einheitlichen Ökoprüfzeichens auf 
AGÖL-Niveau eingesetzt hat, verliert nun 
auch der Deutsche Bauernverband (DBV) 
über die CMA seine Definitionsmacht 
über den Ökolandbau. Zwar betont der 
Bauernverband in seinen DBV-Informa- 
tionen, er lege Wert darauf, dass die EU- 
Bio-Verordnung an den deutschen Stan­
dard herangeführt werde. Doch wenn 
Ausgrenzung und Links-Liegen-Lassen

Stadtgüter nur im Paket
Die Stadt Berlin will einen 76%-Mehrheitsanteil 
an ihren acht Stadtgütern (mit 13.000 ha und 
45 Mio. kg Milchquote Deutschlands größter 

Milchbetrieb) verkaufen und zwar an einen 
einzigen Investor, der an „innovativen Produk­
tionsverfahren und an einer stärkeren Ausrich­

tung an Zielen der ökologischen Landwirt­
schaft und der artgerechten Tierhaltung" inter­
essiert sein soll. Angesichts des enormen Kapi­
talbedarfs, z.B. auch für die Umgestaltung der 

alten DDR-Großanlagen, vermuten Insider, 
dass der holländische Molkereikonzern Campi­

na Melkunie (dem auch Tuffi, Südmilch und 
die Berliner Emzett-Molkerei gehören) gute Aussichten für eine Über­

nahme haben könnte, en

Schmutzige Schokolade
70 Prozent des aus der afrikanischen Elfenbeinküste exportierten Kakaos 

werden laut einer ARD-Sendung von Sklaven geerntet. Ein Drittel der 
hierzulande verzehrten Schokolade stammt unmittelbar aus Sklavenar­

beit. Der Fernsehbericht riet von einem Boykott ab, besser sollten Politik, 
Wirtschaft und Verbraucher direkt Einfluss nehmen auf die Produktiöns- 
und Sozialverhältnisse. Die Berichte über die „Kindersklaventransporte" 
auf dem Schiff des Wolfsburger Fussballprofis Ekquobori, der nach Ein­

greifen des Sponsors VW suspendiert wurde, machten diesen Hand­
lungsbedarf erschreckend deutlich, en

Sojaverarbeiter wird Chefunterhändler
Zum Chefunterhändler für den Agrarhandel hat US-Präsident Bush den . 

jetzigen Präsidenten der „National Oilseed Processors Association" (Ver­
band der Ölsaatenverarbeiter) ernannt. Die Berufung von Allen Johnson 

soll laut Ernährungsdienst die US-Exporte voranbringen, en

ln Schweizer Supermärkten gibt es seit Jahren ein umfangreiches Bio-Angebot. Und 
das, obwohl die Eidgenossen auf hohe Bio-Qualitäten statt auf gesetzlichen Mindest­
standard setzen. Foto: FebL

über Jahre den Umgang mit der alternati­
ven Wirtschaftsweise bestimmt haben, er­
scheint es anmaßend jetzt gegenüber der 
EU einzufordern, höhere Standards einzu­
führen, zu deren Entwicklung der DBV 
nicht beigetragen hat.

Ein, zwei, drei Klassen?
Mehr Gewicht in den Verhandlungen hat­
ten die Vertreter des Lebensmitteleinzel­
handels (LEH)mit ihrer Forderung nach 
einer ausreichenden Sicherheit für den 
Bezug von Ökoprodukten aus Deutsch­
land und dem Ausland. Die Teilnahme des 
Lebensmitteleinzelhandels am Zeichen 
ist nach Ansicht des Bundeslandwirt- 
schaftsministerium (BML) wesentlich für 
das Erreichen von 20 % Ökolandbau. So 
sei eine ausreichende Verfügbarkeit von 
Ökoprodukten in Supermärkten eine 
Meßlatte für den Erfolg der Politik des Mi­
nisteriums.

Auch Bioland, Demeter und der Natur- 
kostfachhandel haben sich für ein Ökozei­
chen auf dem Niveau der EU-Bio-Verord- 
nung eingesetzt. Damit gebe es einen 
Standard für den Ökolandbau, von dem 
sich Premiummarken abheben könnten. 
Naturland hingegen hatte sich mit den an­
deren AGÖL-Verbänden für ein privat­
wirtschaftliches Zeichen stark gemacht. 
Gerald Hermann, Geschäftsführer von 
Naturland, befürwortete den Standard der 
IFOAM (internationale Dachorganisation 
Ökologischer Landbaubewegungen), die 
über der EU-Bio-Verordnung liege. Als po­
sitives Beispiel für hohe Bioqualität im 
Supermarkt nennt er die Schweiz, und 
gibt zu bedenken, dass schwedische und 
britische Handelsketten ab 2003 nur noch 
IFOAM-zertifizierte Ware kaufen werden. 
Zugleich erinnert er daran, dass auch der 
regionale Absatz gefördert werden müsse.

Bessere Übersicht?
Die Einschätzung, ob das neue Zeichen zu 
einer Vereinfachung der unzähligen Öko- 
Marken in Deutschland führt, ist geteilt. 
Bioland sieht die Vorteile für Verbraucher, 
da das neue Zeichen sowohl vom LEH als 
auch vom Naturkosthandel verwendet ' 
werden kann, denn auch im Naturkost­
handel erfüllen rund 20 % der Produkte 
nur den EU-Standard. Anders sieht das 
Hans Urbauer, Bioland-Bauer aus Bayern. 
Statt einer Vereinfachung der Zeichenzahl 
werden zwei unterschiedliche Standards 
durchgesetzt. Zusätzlich müssten dann 
immer noch die eigenen Marken der Ver­
bände oder des LEH beworben werden. 
Stellt sich die Frage, ob dadurch das Ziel 
der besseren Übersichtlichkeit nicht nur 
verfehlt, sondern sogar hintertrieben 
wird?
Weiter kritisiert er, dass sich der Lebens­
mitteleinzelhandel mit seinem Wunsch 
nach einem größeren anonymen Angebot 
von ausländischen Biowaren durchgesetzt 
hat. Aber billige dänische Milch und billi­
ger ungarischer Bio-Weizen können ja 
nicht das Ziel sein.

Mehr Vorteile für Bauern?
Für die Bio-Bauern hat das neue Zeichen 
den Vorteil, dass es keine weitere Kontrol­
le mit Mehrkosten nach sich zieht. Da es 
sowohl im Naturkostfachhandel als auch 
in den Supermärkten verwendet werden 
kann, gilt bislang die Einschätzung, dass 
seine Bekanntheit mit geringem Werbe­
aufwand steigt. Ob das neue Ökosiegel 
den Ökoprodukten im Lebensmittelein­
zelhandel jetzt zum Durchbruch verhelfen 
wird, ist noch nicht entschieden. Etliche 
der bisherigen Anläufe sind versandet. 
Und welche Folgen das Ökosiegel für Er­
zeugerpreise hat, bleibt abzuwarten, ms
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Die Wende ist eingeläutet
Bundesregierung will Käfighaltung der Legehennen verbieten

Bundeslandwirtschaftsministerin 
Renate Künast will mit dem Ent­

wurf einer neuen Hennenhaltungsver- 
ordnung, den sie im April vorgelegt 
hat, nicht nur die konventionellen Kä­
fige für Legehennen verbieten, sondern 
auch die »ausgestatteten« Käfige, die 
die Europäischen Union 1999 auf un­
begrenzte Zeit zugelassen hat. Ein 
deutlicheres Zeichen für ihren ernst­
haften Willen, eine Wende in der Agrar­
wirtschaft zu erreichen, hätte 
die Ministerin kaum setzen 
können.
Seit Beginn der 60er Jahre, als 
die Intensivierung in der land­
wirtschaftlichen Tierhaltung 
einsetzte, hat der Deutsche 
Tierschutzbund dafür ge­
kämpft, dass Hühner nicht in 
Käfige gesperrt, sondern ihren 
Bedürfnissen entsprechend 
artgerecht gehalten werden 
sollten. Doch statt politische 
Weichen zu stellen, die den 
Schutz der Hennen gewähr­
leistet hätten, hielt Bundes­
landwirtschaftsminister 
Kiechle (CDU) es mit der 
Agrarindustrie: Die Hennen- 
haltungsverordnung, die 1987 
in Kraft trat, legalisierte die da­
mals übliche, grausame Praxis 
der Hühnerhaltung: In mehre­
ren Etagen übereinander ange­
ordnete; enge, niedrige Käfige mit 
schrägem Drahtgitterboden von weni­
ger als einer Schreibmaschinenseite 
Grundfläche pro Huhn, in denen die 
Tiere nicht einmal aufrecht stehen -  ge­
schweige denn mit den Flügeln schla­
gen, laufen, scharren oder sandbaden -  
können, sollten über Jahre hinweg der 
Lebensraum für Millionen von Hennen 
sein.

Beginn des Ausstiegs
Neun Jahre dauerte es, bis das Bundes­
verfassungsgericht (BVG) über die 
Normenkontrollklage gegen die Hen- 
nenhaltungsverordnung entschied, die 
das Bundesland Nordrhein-Westfalen -  
auf Drängen des Deutschen Tier­
schutzbundes -1990 eingereicht hatte. 
Die Bundesländer Bremen und Nieder- 
sachseri hatten sich der Klage ange­
schlossen und wurden von Hessen und 
Mecklenburg-Vorpommern unter­
stützt. Am 9. Juli 1999 jedoch läutete 
das BVG den Ausstieg aus der Käfig­
haltung ein: Es setzte die Hennenhal- 
tungsverordnung außer Kraft und for­
derte die Bundesregierung auf, eine 
neue Verordnung vorzulegen, die den 
Anforderungen des Tierschutzgesetzes

entspricht und eine artgerechte Hal­
tung der Hühner gewährleistet. 
Wenige Wochen zuvor, im Juni 1999, 
hatte die Europäische Union eine 
Richtlinie zur Legehennenhaltung ver­
abschiedet, die alles andere als tier­
schutzgerecht ist. Statt die tierquäleri- 
sche Käfighaltung zu verbieten, sollten 
die Käfiggrößen lediglich - bei langen 
Übergangsfristen -schrittweise um bis 
zu 250 qcm vergrößert werden -  die

tung mildern -  eine Forderung, die die 
Geflügelindustrie, wie könnte es auch 
anders sein, bereits als »unrealistisch« 
kritisiert.

Schärfere Strafen nötig
Wer seinen Hennen mehr als die maxi­
mal zulässige Ammoniakkonzentrati­
on von 20 ppm zumutet, muss dem der­
zeitigen Entwurf zufolge allerdings 
nicht mit einem Bußgeld rechnen. Dies

Bis zum 31.12.2006 oder gar bis 
31.12.2011 soll es noch zulässig sein, 
Hennen in Käfigen mit einer nutzbaren 
Fläche von mindestens 550 qcm je 
Huhn bzw. bei Tieren schwerer Rassen 
(mindestens 2kg Körpergewicht) 690 
qcm je Huhnzu halten. Bei Anlagen, 
die der außer Kraft gesetzten Hennen- 
haltungsverordnung von 1987 entspre­
chen, würde es in der Regel genügen, 
die Anlage mit einem Huhn pro Käfig 

weniger zu besetzen, um diese 
Vorgabe zu erfüllen. Dies ist 
extrem unbefriedigend, zumal 
das BVG in seinem Legehen- 
nen-Urteil keineswegs »schwe­
re Rassen« zugrundegelegt hat, 
als es zu dem Schluss kam, 
dass ein Huhn, allein um ste­
hen zu können, eine Grundflä­
che von 690,2 qcm benötigt.

’ “ " ' i

ln der Schweiz ist der Ausstieg aus der Käfighaltung schon vollzogen. Und wenn Hühner auf dem Rütlihof bei der 
Familie Abt viel Platz genießen können, kaufen die Schweizer trotz des höheren Preises für Eier aus artgerechter 
Haltung trotzdem kaum billigere Importeier aus Käfighaltung. Foto: AbL

Größe eines Hundertmarkscheins. Ab 
2012 sollten die »ausgestalteten« Käfi­
ge mit kleinen Sitzstangen, einem 
»Nest« und einer Sandbademöglich- 
keit ausgestattet sein. 
Bundeslandwirtschaftsminister Funke 
plante noch im Dezember 2000, diese 
ungenügende EU-Richtlinie quasi eins 
zu eins in deutsches Recht umzusetzen 
und das bahnbrechende Urteil des 
BVG damit zu übergehen.

Käfige werden verboten
Und nun geschieht das kaum noch Er­
hoffte: Die neue Bundeslandwirt- 
schaftsministerin, Renate Künast, 
macht von ihrem Recht Gebrauch, 
über die »Mindestanforderungen« der 
EU hinauszugehen und schreibt vor, 
dass Haltungseinrichtungen, in denen 
Legehennen gehalten werden, eine 
Höhe von mindestens 2 m aufweisen 
müssen. Damit ist die Hennenhaltung 
sowohl in »konventionellen« als auch 
in »ausgestalteten Käfigen« generell 
verboten.
Für neu gebaute Anlagen soll zudem 
Tageslicht vorgeschrieben werden. 
Den stechenden Ammonikagestank 
will man durch ausreichende Belüf­

müsste aus Gründen des Tierschutzes 
dringend noch ergänzt werden. Auch 
in anderen Bereichen, in denen das Mi­
nisterium sich lediglich an der EU- 
Richtlinie orientiert hat, besteht noch 
Diskussionsbedarf.

Zu langer Übergang
Dringend zu diskutieren sind außer­
dem die unverständlich langen Über­
gangsfristen, die den Betreibern von 
Käfiganlagen eingeräumt werden sol­
len. In der Schweiz wurde die Käfighal­
tung 1981 mit einer Übergangsfrist von
10 Jahren verboten. Die Bundesregie­
rung will den Käfigbetreibem dagegen 
unverständlicherweise bis zu 20 Jahren 
Zeit geben, ihre Anlagen umzurüsten. 
In Deutschland sollen herkömmliche 
Käfigbatterien (Käfigfläche von 450 
qcm je Henne), den Vorgaben der EU- 
Legehennenrichtlinie entsprechend, 
noch bis zum 31.12.2002 erlaubt sein. 
Anlagen mit »ausgestalteten« Käfigen, 
die vor Inkrafttreten der Verordnung in 
Betrieb genommen oder genehmigt 
wurden, sollen mindestens bis zum 31. 
Dezember 2011 Bestandsschutz erhal­
ten -  möglicherweise sogar bis Ende 
2021.

Mehrkosten akzeptiert
Die zusätzlichen Kosten, die 
entstehen, wenn Hühner nicht 
mehr in Käfigen gequält wer­
den, wird die Eierindustrie auf 
den Eierpreis aufschlagen. Das 
Bundesministerium rechnet 
mit Mehrkosten von 20 -  25%. 
Doch die EU-Kommission 
geht davon aus, dass die Völie- 
renhaltung zum Beispiel nur 5 
-15% höhere Produktionskos­
ten verursacht als die Käfighal­

tung. Dass die Verbraucher die tierquä- 
lerischen Käfigbatterien ablehnen, zei­
gen verschiedene Umfragen von Mei­
nungsforschungsinstituten. Einer Um­
frage zufolge, die der Deutsche Tier­
schutzbund gemeinsam mit seiner Eu­
ropäischen Dachorganisation, der EU­
ROGROUP for Animal Welfare, durch­
geführt hat, sind die Verbraucher 
durchaus zudem bereit, Mehrkosten zu 
tragen, wenn sie wissen, dass sie damit 
Tierleid verhindern.
In der Schweiz sind Käfigbatterien seit 
1992 verboten -  und die viel beschwo­
rene Befürchtung, die Konsumenten 
würden auf Kosten der heimischen 
Landwirte nur noch zu billigen Käfigei- 
em aus dem Ausland greifen, hat sich 
nicht bestätigt. Der Anteil im Inland 
erzeugter Eier an der Gesamtprodukti­
on ist seit 1991 sogar von 65% auf heu­
te 75% gestiegen.

D r. H e id r u n  Betz, 
D e u tsc h e r  T ie rs c h u tz b u n d  e.V.

Die ausführliche Stellungnahme des Bünd­
nisses Tierschutz zum Entwurf einer neuen 
Hennenhaltungsverordnung kann abgefordert 
werden in der Bundesgeschäftsstelle des 
Deutschen Tierschutzbundes, Baumschulal- 
lee 15, 53115 Bonn, Fax: (0228) 60 49 640, 
E-Mail: bg@tierschutzbund.de

mailto:bg@tierschutzbund.de
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Tegut dumpt Bio-Ziegenmilch
Erst nach Protesten des Naturkosthandels hat der Fuldaer Lebensmittel­

einzelhändler Tegut den Preis für Bio-H-Ziegenmilch von 2,99 DM auf 
3,49 DM erhöht. Im Naturkostgroßhandel beträgt der Einkaufspreis für 
Milch der Molkerei Scheitz jedoch schon 3,20 DM und der empfohlene 

Verkaufspreis liegt bei 4,99 DM. Auch der niedrige Verkaufspreis von 
Bio-Milch-Produkten der Molkerei-Schrozberg führte zu Unmut bei Na­

tu rkostladner. Auch hier kündigte Tegut Preis-Korrekturen an. Pm

Milchpreiserhöhung
Die Molkereien können derzeit eine deutliche Preiserhöhung für Milch 

und Milchprodukte gegenüber den Handelskonzernen durchsetzen. 
Selbst bei Aldi soll es keinen Liter mehr unter 1 DM geben. Der Hinter­

grund: Frischeprodukte sind knapper geworden, weil etliche Molkereien 
aus der unrentablen Herstellung von Frischeprodukten und H-Milch aus­

gestiegen sind, die Nachfrage nach Molkereiprodukten und vor allem 
Käse ist seit BSE gestiegen. Außerdem ist derzeit die Herstellung von 

Milchpulver und Konzentraten lukrativer geworden, so dass die kleineren 
Hersteller dieser Trockenprodukte bzw. die Versandmolkereien die Milch 
ins Ausland (Italien, Holland) liefern, den Milchbauern bis zu 10 Pfennig 

höhere Milcherzeugerpreise anbieten können als die Marktmolkereien. 
Folge: den großen Marktmolkereien laufen die Lieferanten (und damit 

der Rohstoff) in Scharen davon, der gerade erst fusionierten-Nordmilch 
z.B. 300 Mio. kg (ein Zehntel des Milchaufkommens). Das Molkereima­

nagement versucht nun, die'Großlieferanten unter den Erzeugern zu 
halten, und zwar durch Staffelpreis-Zuschläge auf größere Milchmen­
gen, durch Kappung der Geschäftsanteile und durch höhere Belastun­

gen der kleinen Erzeuger durch höhere „Stopp-Gelder" bei der Milcher­
fassung. Diese Unternehmenspolitik, die gegen alle genossenschaftli­
chen Prinzipien ist, verärgert nun-die kleineren Milchbauern und führt 
auch unter ihnen zu Austritten. Als „Verzweiflungsschritt" der Markt­
molkereien nach vorn bezeichnet die Lebensmittelzeitung deshalb die 

Preiserhöhung für Milchprodukte. Marktexperten warnen aber gleichzei­
tig davor, dass der Preis bei Frischeprodukten wieder sinken könnte, 

wenn zuvor ausgeschiedene Molkereien ihre Kapazitäten wieder nutzen.
en

„Happy Cow"- Weidemilch
Der Schweizer Handelskonzern Migros führt 
unter der Marke „Happy Cow" eine H-Milch 

von „garantiert freiläufenden Kühen" ein. Die 
Milch von 39 Lieferanten kostet 15 Rappen 

pro Liter mehr als normale Milch. Noch weiter 
gehen laut top agrar die europäischen Super­
marktketten, die dem Verband Eurep angehö­

ren: Sie wollen ab 2002 nur noch Milchpro­
dukte von Milchbetrieben verkaufen, die einen 

Sommerweidegang ihrer Milchkühe gewähr­
leisten. en

Dumeco kauft „Grünen Weg"
Dumeco, der grösste niederländische Fleisch­
konzern, hat in den letzten Wochen sowohl 
den größten holländischen Rindfleischverar­
beiter Kroot-Vlees übernommen als auch die 

Frischfleischaktivitäten von MeatpoinVSturko- 
meat. Vorbehaltlich einer Zustimmung des 

Kartellamts entstünde so einer der grössten 
europäischen Fleischkonzerne. Ausserdem 

steigt Dumeco auch verstärkt in die Bio-Pro- 
duktion ein. Wie der Online-Dienst „AgriHol- 
land" meldet, hat Dumeco mehrheitlich das 
Unternehmen „De Groene Weg" übernom­

men und damit die Vermarktung für 19 
selbstständige Bio-Fleischer, die unter diesem 

Namen Zusammenarbeiten. Angesichts von 
Schweinepest, zunehmendem europäischem 
Wettbewerb und rückläufigem Verbraucher­

vertrauen begann Dumeco schon 1999 mit ei­
ner Extra Bio-Linie „Good Farming EKO". An­
geblich sollen nun auch die bisher als „artgerecht gehalten" vermarkte­

ten „Scharrel-Schweine" in die Bio-Schiene kommen, en

Milch auf neuen Wegen
Ein Beispiel für Direktvermarktung aus den Niederlanden

Geben Milch für 400 Kunden. (Foto: Wieringa)

T totz steigender Milchpreise ist es vie­
len Landwirten nicht möglich durch 

die Ablieferung ihrer Milch an die Molke­
rei kostendeckend zu wirtschaften. Be­
sonders schwierig ist die Situation für Bio­
bauern, die ihre Milch konventionell ver­
markten müssen, weil sie aufgrund zu gro­
ßer Entfernung zur nächsten Biomolkerei 
von dieser nicht abgeholt wird.
Eine interessante Lösung hat Jan Wierin­
ga, Biobauer aus dem kleinen niederländi­
schen Städtchen Achterberg, gefunden. 
Dabei war er als Berufseinsteiger in einer 
besonders schwierigen Situation. Ohne 
Land und ohne Milchquote erfüllte sich 
der Agraringenieur im Jahre 1999 den 
langjährigen Wunsch, Milchbauer zu wer­
den. Da war er schon Ende 30. Nach lan­
ger Suche konnte er Investoren gewinnen, 
die sich an der Finanzierung des Betriebs 
beteiligten. Land wurde gepachtet und 
eine Direktvermarkterquote für 75.000 1 
Milch geleast.

Ein ausgeklügeltes System
Doch wie so große Mengen Milch abset­
zen? Ein Hofladen schien aufgrund der 
Lage nicht angebracht, Marktstand und 
Abokisten zu zeitaufwendig. Die Lösung 

bestand darin, 
die Milch und 
Milchprodukte 
in Kühlanhän­
gern regelmä­
ßig an be­
stimmte Orte 
zu stellen, von 
denen sich die 
festen Kunden 
ihre Bestellung 
abholen kön­
nen. Das funk­
tioniert so: Die 
Kunden geben 
ihre Bestellung 
telefonisch auf. 
Mit Hilfe von 
EDV werden 
die Bestelllis­
ten erstellt, die 
zum einen 
dazu dienen, 
die Kühlanhän­
ger richtig zu 
beladen, aus 
der zum ande­
ren aber auch 
die Monatsab­
rechnungen er­
mittelt werden. 

Da alle Kunden dem Betrieb zu Vertrags­
beginn eine Einzugsermächtigung ertei­
len, ist aufwendiges Rechnung schreiben 
nicht von Nöten.
Die beladenen Kühlanhänger werden

dann einmal pro Woche in den umliegen­
den Gemeinden für jeweils 24 Std. aufge­
stellt. In dem Universitätsstädtchen Wage- 
ningen, wo der Absatz am größten ist, gibt 
es einen Abholpunkt, an dem der Anhän­
ger 7 läge pro Woche steht und regelmäßig 
befüllt wird. Alle Kunden haben einen 
Schlüssel und können sich somit die be­
stellte Ware zu jeder Tages- und Nachtzeit 
aus dem Wagen holen. In 99 % der Fälle 
funktioniert das auch.

Produktvielfalt ist notwendig
Milch allein würde den rund 400 Kunden 
dieses Abholsystem nicht attraktiv genug 
machen. Daher bietet Jan Wieringa viel 
mehr. In der Mini-Molkerei auf dem Hof 
wird die Milch nicht nur als Vollmilch ab­
gefüllt, sondern auch zu Magermilch, But­
termilch, Joghurt, Magerjoghurt und But­
ter verarbeitet. Bis auf die Butter wird al­
les in Literflaschen mit Plastikdeckel ab­
gefüllt. Das hat den Vorteil, daß die Kun­
den die angebrochenen Flaschen im Kühl­
schrank auch liegend aufbewahren kön­
nen.
Die Milchkuhherde samt Nachzucht 
macht etwa 110 Tiere aus. Die ‘Lakenfel­
der’ und ‘Blaarkoppen’ sind echte Zwei- 
nutzungsrinder. Dadurch bietet sich eine 
zusätzliche Vermarktung von Fleisch ge­
radezu an. Außerdem noch ein paar 
Schweine, die hauptsächlich die Reste der 
Molkerei verwerten. So kommen zu den 
1400 Litern Milchprodukten wöchentlich 
noch 50 bis 70 kg Rindfleisch und 30 kg 
Schweinefleisch. Beachtenswert auch 
hierbei die Produktvielfalt. Angeboten 
werden etwa 20 verschiedene Fleischpro­
dukte. Möglich ist das durch einen nahe­
gelegenen Schlachthof mit Öko-Lizenz, 
dem auch eine Metzgerei angeschlossen 
ist. Allerdings können die Fleischproduk­
te nur tiefgekühlt angeboten werden. 
Dazu werden sie in 200g-Tütchen ver­
packt -  auch für Single-Haushalte nicht 
zu groß.
Problematisch sind auch bei diesem Ver­
marktungssystem die Nachfrageschwan­
kungen, besonders an Feiertagen und in 
den Ferienzeiten. Wenn von den 400 Kun­
den plötzlich ein Viertel oder mehr im Ur­
laub sind, dann kann das nur bedingt 
durch entsprechendes Management der 
Kalbezeiten wett gemacht werden.
Mit der Gründung seines Betriebes hat Jan 
Wieringa vier Arbeitsplätze im ländlichen 
Raum geschaffen. Doch ist er zusätzlich 
auf die Hilfe vieler Freiwilliger angewie­
sen. Ob ein solches System langfristig 
ohne solche Helfer wirtschaftlich ist, 
hängt wohl weitestgehend vom zu leisten­
den Kapitaldienst ab, der im Falle von Jan 
Wieringa durch die Pacht- und Leasing­
verträge vergleichsweise hoch ist. ab
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Angestellt auf dem Gut Wulksfelde, 
das von der Stadt Hamburg ver­

pachtet wird, bin ich ausschließlich für 
die Tierhaltung zuständig. Die Auf­
merksamkeit, die ich den einzelnen 
Tierarten schenke, hat oft einen 
Schwerpunkt und im Moment liegt er 
bei den Rindern und dem bevorstehen­
den Weideaustrieb.
Das Kreuz mit den Kreuzen ist eigent­
lich gar keins, im Gegenteil eine genia-

Betriebsspiegel:
LN 266 ha (alles Pachtland), Ackerland 
200 ha,Roggen .Weizen, Hafer, Tritica­
le, Gerste, Kartoffeln, Möhren, Rote 
Bete, Erdbeeren, Grünland 35 ha 
Viehbestand; 800 Legehennen, 34 
Mutterkühe (Dt. Angus), 70 Mast­
schweine, 300 Gänse

le Erfindung, die das lästige jährliche 
Draht nachspannen um einiges er­
leichtert. Gelernt habe ich diese Tech­
nik vom Opa auf meinem letzten Be­
trieb, mehr Richtung Nordsee gelegen, 
vielleicht eine regionale Art des Zaun­
ziehens? Bis jetzt habe ich noch nir­
gendwo anders die Kreuze im Draht 
gesehen! Bei Spaziergängern und Rei­
tern, die es hier zuhauf gibt, führt der 
Anblick oft zu neugierigen Nachfra­
gen. Dabei handelt es sich um die einfa­
che Erfindung den Draht mittels eines 
Kantholzes, das als Hebel dient, um ein 
stabiles Rundholz zu wickeln, um so 
den Draht zu spannen. Bei Bedarf wird 
der Hebel einfach eine Runde weiter 
gedreht, ohne lästige, fest ins Holz ge­
schlagene Krampen lösen zu müssen.

Mein Kreuz m

100%ig in Schach halten kann man al­
lerdings die Jungtiere auch nicht, an­
sonsten wäre es wohl die Erfindung

, schlechthin.
Als nächstes sind dann die Gänse dran 
mit der Aufmerksamkeit. Die vier Wo­
chen alten Gössel wollen in den dann 
leerstehenden Kuhstall einziehen und 
ein Teil vom Hofteich muss abgezäunt 
werden, damit die Tiere abends gut 
nach Hause getrieben werden können, 
ohne sich im Uferdickicht verstecken 
zu können. Die Alster, die sich an der 
Weide vorbeischlängelt, muss auch 
noch gänsesicher gemacht werden. Ich 
will ja nicht unsere Weihnachtsbraten 
aus der Hamburger Innenstadt wieder 
nach Hause holen!
Unsere Mastschweine sind eigentlich

it den Kreuzen

am pflegeleichtesten. Die Ausläufe sind 
mit Halblatten umzäunt, wovon ab und 
zu mal eine erneuert werden muss, weil 
die Schweine doch zu große Lust hat­
ten, ein bisschen ausgiebiger zu knab­
bern, oder versucht haben darunter her 
in die große Freiheit zu krabbeln. 
Bleiben noch die Hühner. Gar nicht so 
blöd, wie man oft denkt. Einige schaf­
fen es immer wieder auf die Höhe des 
Zaunes zu fliegen, bei der sie dann 
durch die huhngroßen Maschenqua­
drate passen und ganz einfach hin­
durchschlüpfen. So oft habe ich schon 
nach den Schlupflöchern gesucht, bis 
ich sie dann zufällig in ca. 1,50 m Höhe 
gefunden habe. Da hilft in harten Fäl­
len nur noch das einseitige Flügelstut­
zen. Die Kühe können so wenig anfan­
gen mit den Eiern, die dann bei ihnen in 
die Tiefstreu gelegt werden.
Frau hat schon so ihr Kreuz mit den 
Tieren!! Ulrike Schreiber, 30 fahre

Leben im Tollhaus

s tut sich viel in letz­
ter Zeit: Betriebli­

che Weichenstellungen 
stehen an, die für die 
Zukunft wichtig sind.
Aber das Wichtigste, 
was in der letzten Zeit 
geschah, war die Geburt 
unseres Sohnes Jon 
Quintin. Dabei hatte 
ich überall herumerzählt, dass wir wie­
der ein Mädchen kriegen, weil ich mei­
ne weiblichen Spermien für schneller 
und schlauer hielt. Pustekuchen! Ich 
habe sogar eine Wette verloren, aber 
das habe ich gerne getan. Unser fünftes 
Kind. Nicht eben eine gewöhnliche 
Kinderzahl in unserer Zeit. Jede Menge 
blöder Sprüche muss man sich deswe­
gen anhören. Häufigster und blödester 
blöder Spruch: „Habt Ihr kein anderes 
Hobby?“. Und gleich danach: „Naja, 
wenigstens Ihr tut etwas für die Ren­
te.“
Ersterer ist schwer zu kontern, zum 
letzteren sage ich immer, dass wir uns 
auf die Zucht von Sozialhilfeempfän- 
gem spezialisiert haben, um dem Ren­
tensystem vollends den Garaus zu ma­
chen. Meine Güte, als würde irgend je­
mand bei der Entscheidung für ein 
Kind an die Rente denken!
Es gibt in unserer Gesellschaft eine un­
ausgesprochene, aber allgegenwärtige 
kollektive Annahme, dass ein Paar, 
welches viele Kinder hat, nicht das al­
lerschlaueste sein kann. Normal intelli­
gente Menschen kriegen keine fünf 
Kinder. Die kriegen zwei. Wer mehr

hat, dem passieren Fehler bei der Ver­
hütung. Mit anderen Worten: Der ist zu 
blöd dazu.
Und so spürte ich auch ganz genau, wie 
die Mitarbeiterin der Landwirtschaftli­
chen Krankenkasse am Telefon um­
schaltete, als ich sagte, ich möchte für 
unser fünftes Kind die Versicherten­
karte anfordern. Plötzlich sprach sie 
langsam und überdeutlich. „Da müs­
sen Sie einen schriftlichen Antrag stel­
len. Den schicke ich Ihnen zu, und da, 
wo ich die Kreuze gemacht habe, un­
terschreiben Sie, und dann schicken 
Sie den Antrag mit einer Kopie der Ge­
burtsurkunde zurück. Haben Sie ver- 

, standen, oder soll ich es noch einmal 
genau erklären?“ Fehlte nur noch, dass 
sie mir noch einmal die Geschichte mit 
den Bienen und Blumen aufgetischt 
hätte.
Wie dem auch sei -  jetzt sind wir also 
zu siebt, und nach dem wieder einmal

überwältigenden Erlebnis der Geburt 
(wie ein Fischrücken schob sich Jons 
Kopf durch den Geburtskanal ins Freie 
und ploppte dann zu voller Größe auf, 
während wir blöd vor Glück vor uns 
hin flennten) hat der Alltag uns jetzt 
wieder eingeholt.
Das bedeutet: viel für die Kinder da 
sein. Ein dickes Fell haben, gute Ner­
ven und ein wachsames Gespür für das 
flüchtige Glück. Denn die Szenen, die 
sich zwischen unseren Kindern abspie­
len, wechseln schnell zwischen Buller- 
bü und Bronx; manchmal geht es zu 
wie im Tollhaus. Und wenn zwei heu­
lende Kinder ankommen und Y schreit: 
„X hat mir voll in den großen Zeh ge­
bissen!“ und X sagt: „Das ist aber nur 
passiert, weil Y mir ins Gesicht getre­
ten hat!“, dann ist es schwer nicht zu 
vergessen, wie schön sie zuvor zwei 
Stunden lang friedlich Schneckenwett­
rennen gespielt haben.

Betriebsspiegel:
45 ha Ackerland (Futter- und Markt­
frucht); 55 ha meist natürliches Grün­
land; 60 Kühe mit weiblicher Nach­
zucht (schwarzbunt, .Boxenlaufstall); 45 
Butlen in Schleswig-Holstein

Die Kinder binden schon viel Energie, 
die eigentlich auch gut in den Betrieb 
fließen könnte. Vor allem die dauernde 
Fahrerei nervt, zur Schule, zum Kin­
dergarten, zu Freunden, zum Sport, 
wohin auch immer. Aber die Zeit mit 
den Kindern ist auch wichtig, schön 
und wertvoll. Und so werde ich auch 
weiterhin im Sommer einige Nachmit­
tage mit der Liebsten und den Kindern 
am Strand des Stolper Sees verbrin­
gen, wo mich Bekannte meiner Eltern 
empört ansprechen: „Kannst Du Dir 
das erlauben? Hast Du nichts zu tun?“ 
Tja, man muss halt Prioritäten setzen. 
Immer und immer wieder.

Matthias Stührwoldt
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Pommes aus Polen
Anbau und Verarbeitung von Pommes-Kartoffeln in Polen sind laut top­

agrar fest in der Hand ausländischer Unternehmen: 70 Prozent halten 
gemeinsam die holländischen Firmen Aviko und Farmfrites, außerdem 

betreibt der US-Konzern McCain ein Verarbeitungswerk, en

Baywa will WLZ
Der in Bayern marktbeherrschende Genossenschaftskonzern Baywa will 
mit der Großgenossenschaft WLZ Raiffeisen AG, Stuttgart, Zusammen­
gehen, am liebsten in Form einer Fusion. Allerdings sollen vorher noch 

die kartellrechtlichen Voraussetzungen geprüft werden. Das scheint 
auch nötig, denn vor Jahren verbot das Kartellamt eine Fusion von Bay­

wa und WLZ unter anderem deshalb, weil dadurch eine marktbeherr­
schende Stellung gegenüber den Bauern entstünde, en

Mehr Herbizide bei Gentech-Soja
Unveröffentlichen Daten des US-Agrarministeriums zufolge werden 

beim Anbau gentechnisch veränderter Sojabohnen in den USA 11 Pro­
zent mehr Herbizidmenge verwendet als bei konventionellen Sorten. Au­

ßerdem soll der Ertrag von Monsantos „Roundup-Ready-Pflanzen" (die 
gentechnisch gegen das Herbizid „Roundup" resistentgezüchtet sind) 

um 5 bis 10 Prozent niedriger sein. Das berichtet laut FAZ das Northwest 
Science and Environmental Policy Center in Idaho, en

Preismacher
ln der „Interessengemeinschaft der Schweinehaiter Nord-Westdeutsch­

land" (ISN), die etwa 10.000 Mitgliedern vertritt, wird laut Landwirt- 
sdhaftsblatt Weser-Ems die Rolle des Grossmästers Bernhard Bonekamp 

kritisch diskutiert: Bonekamp ist als 2. ISN- Vorsitzender zugleich Vor­
stand der Înternet-Schweinebörse Nord-West AG" der ISNt die per In­

ternet aus Angeboten und Kaufgeboten einen „angemessenen und rea­
lisierbaren Schlachtschweine- 

preis" zur Orientierung der 
Mitglieder ermitteln soll. Die­
ser ISN-Preis ist unter Mitglie­
dern umstritten, mit Hinweis 
auf die gleichzeitige Tätigkeit 
Bonekamps als Schweine-Bro- 
ker an der Warenterminbörse 

in Hannover, en

Illegale Landkäufe 
in Polen

Haftstrafen zwischen 8 und 
18 Monaten verhängte ein 

polnisches Gericht gegen 
mehrere Deutsche, die in der 

Region Stettin über einge­
schaltete Strohmänner etwa

20.000 Hektar Ackerland ge­
kauft hatten. In Polen ist der 
Verkauf von landwirtschaftli­

chen Flächen an Ausländer 
verboten. Dieses Gesetz um­

gingen die Verurteilten durch 
Gründung von GmbHs, an de­
nen sie zunächst Minderheits- 

Anteile hielten, aber später 
(wie vorher vertraglich vereinbart) die polnischen Mehrheitsgesellschaf­
ter auskauften. Der Prozess hat in Polen große Aufmerksamkeit erregt 
und wurde als Beleg dafür gewertet, dass deutsche Agrarunternehmer 
in großem Maßstab in Polen illegal Land an sich bringen. Dafür wird in 

deutschen Landwirtschaftszeitungen ungeniert geworben, en

„Pig-City"
Im Rahmen des Projekts „Pig City" entwarf das Rotterdamer Architektur­

büro MVRDV insgesamt 76 Wolkenkratzer, in denen die 15 Millionen 
Schweine der Niederlande untergebracht werden könnten. Auslauf auf 

Balkonen, energetische Auswertung von Ammoniak und Gülle, keine 
Tiertransporte durch ein Schlachthaus im Erdgeschoss - mit diesen Plan­

details soll die Ablehnung in der Öffentlichkeit abgebaut werden. Laut 
Focus findet das Landwirtschaftministerium den Plan „unwiderstehlich"

Modulation mit Freibetrag!
Eine Modulation der Prämien in Deutschland wird kommen. Doch noch 
versuchen einige, dabei eine sozial gerechtere Verteilung der Prämien zu 

verhindern. Ein kürzungsfreier Sockelbetrag muss kommen.

Modulation vorerst nur für Flächenprämien? Foto: Erdmanski-Sasse

Die Weichen müssen jetzt deutlich auf 
mehr soziale Gerechtigkeit und Um­

welt gestellt werden, um glaubhaft für die 
Landwirtschaft und die Gesellschaft eine 
Neuorientierung in der Agrarpolitik ein­
zuleiten." Das haben die Bundesvorsitzen­
den der AbL, Maria Heubuch aus dem All­
gäu und Friedrich Wilhelm Graefe zu Ba­
ringdorf aus Westfalen im Vorfeld der in 
Kürze von Ministerin Künast erwarteten 
Entscheidungen bekräftigt. Als „sehr 
wichtigen Baustein einer sinnvollen 
Agrarwende“ beurteilt die AbL die Ausge-^ 
staltung der Modulation, also die Mög­
lichkeit, die Tier- und Flächenprämien so­
zial gerechter zu gestalten, indem nicht 
mehr länger unabhängig von der Gesamt­
prämie eines Betriebes gezahlt wird. Das 
Instrument der Modulation gibt den ein­
zelnen EU-Staaten die Möglichkeit, zum 
Beispiel bei hohen Prämiensummen, die 
ein Betrieb erhält, bis zu 20 % der Prämie 
zu kürzen. Die einbehaltenen Mittel kön­

nen dann z.B. 
für Agrarum- 
weltprogram- 
me (z.B. Ex- 
tensivierung) 
genutzt wer­
den.
Die AbL hat 
darauf hinge­
wiesen, dass 
der ehemalige 
Minister Fun­
ke, die Spitze 
des Deut­
schen Bau­
ernverbandes 
sowie einzel­
ne Länderre­
gierungen 
bislang die 
Umsetzung 
der Modulati­
on in 
Deutschland 
verhindert 

hätten, „weil sie die Vorteile für die Groß­
betriebe erhalten wollen“. Das führe heute 
dazu, dass bezogen auf die Arbeitskraft ra­
tionalisierte Großbetriebe umgerechnet 
bis zu 150.000 DM pro Arbeitskraft im 
Jahr an Prämien erhielten, während klei­
nere und mittlere Betriebe lediglich
10.000 -  15.000 DM pro Arbeitskraft im 
Jahr bekämen, so Graefe zu Baringdorf.

Modulation kommt
Ministerin Künast will die Modulation 
nun einführen. Ihr Ministerium hat dazu 
verschiedene denkbare Modelle erarbei­
tet. Danach ist aber wiederum offen, ob an

den Verteilungsverhältnissen etwas geän­
dert wird. So sieht ein Vorschlag vor, die 
Prämien schlicht für alle Betriebe um ei­
nen bestimmten Prozentsatz, z.B. begin­
nend mit 4 %, zu kürzen. Das wäre für die 
Betriebe nichts anderes als eine nachträg­
liche Kürzung der in der Agenda 2000 
festgeschriebenen Prämien. Dieses Mo­
dell wird vor allem von Agrarpolitikem 
aus den neuen Ländern gefordert.

Freibetrag
Ein anderes Modell sieht zwar die lineare 
Kürzung vor, aber mit einem kürzungsfrei­
en Sockelbetrag. Die lineare Kürzung 
würde -  für alle Betriebe -  erst oberhalb ei­
nes Freibetrages ansetzen. Das würde die 
Betriebe besonders entlasten, die wenig 
Prämien erhalten, weil ihnen nichts oder 
nur wenig gekürzt würde. Aber auch den 
flächenstarken Betrieben bliebe die Kür­
zung bis zur Freibetragsgrenze erspart. 
Die AbL hat den Vorschlag in die Diskus­
sion gebracht, einen Freibetrag bei 30.000 
DM/Jahr anzusetzen. In Frankreich, wo 
es eine Kombination der Freibetragsrege- 
lung mit weiteren Kriterien gibt (u.a. wei­
tere Freibeträge je Arbeitskraft), gibt es ei­
nen Freibetrag von 30.000 €, in Portugal 
beträgt der Freibetrag 35.000 €.
Laut Matthias Beminger, Parlamentari­
scher Staatssekretär im Bundeslandwirt- 
schaftsministerium (BMVEL), wäre eine 
lineare Modulation im Gegensatz zu einer 
Freibetragslösung auch ohne die Zustim­
mung des Bundesrates durchsetzbar. Das 
wird vielfach für die lineare Modulation 
ins Feld geführt. Das substanzielle Inter­
esse der Befürworter einer linearen Kür­
zung für alle ohne Ausnahme um einen 
gleichen Prozentsatz liegt aber darin, dass 
die Ost-Bundesländer keine Lösung ak­
zeptieren wollen, die aus den neuen Län­
dern Geld abführt. Denn die durch die 
Modulation gekürzten Prämien bleiben 
nur dann im Land, wenn nationale Mittel 
zusätzlich zur Kofinanzierung aufge­
bracht werden. Die bisherigen Modelle se­
hen dabei auch eine Beteiligung der Bund­
länder vor. Den ärmeren Ostländem fehle 
dazu aber schlicht das Geld, so das Argu­
ment.
Bei einer linearen Kürzung ohne Freibe­
trag würden 40 % der einbehaltenen Mit­
tel aus Ostdeutschland stammen. Bei ei­
ner Modulation mit einem Freibetrag von
10.000 DM pro Betrieb würde gut die 
Hälfte der Modulationsgelder im Osten 
gewonnen. Bei einem Freibetrag von
50.000 DM würde sich der Ost-Anteil auf 
85 % erhöhen (Zahlen für Modulation von 
Flächen- und Tierprämien).

Fortsetzung Seite 11
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Verbände für Freibetrag
Gemeinsamer Brief an Ministerin Künast

Modulation einen wirksamen kür­
zungsfreien Sockelbetrag vorzuse­
hen.“
Gleichzeitig fordern die Verbände dazu 
auf, im Rahmen der Agrarwende auch 
eine Verknüpfung der Tier- und Flä­
chenprämien mit ökologischen Krite­
rien vorzusehen. Die Agenda 2000 bie­
tet dazu das In­
strument der so 
genannten „cross 
compliance“. Die 
Verbände machen 
darauf aufmerk­
sam, dass heute 
bereits in den Pro­
grammen zur 
Ländlichen Ent­
wicklung die Ein­
haltung der „gu­
ten fachlichen 
Praxis“ eine Zu- 
gangsvoraüsset- 
zung für die För­
derung ist. Es sei 
vor diesem Hin­
tergrund nicht 
nachvollziehbar, 
warum nicht auch 
bei den finanziell 
viel bedeutende­
ren Flächen- und

Tierprämien der sogenannten ersten 
Säule eine Verknüpfung mit ökologi­
schen Mindestanforderungen erfolgen 
soll.
Die Verbände sehen gleichwohl, dass 
es gegen die Verknüpfung der Tier- und 
Flächenprämien mit sozialen und ins­
besondere ökologischen Kriterien

„starke Interessen der alten Agrarlob­
by“ gibt. Das dürfe aber nicht dazu füh­
ren, die Chancen, die die Agenda 2000 
biete, ungenutzt zu lassen und den Ein­
stieg in diesen zentralen Bereich der 
notwendigen agrarpolitischen Neu­
orientierung zu unterlassen; uj

Die Bevorzugung kleiner Tierbestände bei der Förderung stößt noch auf Widerstand (Foto: Erdmanski-Sasse)

In einem gemeinsamen Brief an Bun- 
deslandwirtschaftsministerin Renate 

Künast haben sich acht Verbände für 
eine Modulation mit einem kürzungs­
freien Sockel ausgesprochen. Ein kür­
zungsfreier Grundfreibetrag verringere 
die sozial unausgewogene Verteilung 
der Prämienzahlungen, heißt es in dem 
Brief, den die Verbände AbL, Natur­
schutzbund, Euronatur, BUND, Bio­
land, Naturland, AgrarBündnis und 
Deutscher Naturschutzring unter­
zeichnet haben. Bislang flössen 40 % 
der gesamten Prämien in der EU an le­
diglich 4 % der Betriebe. Diese unaus­
gewogene Verteilung abzubauen, sei 
das zentrale Anliegen der EU-Kommis­
sion gewesen, als sie die Modulation in 
der Agenda 2000 vorgesehen hatte. 
Ein Grundfreibetrag berücksichtige 
auch, dass Betriebe mit wenig Nutzflä­
che und einem geringen Tierbestand ei­
nen hohen Anteil an Arbeitsplätzen in 
der Landwirtschaft stellten, so die Ver­
bände. Schließlich lasse sich ein sol­
cher kürzungsfreier Sockel auch durch 
die Kostenvorteile flächen- und tierbe­
standsstarker Betriebe bei der Produk­
tion leicht begründen. An die Ministe­
rin gerichtet heißt es deshalb in dem 
Brief: „Wir bestärken Sie deshalb nach­
drücklich darin, bei der Einführung der

Neue Variante
Denkbar wäre auch, einen hohen Frei­
betrag vorzusehen, aber in der Höhe 
des Kürzungssatzes niedrig zu bleiben. 
Dann würde zwar relativ viel Modula­
tionsgeld in den neuen Ländern einbe­
halten, aber in der absoluten Höhe 
würde nur wenig gekürzt, so dass die 
Kofinanzierung womöglich ganz aus 
dem Bundeshaushalt gesichert werden 
könnte. Diese neue Variante einer Mo­
dulationsregelung ist Ende Mai vom 
Parlamentarischen Staatssekretär Dr. 
Gerald Thalheim auf einer Bauernver­
sammlung in Brandenburg vorgestellt 
worden. Damit werde sicher gestellt, 
wird Thalheim zitiert, dass die aus den 
Kürzungen der Flächenprämien frei­
werdenden Gelder im jeweiligen Bun­
desland blieben und die Förderung flä­
chendeckend angeboten werde könne.

Nur für Flächenprämien?
Dass Thalheim nur die Flächenprä­
mien erwähnt beruht auf Überlegun­
gen des BMVEL, wonach die Modula­
tion zunächst nur für die Flächenprä­
mien • (Direktzahlungen landwirt­

schaftliche Kulturpflanzen, v.a. Getrei­
de, Mais, Ölsaaten, Flächenstillegung) 
angewendet werden soll, die Rinder­
prämien also unverändert bleiben sol­
len. Als Begründung wird genannt, 
dass die Rinderhalter durch die BSE- 
Krise und den Preisverfall schon arg 
genug getroffen sind. Zum zweiten 
spielen hier die Pläne von EU-Agrar- 
kommissar Fischler eine Rolle, der in 
seinem 7-Punkte-Plan zur Bewälti­
gung der BSE-Folgen auf dem Rind­
fleischmarkt u.a. die (obligatorische) 
Wiedereinführung der 90-Tiergrenze 
bei der Bullenprämie EU-weit vorge­
schlagen hat (siehe S. 13). Wenn also 
bei den Rinderprämien schon auf EJJ- 
Ebene eine andere Prämienverteilung 
vorgesehen ist, muss nicht im Vorfeld 
dessen noch auf nationaler Ebene diffe­
renziert werden, so der Gedanke im 
Ministerium. Da aber Ministerin Kü­
nast im Brüsseler Ministerrat den 
Fischler-Vörschlag der 90-Tiergrenze 
bisher abgelehnt hat und nun sogar der 
gesamte Fischler-Plan anscheinend in 
Frage gestellt wird, sind die Karten 
wieder neu gemischt.

Verwendung der Mittel
Bleibt die Frage, wofür das den Betrie­
ben zunächst vorenthaltene Geld ein­
gesetzt werden soll. Hierzu schreibt die 
entsprechende EU-Verordnung vor, 
dass die Modulationsmittel nicht für 
alle Maßnahmen der so genannten 2. 
Säule der EU-Agrarpolitik verwendet 
werden, sondern nur für:
-  Agrarumweltmaßnahmen (Extensi- 
vierung, Ökolandbau etc.)
-  Ausgleichszulage (für benachteiligte 
Gebiete sowie für FFH- und Vögel­
schutzgebiete)
-  Vörruhestandsregelung und
-  Aufforstungsmaßnahmen.
Dabei muss sichergestellt sein, dass die 
Verwendung der Mittel aus der Modu­
lation „abgrenzbar“ ist, was im Minis­
terium so interpretiert wird, dass die 
Mittel nur für zusätzliche Maßnahmen 
und neue Förderungsempfänger ausge­
geben werden dürfen.
Im Bundesministerium werden derzeit 
bereits mögliche neue Förderprogram­
me für die Modulationsgelder erarbei­
tet und mit den Ländern abgestimmt. 
In diesem Zusammenhang wird u.a.

die Einführung eines Festmistpro- 
gramms nach nordrhein-westfälischem 
Vorbild genannt, um damit die artge­
rechte Tierhaltung auf Stroh zu för­
dern. In Nordrhein-Westfalen ist das 
Programm bereits im ersten Jahr von 
rund 1.000 Betrieben in Anspruch ge­
nommen worden, die zusammen rund
35.000 ha (zum Vergleich: Ökolandbau 
in NRW: 24.000 ha) bewirtschaften. 
Eine andere neue Fördermaßnahme 
sieht die Erweiterung der Fruchtfolge 
mit einem Mindestanteil an Legumino­
sen (Ackerfutterbau) vor. Zusätzlich 
soll die Umstellungsförderung auf öko­
logischen Landbau in den ersten bei­
den Jahren der Umstellung, in denen 
die Betriebe die Erzeugnisse nicht als 
Biowaren verkaufen dürfen, erhöht 
werden.

Zeitplan
Nach einer ursprünglichen Zeitpla­
nung sollte bereits im Mai ein Entwurf 
zur Einführung der Modulation erstellt 
worden sein. Das hat sich nun etwas 
nach hinten verschoben. Greifen wird 
die Modulation frühestens ab Anfang 
nächsten Jahres. uj
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90-Bullen-Grenze unrealistisch
Erst ab 200 Bullen trägt sich die Bullenmast rechnet Martin Reitter aus Baden-Württemberg vor und fordert, die Modulation vom Betrieb her zu denken. 

Die durch BSE- und MKS-Krise stark in Mitleidenschaft gezogenen Bullenmastbetriebe brauchen darüber hinaus weitere Unterstützung.

Die Vorschläge zur Prämienmodula- 
tion aus Ostdeutschland, die Jo­

chen Dettmer vom Deutschen Bauern­
bund (DBB) in der April-Ausgabe der 
Bauernstimme (S.3) dargelegt hat, 
sind in Baden-Württemberg auf Wider­
spruch gestoßen. Es sei fatal, so Martin 
Reitter vom AbL-Arbeitskreis Orte- 
naukreis, dass Jochen Dettmer die Mo­
dulation über die Statistik begründet 
und nicht für den einzelnen Betrieb 
durchgerechnet habe. Es gehe nicht 
darum, wie viele Betriebe von Prä­
mienmodulation betroffen seien, son­
dern wie die betroffenen Betriebe diese 
Modulationen verkraften können. So 
sei der Ansatz bei der Flächenprämie 
mit 700 ha zu hoch, bei der Bullenprä­

Ertrag 70 dt ä 25,50 DM
Prämie Baden-Württemberg für 2001

1.785.

633.-

Marktleistung mit Prämie 2.418.

Kosten:
Bodenbearbeitung 
Düngung inkl. Mk. 
Pflanzenschutz inkl. Mk. 
Saatgut 
Festkosten

280,-
400,-
240,-
200,-
783,-

Summe Kosten 1.903,

Gewinn/ha Weizenanbaufläche 482,-

bei 700 ha Ackerfläche x 450.- DM 315.000,-
bei 150 ha Ackerfläche x 450.- DM 67.500,-

Antragsjahr 2000 2001
Schlachtprämie 
Sonderprämie männt. Rinder

53,-
313,-

104,-
362,-

Bullenprämie
abzügl. verlorene Flächenprämie: Silomais/ 
Bulle 835,73,3 bzw. 897,-/3,3

366,-

253,-

466,-

271,-
Effektive Prämie/Bulle 113,- 195,-

©Preis/kg Schlachtgewicht 6,30 4,50
Marktleistung 380 kg (Mastdauer 
ab Kalb 480 Tage)
Effektive Bullenprämie

2.394.-
113,-

1.710.

195,-

Summe Marktleistung 2.507,- 1.905,

Kosten:
Kalb, 85 kg
Futtermittel
Tierverluste
Tierarzt
variable MK
Festkosten

915,-
927,-
35,-
42,-
40,-

348,-

600,-
927,-
35,-
42,-
40,-

348,-

Summe Kosten 2.267,- 1.992,

Gewinn bzw. Verlust/erzeugter 
Bulle 240,- -87,-

mie mit 90 Tieren zu niedrig. 90-Bul- 
lenbetriebe gebe es nicht, so Martin 
Reitter. Entweder die Betriebe halten 
weniger Tiere und haben dafür noch 
andere Betriebszweige wie Sonderkul­
turen, oder aber es handelt sich um rei­
ne Bullenmastbetriebe mit deutlich 
mehr als 90 Tieren. Spezialisierte Bul­
lenmastbetriebe z.B. im Ortenaukreis 
halten 150 bis 300 Bullen oder mehr. 
Und diese Größenordnung sei auch nö­
tig, um wirtschaftlich über die Runden 
zu kommen. Denn gerade die Bullen- 
mäster sind durch BSE- und MKS-Kri- 
se stark in Mitleidenschaft gezogen­
worden. Die diskutierte Obergrenze 
bei den Prämien würde die treffen, die 
es dringend brauchen, so das Fazit von 

Martin Reitter.
©

Beispielkalkulation 
Ackerbau
700 ha, mittlere Ertragsla­
ge u. Intensität, Anbau­
beispiel: Winterweizen, 
alle Preise inkl. MWST 
©  Diese Zahlen sind 
Durchschnittswerte. So 
wird im Folgenden von ei­
nem Gewinn von 450,- 

v DM/ha Ackerbau ausge­
gangen. Einzelbetriebli­
che bzw. regionale Abwei­
chungen, Fruchtfolge, we­
niger rentable Feldfrüchte 
und Stilllegung sind nicht 
berücksichtigt.
Daraus ergibt sich als Be­
triebsgewinn: (2)

©

©

I 50 ha Ackerfläche ä 450,- DM 22.500,- 22.500,-
90 verk. Tiere mit Prämie 21.600,- - 7.830,-

| Betriebsgewinn 44.100,- 14.670,-

©

100 ha Ackerfläche ä 450,- DM 45.000,- 45.000,-
200 verk. Tiere 48.000,- - 17.400,-
Betriebsgewinn 93.000,- 27.600,-

©

alle Tabellen: Martin Reitter, Beträge in DM

Degression ab 150 
ha, Obergrenze bei 
250 ha
Nach den Vorschlägen des 
Deutschen Bauernbun­
des beginnt die Prämien- 
degression bei einem Be­
triebsgewinn von 
315.000.- DM. Bei dieser 
Größenordnung er­
scheint dem AbL-Arbeits­
kreis Ortenaukreis die 
Notwendigkeit von Prä­
mienzahlungen fragwür­
dig. Er schlägt deshalb 
vor, die Degression bei 
150 ha zu beginnen und 
bei 250 ha auslaufen zu 
lassen. Natürlich komme 
es dabei auch zu Unge­
rechtigkeiten. Ertrags­
starke Betriebe .werden 
sehr viel höhere Gewinne

erzielen. Betriebe in sehr ertrags­
schwachen Regionen werden über die­
se Grenzen hinaus, durch Extensivie- 
rungsmaßnahmen, beispielsweise in 
Anlehnung an das baden-württember­
gische MEKA (Marktentlastungs- und 
Kulturlandschaftsprogramm) geför­
dert werden müssen. Bei der Modell­
rechnung ist davon ausgegangen wor­
den, dass Betriebe 
unter 150 ha, be­
sonders in ertrag- 
schwächeren Re­
gionen zusätzliche 
Einkommensquel­
len durch Vered­
lung, Sonderkul­
turen oder Ver­
marktung haben, 
bzw. sich erschlie­
ßen.

Beispiel­
kalkulation 
Bullenmast
90 verkaufte Tie­
re/Jahr, 50 ha Flä­
che, unterstellt wird auch hier eine 
mittlere Intensität mit 1.180 g tägl. Zu­
nahme, Rasse: Zweinutzungsrind, 
Fleckvieh, Schlachtgewicht 380 kg. 
Durchgeführt werden zwei Kalkulatio­
nen: einmal für das Jahr 2000, d, h, vor 
dem Auftreten von BSE in der BRD, 
und einmal für die momentane Situati­
on in 2001, die neben BSE auch noch 
ganz stark durch MKS geprägt wird. 
Die effektive Bullenprämie errechnet 
sich folgendermaßen: Für je 3,3 Tier­
prämien ist ein Hektar Futterfläche 
nachzuweisen. Dies kann neben Grün­
land auch Ackerland sein, wenn der 
Aufwuchs nachweislich verfüttert 
wird. Allerdings verlieren die Betriebe 
dann für die Futterflächen vom Acker­
land je drei Prämientiere 1 ha Flächen­
prämie. In Betrieben mit Kraftfutterzu­
kauf und knapper Flächenausstattung 
ist dies vorwiegend Maisprämie, in Be­
trieben mit ausreichender Fläche und 
G.etreideverfütterung sind dies Mais­
und Getreideprämien in etwa gleichem 
Umfang, d. h. der Prämienverlust ist 
hier etwas geringer. ©  
Gewinnermittlung, auch hier alle Prei­
se inld. MWST: ©
Bei einer unterstellten Flächengröße 
von 50 ha ergäbe sich für einen Mastbe­
trieb mit 90 erzeugten Bullen folgender 
Gewinn: (5)
Bei 100 ha Ackerfläche und 200 er­
zeugten Tieren/Jahr errechnet sich fol­
gender Betriebsgewinn: ©

Erst bei dieser Betriebsgröße konnte 
ein Rindermastbetrieb vor der BSE- 
Krise einen Gewinn erzielen, der dem 
eines Ackerbaubetriebes mit ca. 190 ha 
Fläche entspricht. Seit der Krise, bis 
zum heutigen Tag werden in der Bul­
lenmast erhebliche Verluste erzielt, die 
durch den Ackerbau nicht kompensiert 
werden können. Martin Reitter gibt zu

ik.-ÄT* vt>-f
Spezialisierte Bullenmastbetriebe brauchen 150 bis 300 Tiere zum 
Leben. Foto: Archiv

bedenken: In Wirklichkeit seien die 
Verluste noch größer, weil die Kälber 
für die jetzt zum Verkauf stehenden 
Tiere, noch zu den hohen Preisen des 
Jahres 2000 eingekauft werden muss­
ten. Dabei gestalte der Rindfleisch­
markt sich momentan sehr uneinheit­
lich und sei auch sehr schwer einzu­
schätzen. In unterschiedlichen Regio­
nen und Betrieben werden zum Teil 
bessere, oft aber auch wesentlich 
schlechtere Preise erzielt.

250-Bullen-Grenze und 
Prämienerhöhung
Um die Lage in den Mastbetrieben eini­
germaßen zu entschärfen, fordert der 
AbL-Arbeitskreis Ortenaukreis für das 
Jahr 2001 eine Erhöhung der effektiven 
Bullenprämie um 300.- DM, damit zu­
mindest das Ertragsniveau des Jahres 
2000 erreicht werden kann: Diese zu­
sätzliche Prämie darf erst reduziert 
werden, wenn sich der Rindfleisch­
markt nachhaltig erholt hat. Außerdem 
wird die Gewährung der Prämie für 
Färsen, Ochsen und Bullen gefordert, 
weil alle gleichermaßen von der Misere 
betroffen sind. Eine Prämiendegressi- 
on im Zuge der Modulation soll ab 250 
erzeugten Tieren/Jahr beginnen und 
bei 400 Tieren/Jahr auslaufen. Da­
durch können mittelbäuerliche Betrie­
be bestehen, und die sehr großen Mast­
betriebe mit mehreren Tausend Tieren 
werden nur unwesentlich gefördert.
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90 Bullen und mit Arbeit auch mehr
Europaparlament für 90-Tiergrenze bei der Bullenprämie. Mehr Prämien nur bei Nachweis von Lohnkosten. 

Fischler will Vorschlag übernehmen. Ministerrat entscheidet im Juni

Das Europäische Parlament hat sich 
Mitte Mai mehrheitlich dafür aus­

gesprochen, die von der EU gezahlte 
Bullenprämie ab nächstem Jahr wieder 
EU-weit einheitlich nur für 90 Bullen 
zu zahlen. Damit hat es sich hinter ei­
nen entsprechenden Vorschlag des EU- 
Agrarkommissars Franz Fischler ge­
stellt. Dieser hatte in seinem so ge­
nannten 7-Punkte-Plan vom 13. Febru­
ar 2001 zur Bewältigung der durch die 
BSE-Krise bedingten Marktbelastun­
gen auf dem Rindfleischmarkt vorge­
schlagen: „Wir wollen, dass die Mit­
gliedstaaten ausnahmslos die soge­
nannte 90 Rindergrenze respektieren. 
Das heißt, dass ein Betrieb die spezielle 
Rinderprämie nur für höchstens 90 
Rinder erhalten kann.“ Damit werde 
der Anreiz zu einer extensiven Produk­
tionsweise erhöht, so Fischler.

Graefes Vorschlag
Abweichend von Fischlers Vorschlag 
hat das Parlament eine Ergänzung be­
schlossen, die auf einen Vorschlag von 
Friedrich Wilhelm Graefe zu Baring­
dorf, Präsident des Agrarausschusses 
des Parlaments und Bundesvorsitzen­
der der AbL, zurückgeht. Der Be­
schluss sieht vor, dass Betriebe mit 
mehr als 90 prämienberechtigten Bul­
len auch dann eine Bullenprämie erhal­
ten, wenn sie in entsprechender Höhe 
Lohnkosten nachweisen. Der Parla­
mentsbeschluss sieht vor, dass 50 % 
der im Bullenbereich anfallenden 
Lohnkosten in Ansatz gebracht wer­

den können. Dabei sollen die 
Betriebe wählen können, ob 
sie die tatsächlich angefalle­
nen, durch Sozialversiche­
rungsnachweis belegten 
Lohnkosten angeben oder 
aber Lohnkosten auf Grundla­
ge von Standardwerten wäh­
len.
Im Gespräch mit der Bauern­
stimme (s. Seite 2-3) zeigte 
Fischler große Sympathie für 
den Vorschlag des Parlaments.
Er hat signalisiert, den Vor­
schlag aufzugreifen und ihn 
dem EU-Rat der Agrarminis­
ter/innen vorzulegen. Aller­
dings will Fischler die Rege­
lung nicht von Brüssel aus EU­
weit vorgeben, sondern die 
einzelnen Mitgliedstaaten sol­
len eigene Konzepte vorlegen, 
wie sie die Umwelt- und Ar­
beitsleistungen der Betriebe 
mit mehr als 90 prämienbe­
rechtigten Bullen berücksich­
tigen wollen, also welche Kri­
terien die einzelnen Betriebe 
erfüllen müssen, um doch über 
90 Bullen hinaus Prämie zu er­
halten.
Nach Ansicht von Graefe zu 
Baringdorf stelle .der Parla­
mentsbeschluss „noch keine 
Reform der Marktordnung für 
Rindfleisch“ dar. „Dies ist aber immer­
hin der Einstieg in eine auf Arbeit und 
Umwelt ausgerichtete Förderung,

Anrechnung der Arbeitskraft soll der Bullengrenze zum Durchbruch 
verhelfen. Foto: Archiv

denn es gibt jetzt einen Anreiz für grö­
ßere Betriebe ihren Anspruch auf öf­
fentliche Förderung mit Umwelt und

Arbeit zu begründen.“ 
Zum neuen Fischler-Vor- 
schlag sagte Graefe zu Ba­
ringdorf: „Ich persönlich 
bin sehr zufrieden mit dem 
Vorschlag der Kommissi­
on.“ Damit seien sowohl 
die Mitgliedstaaten, die die 
90-Tiergrenze bisher ab­
lehnten, als auch die betrof­
fenen Betriebe aufgefordert 
nachzuweisen, warum 
„jenseits eines hohen Ra­
tionalisierungsstands“ 
noch Förderbedarf bestehe. 
Der EU-Ministerrat hat sei­
ne für Mai angekündigte 
Entscheidung über Fisch­
lers 7-Punkte-Plan auf die 
Juni-Sitzung verschoben. 
Die deutsche Ministerin 
Renate Künast hat durch- 
blicken lassen, dass noch 
nicht ausgemacht sei, ob 
der als Krisenplan gedachte 
Plan überhaupt noch not­
wendig sei, da sich die Lage 
am Rindfleischmarkt ent­
spanne. Damit stünde auch 
die Begrenzung der Bullen­
prämie auf 90 Tiere pro Be­
trieb und Jahr auf der Kip­
pe. Doch man darf gewiss 
sein, Fischler wird diesen 
Vorschlag dann spätestens 

mit seinem Halbzeitbericht zur Agen­
da 2000 wieder auf die Tagesordnung 
der EU-Agrarpolitik setzen. uj

Fortsetzung von Seite 12

Fleischerzeugung zurückfahren
Während bei der Mast von Tieren, die 
in Milchviehbetrieben geboren wer­
den, der Kreislauf der Nutzung ge­
schlossen werde, bedeute die Mutter- 
kuhhaltung eine zusätzliche Fleisch­
produktion, so Martin Reitter. Deshalb 
fordert der AbL-Arbeitskreis Ortenau- 
kreis, die Prämien für die Mutterkuh- 
haltung auszusetzen. Dadurch werde 
für die heutigen Mutterkuhbetriebe 
eine Umstellung auf Färsen- oder Och­
senweidemast mit Zukauf von Käl-. 
bern, die in den Milchviehbetrieben 
zwangsläufig anfallen, attraktiver. 
Wenn es nicht bald gelinge, die Lage für 
Mastbetriebe zu verbessern, werden 
vor allem weniger zur Mast geeignete 
Kälber der Milchrassen kaum mehr

nachgefragt, und Kommissar Fischler 
werde, wie schon angekündigt, zur He- 
rodesprämie greifen, so Martin Reitter. 
Dies müsse mit allen Mitteln verhin­
dert werden.
Die Einbeziehung von Arbeitskräften 
in die Prämiengewährung sieht der 
AbL-Arbeitskreis Ortenaukreis als äu­
ßerst problematisch an und als einen 
Schritt in die falsche Richtung: »Noch 
mehr Prämien, noch mehr Verwaltung, 
noch mehr Dirigismus!«. Die Beseiti­
gung von Arbeitslosigkeit könne nicht 
aus dem Agraretat mitfinanziert wer­
den. Umweltgerechte Pflanzenproduk­
tion und artgerechte Tierhaltung dage­
gen könne sehr viel exakter und effekti­
ver über Honorierung des jeweiligen 
Produktionsverfahrens oder aber über 
einen höheren Preis der entsprechen­
den Erzeugnisse gefördert werden.

Umdenken gefordert
So fordert der AbL-Arbeitskreis Orte­
naukreis, die artgerechte Tierhaltung, 
insbesondere Laufställe mit Stroheins­
treu sowohl für Rinder als auch für 
Schweine oder auch die Weidehaltung 
mit einem festen Betrag je erzeugtem 
Tier zu fördern. Dass auch größere Rin­
der- und Schweinebestände artgerecht 
in Laufställen oder Tretmistställen 
wirtschaftlich gehalten werden kön­
nen, bewiesen schon seit vielen Jahren 
Betriebe in Baden-Württemberg und 
vor allem in Frankreich, wo Strohställe 
schon vor mehr als 20 Jahren gebaut 
wurden.
Abschließend gibt der AbL-Arbeits- 
kreis Ortenaukreis zu bedenken, dass 
in der gesamten Prämiengestaltung 
eine Übergangslösung gesehen werden

müsse. »Wir müssen umdenken in der 
gesamten Agrarpolitik und, auch wenn 
es illusorisch erscheint, die Abkehr 
vom Weltmarkt für Agrarprodukte for­
dern. Wir müssen uns gegen das Diktat 
aus Brüssel zur Wehr setzen, regionale 
Märkte aufbauen und kostendeckende 
Preise erzielen. Wir haben die Verant­
wortung gegenüber unseren Mitmen­
schen, unseren Kunden, und der kön­
nen wir nur gerecht werden, wenn wir 
in der Lage sind, gesunde Lebensmit­
tel, ohne Zerstörung unserer Umwelt 
und ohne tierquälerische Haltungsme­
thoden zu erzeugen. Dies kann nur 
möglich sein, wenn wir uns von diesem 
System abkoppeln können, das genau 
konträre Ziele verfolgt.« we

AbL-Arbeitskreis Ortenaukreis: Gerda Weber, 
Tilo Braun, Wolfgang Groth, Klaus Elble, 
Martin Reitter
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England im Ausnahmezustand
Die Maul- und Klauenseuche als Sozial- und Umweltkrise

Großbritannien gilt als Land der Ex- 
entriker. Aber dass der Scheiter­
haufen toter Tiere in Penrith, Cumbria 

so hell brennt, dass er vom Weltraum 
aus zu sehen ist und damit in Konkur­
renz zu Europas größtem aktiven Vul­
kan Etna tritt, mögen viele Briten nicht 
lustig finden. Musste doch die Regie­
rung einräumen, dass die Feuer bereits 
ein Fünftel des Dioxin-Ausstosses pro­
duziert haben, den die britische Indu­
strie in einem ganzen Jahr hervor­
bringt.

Schafe exhumiert
Der Telegraph berichtet von zwei Fäl­
len, in denen getötete Schafe, die ver­
graben worden waren, mehrere Wo­

chen später wieder ausgegraben und 
verbrannt werden mussten -  in einer 
Größenordnung von 1.500 bzw. 15.000 
Tieren -  , weil Ausscheidungen ins 
Wasser gelangt waren. Und so regt sich 
Widerstand in den ländlichen Gebie­
ten. Doch die Regierung beugt vor, in­
dem sie z.B. Militärflächen, die nicht 
zugänglich sind, für ihre Scheiterhau­
fen auswählt. Und das Militär ist auch 
präsent, wenn «s darum geht, Farmer, 
deren Tiere irrtümlich gekeult wurden, 
mit Hausarrest zu drohen. Ländliche 
Gemeinden, die sich gegen die Um­
weltkatastrophe wehren, bekommen 
kein Gehör. Dörfer werden gesperrt. 
Es herrscht ein Informationskrieg. Im 
Juni stehen Wahlen an, und Premier 

Minister Tony Blair von der 
Arbeiterpartei will die Statis­
tik der MKS-Fälle bis dahin 
auf Null gebracht haben. Seit 
Anfang Mai liegt sie unter 10 
neuen Fällen täglich, Mitte

April waren es noch bis zu 50. Doch 
die Krise geht weit über die toten Tiere 
hinaus.

Schlimmste Krise seit 1930
Simon Heffer, Kolumnist der Daily 
Mail, macht eine Spaltung der briti­
schen Gesellschaft in Stadt und Land 
aus. Die Inkompetenz, die die regieren­
de Labour-Partei bei der Maul-und 
Klauenseuche bewiesen habe, sei nur 
ein weiterer Verständnismangel La- 
bours für das ländliche Britannien. 
Auch der Telegraph verkündet die 
schlimmste Krise des ländlichen Rau­
mes seit 1930 mit über 10 % ländlicher 
Haushalte, die offiziell in Armut leben. 
Und noch ist die Maul- und Klauenseu­
che nicht zum Stillstand gekommen. 
15 neue Fälle in 10 Tagen meldet der 
Guardian für die Region Yorkshire Da­
les, wo schon beim ersten Seuchenzug
50.000 Tiere gekeult wurden. Nun sind 
dort über 600 Schafe und 150 Rinder

betroffen. Insgesamt hat die Krise mit 
nunmehr 2 Mio. Tierkadavem das 
Fünffache des Ausbruchs im Jahre 
1967 erreicht. Inoffizielle Quellen 
sprechen bereits von 3 Mio. toten Tie­
ren und 70.000 totgeweihten. Dabei 
handelt es sich überwiegend um Scha­
fe. Kein Wunder, dass jeder dritte be­
troffene Farmer inzwischen aufgeben 
will, wie Farmers Weekly in einer Um­
frage ermittelte. Damit die englische 
Landschaft nicht brachfällt, will Agrar­
minister Nick Brown die Farmer zu 
Landschaftspflegem machen. Sie sol­
len künftig dafür bezahlt werden, dass 
sie Schafe auf dem Grünland weiden, 
Steinwälle aufsetzen und Hecken 
pflanzen, so Brown in einem Interview, 
das er kürzlich dem Telegraph gab, und 
sie sollen auch ermutigt werden, auf 
ökologischen Landbau umzustellen. 
Phrasen? -  oder ein erster Impuls zur 
Wiederbelebung des ländlichen Rau­
mes in Britannien. we

Von Seuchen und Impfen
Eine Betrachtung über aktuelle Krisen hinaus

Viele Erkrankungen wurden erst durch Fortschritte in 
Diagnostik und Forschung als Einzelerkrankungen er­
kennbar (Foto: Archiv)

Tbllwut, Rotz und Pest... so liest sich 
die Verordnung über anzeigepflich­

tige Tierseuchen. Der Begriff Seuche 
an sich hat ja etwas Unheimlich-Mysti- 
sches, wie Berthold Läufer von der AG 
Kritische Tiermedizin in seinem Auf­
satz mit dem vielsagenden Titel „Von 
der Rache der Götter zum Handels­
hemmnis“ feststellt. Seuchen begleiten 
den Menschen und seine Nutztiere seit 
den Zeiten der Bibel, daher auch die ar­
chaischen Namen. Doch durch den 
wissenschaftlichen Fortschritt konn­
ten seitdem viele Krankheitserreger 
ausgemacht und behandelt werden.

Buchstabenkrankheiten
Zu den klassischen Seuchen von da­
mals haben sich sog. „Buchstaben­

krankheiten“ gesellt wie 
BRSV, BVD, IBR beim Rind 
oder AK, APP, PRRS beim 
Schwein, weniger mystisch, 
aber ebenso unverständlich 
für den Laien.
Seuchen werden verursacht 
von Viren, Bakterien, Pilzen 
und neuerdings auch Prionen, 
Beispiel BSE. Dabei sind Prio­
nen wahrscheinlich gar nichts 
Neues, Erkrankungen wie 
Scrapie, CJK, Kuru, MSE usw. 
sind z.T. seit Jahrhunderten 

bekannt. Man kannte nur den Erreger 
nicht, gibt Tierarzt Matthias Link, AG 
Kritische Tiermedizin, zu bedenken. 
Die seit 15 Jahren beobachtete Häu­
fung und im Versuch gelungene Über­
tragung der BSE unter Rindern und 
anderen Tierarten sei aber eine ganz 
neue Erscheinung.

Impfen oder Ausmerzen
Bakterien lassen sich durch Antibioti­
ka behandeln, wenn auch zunehmend 
durch Resistenzen erschwert. Ansons­
ten bleibt die Impfung das Instrument 
im Kampf gegen die Tierseuchen, 
wenn sie nicht gesetzlich verboten ist 
wie bei Maul- und Klauenseuche, Bru­
cellose, Leukose oder Tuberkulose. 
Denn Ausmerzen ist die zweite Strate­

gie der Seuchenbekämpfung. •
Der dabei angestrebte Status der Seu­
chenfreiheit ist vor allem im Zusam­
menhang mit dem internationalen 
Handel von Bedeutung. Bedingt 
durch die Intensivierung der Tierhal­
tung, einzeltierbezogene Leistungs­
zuwächse sowie den Fortschritt in Di­
agnostik und Behandlung gibt es heu­
te eine ganze Reihe möglicher Imp­
fungen bei Rindern (BRSV, BVD, Clo­
stridien, Coli, IBR, Pasteurellen, 
Rota-Corona, Salmonellen, Tetanus, 
Tollwut, Trichophytie) und Schwei­
nen (AK, APP, Clostridien, Coli, EP, 
PRRS, Rhinitis, Rotlauf, Salmonel­
len, SMEDI). Gesetzlich vorgeschrie­
bene Impfungen gibt es nur noch in 
einigen Bundesländern für die Au­
jeszkysche Krankheit (AK) bei 
Schweinen mit auslaufender Ten­
denz. Ziel ist auch hier der Status der 
Seuchenfreiheit. Bei Rindern gibt es 
derzeit keine Pflichtimpfungen, aber 
eine staatlich geförderte freiwillige 
Bekämpfung von IBR und BVD. Die 
Bereitschaft zum Impfen hat generell 
zugenommen, wie Tierarzt Matthias 
Link feststellt. Ohne Impfschutz las­
sen sich Tiere oft nicht handeln, oder 
Versicherungen zahlen nicht. Etwas 
sparsamer mit Impfungen wird im 
ökologischen Landbau umgegangen.

Sowohl Neigung wie auch Notwen­
digkeit seien geringer, stellt Professor 
Sundrum vom Fachgebiet ökologi­
sche Tierhaltung in Witzenhausen 
fest und verweist auf mehr geschlos­
sene Systeme und weniger Tierver­
kehr im Vergleich zur konventionel­
len Landwirtschaft.

Faktorenkrankheiten
Durch tiergerechtere Haltungsformen 
und eine allgemeine Verbesserung der 
Tiergesundheit allein lassen sich hoch­
virulente Seuchen aber nicht verhin­
dern. Anders dagegen die sog. Fakto­
renkrankheiten wie Mastitis oder re­
spiratorische Erkrankungen, die erst in 
den letzten Jahrzehnten eine Rolle 
spielen. Bei diesen macht der Erreger 
allein das Tier noch nicht krank, es 
müssen weitere Bedingungen dazu­
kommen.
Generell spielt Hygiene bei der Krank­
heitsvermeidung eine wichtige Rolle, 
aber Wohlbefinden, Abwehrsteigerung 
und Prophylaxe kommen dazu. Das 
hat auch die auf Leistungsoptimierung 
ausgerichtete Intensivtierhaltung in­
zwischen erkannt. Matthias Link gibt 
jedoch zu bedenken, auch die Kriterien 
ethischer Tierschutz, Umwelt- und So­
zialverträglichkeit nicht aus den Augen 
zu verlieren. we
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Enge Flächenbindung nochmals überdenken
Kreislaufwirtschaft und Vermeidung zu hoher Düngebelastungen. Dafür steht in der Diskussionen zur Agrarwende 

die Begrenzungen von zwei Großvieheinheiten je Hektar

Der Ökolandbau hat es vorgemacht. 
Nach dessen Richtlinien gibt es seit 

Jahren einen Höchstbesatz von Tieren je 
Hektar Betriebsfläche. Entsprechend dem 
Leitbild der Kreislaufwirtschaft sollen die 
Tiere eines Betriebes von der eigenen Flä­
che ernährt werden und der Dung soll die 
Äcker und Wiesen fruchtbar halten und 
nicht überlasten.
Da erscheint es in den Diskussionen um 
die Agrarwende naheliegend, eine engere 
Flächenbindung der Tierhaltung für die 
gesamte Landwirtschaft anzustreben. So 
taucht seit Januar diesen Jahres in ver­
schiedenen Papieren immer wieder die 
gleiche Forderung auf: Flächengebundene 
Tierhaltung als Voraussetzung für Förder­
gelder und Ausgleichszahlungen.
So empfiehlt Bärbel Höhn, die nordrhein­
westfälische Landwirtschaftsministerin, 
in ihrem Eckpunktepapier für zukunftwei­
sende Landwirtschaft den Ausschluss 
agrarindustrieller Betriebe von der bau­
rechtlichen Bevorzugung für Landwirte. 
Untrennbar gehöre zur Landwirtschaft 
eine ausreichende Futtergrundlage auf der 
betrieblich bewirtschafteten Fläche. Im 
Kanzleramtspapier zur Agrarwende tau­
chen ähnliche Ziele auf.
Die Annahme, was sich im Ökolandbau so 
gut bewährt hat, könne für die konventio­
nelle Landwirtschaft nicht falsch sein, ist 
jedoch zu simpel. Für das Ziel, die Tiere 
eine Betriebes von der eigenen Fläche zu 
ernähren, kann eine Flächenbindung hilf­
reich sein, muss aber nicht. Nur weil Fut­
tergetreide angebaut wird, heißt das nicht, 
das es nicht verkauft und anderes Futter 
zugekauft wird. So ist im Ökolandbau die 
Flächenbindung nur eine Maßnahme aus 
einem ganzen Bündel. Zusätzlich gelten 
Zukaufsbeschränkungen für Futter sowie 
genaue Vorschriften über erlaubte und 
verbotene Futtermittel.

Doch nicht nur agrarindustrielle Betriebe 
haben teils einen hohen Viehbesatz. Gera­
de für kleinere Höfe schafft die arbeitsin­
tensive Tierhaltung Einkommensmöglich­
keiten. Und im Gegensatz zu finanzstar­
ken Großbetrieben können kleinere Be­
triebe in der Konkurrenz um Kauf oder 
Pacht von Flächen nicht mithalten, wenn 
die flächengebundene Tierhaltung für alle 
als Voraussetzung für Fördergelder einge­
führt würde. Bleibt dann als einziger Aus­
weg nur die Abstockung des Tierbestands 
mit Einkommensverlust? Nicht umsonst 
gibt es für die aus steuerlicher Sicht ent­
scheidenden Vieheinheiten (VE) eine 
Staffelung: für die ersten 20 ha sind sogar
10 VE zulässig, bis zu 30 ha 7 VE und erst 
ab 110 ha liegt die Beschränkung bei 1,5 
VE. Erst wenn die genannten Viehdichten 
überschritten sind, wird Landwirtschaft 
zu Gewerbe. Ob die Grenzwerte stimmen, 
mag im Einzelfall zu diskutieren sein, aber 
wenn für ökologische Anliegen, neue Ein­
schränkungen für Bauern und Bäuerinnen 
eingeführt werden, müssen auch die sozia­
len Folgen mitbedacht werden.
Auch weitere Erwartungen an die flächen­
gebundene Tierhaltung wie eine geringere 
Stickstoffbelastung der Flächen, können 
nicht als direkte Folge angesehen werden. 
Bringt ein Betrieb mit 2.000 oder 3.000 ha 
seine Gülle wirklich gleichmäßig auf seine 
Flächen aus, nur weil rein rechnerisch 1,8 
Großvieheinheiten herauskommen? Bis­
lang ist es nach der Düngeverordnung in 
Nordrhein-Westfalen ausreichend, wenn 
ein Betrieb langfristige Verträge über Gül­
leentsorgung nachweisen kann. Das bietet 
für Betriebe aller Größen Möglichkeiten. 
Hinzukommen verwirrend unterschiedli­
che Definitionen von den jeweiligen Tier­
einheiten. Eine Großvieheinheit bezieht 
sich auf die Futtergrundlage, Vieheinhei­
ten sind eine steuerliche Größe, die auch

Schon vor 25 Jahren
Offene Deklaration bei Futtermitteln wieder zulässig

Was lange, harte Auseinandersetzun­
gen in den 70er Jahren nicht ge­

schafft haben, war eine der positiven Fol­
gen der BSE-Krise: Endlich darf auf Fut­
termitteln wieder draufstehen, was sie 
enthalten. Der Bundesrat hat die freiwilli­
ge Kennzeichnung "beschlossen, jetzt 
müssen wieder alle Futtermittelbestand­
teile angegeben werden. Jedoch bleibt der 
Futtermittelindustrie überlassen, ob die 
Einzelbestandteile nur in absteigender 
Reihenfolge oder in prozentualen Antei­
len angegeben werden. Einig waren sich

von Zeit zu Zeit neu berechnet wird, wäh­
rend Dungeinheiten sich auf die Sticks­
toffbelastung beziehen. Wenn sich heute 
ein Betrieb in Nordrhein-Westfalen über­
legt, ob er in Zukunft ökologisch wirt­
schaften will, muss er früh wissen, ob er 
eine Verbandmitgliedschaft bei Natur­
land, Bioland anstrebt oder sich an die Re­
geln der EU-Bio-Verordnung hält. Denn in 
jedem Fall unterscheidet sich die Zahl der 
erlaubten Tiere.
Wenn die Vorschläge zu Flächenbindung 
ohne Einschränkung verabschiedet wer­
den, hieße das wieder einmal eine Benach­
teiligung von kleinen und mittleren Be­
trieben. Um ökologische Belange wie Fut­
ter vom eigenen Betrieb durchzusetzen, 
biete die Begrenzung von zwei GV/ha kei­
nen Mechanismus, erläutert Ulrike Otten- 
ottebrock-Völker, Vorstandsmitglied des 
Agrarbündnis. „Ohne Ausgleich,das so­
ziale Moment der Tierhaltung für kleinere 
Betriebe wegzunehmen, “ kritisiere sie. Al­
len Höfen ohne den entsprechenden Flä­
chennachweis werden dann alle Einkom­
mensmöglichkeiten weggenommen.. Lö­
sungen bieten eher Transportbeschrän­
kungen für Güllefahrten oder detaillierte 
Regeln zur Fütterung und Auslaufhaltung 
wie im Ökolandbau oder bei Neuland, ms

Aufgegabelt
Der Ökolandbau arbeitet 
unter ganz bestimmten Be­
dingungen, die kann man 
nicht einfach wie einen 
Hut der gesamten Agrar­
wirtschaft überstülpen... 
Dieses agro-industrielle 
System ist eng vernetzt. Es 
sind ja nicht nur die Bau­
ern. Da hängt eine ganze 
Industrie dran, die Dünge­
mittel, Pflanzenschutzmit­
tel, Futtermittel, Medika­
mente, Wachstumsförderer 
liefert. Das lässt sich nicht 
einfach auflösen. Da wird 
es Widerstände geben.
(Karl Ludwig Schweisfurth, 
ehemals Wurstindustrieller,, 
jetzt Ökobauer)

Agrar- und Ernährungsausschuss in ih­
ren Empfehlungen, dass in Zukunft die 
Gruppenbezeichnung wie Fette wegfal­
len und durch die Angabe der genauen 
Bestandteile wie Sojaextraktionsschrot 
ersetzt werden sollen. Damit hat sich der 
Agrarausschuss des Bundestages, der die 
offene Deklaration verpflichtend vor­
schreiben wollte, gegenüber dem Ge­
sundheitsausschuss nicht durchgesetzt. 
Die obligatorische offene Deklaration wi­
derspreche dem noch geltenden EU- 
Recht, dass dies nur freiwillig vorsieht,

Eine Kuh ist eine Kuh, gleich welcher Zeichnung, aber wieviel Sauen und wieviel 
Ferkel entsprechen einer Kuh? Foto: Niemann

gab der parlamentarische Staatssekretär 
Mathias Berninger zu bedenken. Obwohl 
die Bundesregierung die obligatorische 
Deklaration von Futtermitteln wolle, 
gebe es rechtliche Bedenken gegen einen 
nationalen Alleingang, so Mathias Ber­
ninger, da damit den Plänen der EU vor­
gegriffen werde.
Die neue Verordnung soll nach Auskunft 
des Bundeslandwirtschaftsminiseriums 
so bald wie möglich in Kraft treten. Und 
damit wäre eine der alten Forderungen der 
AbL endlich umgesetzt. ms
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Spiegelgerste und alte Tomatensorten - 
Die Liebe zur Vielfalt hat Aussicht auf Förderung

Kulturpflanzenvielfalt auf nordrhein-westfälischen Höfen - ein Demonstrationsprojekt

Landwirtschaftliche Betriebe, die ge­
fährdete und regionaltypische Haus­

tierrassen halten und züchten, können in 
vielen Bundesländern schon seit einigen 
Jahren eine finanzielle Förderung erhalten

Ulrich Schulze auf einer Fuhrung durch einen Emmer- und Dinkelsortenversuch in der Greiffenberger 
Gärtnerei. Foto: VERN

(s. Bauernstimme 11/2000). Möchten je­
doch Bauern und Bäuerinnen Erfahrun­
gen mit arideren als den handelsüblichen 
und behördlicherseits empfohlenen Kul­
turpflanzensorten und -arten sammeln, so 
müssen sie dies auf eigene Kosten und ei­
genes Risiko tun -  eine Förderung existiert 
in Deutschland nicht. Dabei gibt es auch 
für gefährdete Nutzpflanzen auf europäi­
scher Ebene schon seit 1992 eine dem 
Tierbereich vergleichbare Fördermöglich­
keit (EU-Verordnung 1257/ 99). Nur ha­
ben bislang kein Bundesland und auch nur 
wenige europäische Länder hiervon Ge­
brauch gemacht.

Geschluckt
Zwischen 1995 und 1998 
wurden allein in den USA 

68 Saatgutfirmen von 
größeren Konzernen 
übernommen. Laut 

einem Bericht des US- 
Agrarministeriums war 
Monsanto mit 22 Über­

nahmen vorn, gefolgt 
von Aventis (18), Dow 

Chemical (10), Novartis 
(9) und Astra/ Zeneca (7).

Pflanzgut seltener Kulturpflanzen ist in 
der Regel nicht in ausreichender Menge 
verfügbar und das damit verbundene Wis­
sen auf Seiten der Landwirte und Gärtner 
als auch der Verarbeiter und der Verbrau­

cher weitgehend verloren 
gegangen. Ein Handel mit 
nicht zugelassenen Sorten 
ist (noch) rechtlich be­
grenzt. Zudem ist wohl in 
keinem Bundesland be­
kannt, welche Arten und 
Sorten in die heutige und 
zukünftige Landwirtschaft 
passen würden. Ebenso we­
nig haben die Bundesländer 
ihre derzeitig vorhandene 
Kulturpflanzenvielfalt er­
fasst.
Das nordrhein-westfälische 
Umwelt- und Landwirt­
schaftsministerium hatte 
eine Reihe im Bereich Kul­
turpflanzenvielfalt aktiver 
Personen, Initiativen und 
Verbände aufgefordert, bei 
der Planung, Initiierung 
und Begleitung des Projek­
tes mitzuwirken. Organisa­
torisch angesiedelt ist das 

Vorhaben bei der Landwirtschaftskammer 
Westfalen-Lippe in Münster, um die Nähe 
zur praktischen Landwirtschaft zu ge­
währleisten. Koordiniert wird das Projekt 
von Ulrich Schulze, der aus seiner Mitar­
beit im Verein zur Erhaltung und Rekulti­
vierung von Nutzpflanzen in Brandenburg
e.V. (VERN) und dem Aufbau der vielfälti­
gen Greiffenberger Gärtnerei eine Menge

praktischer Erfahrungen in der Anzucht, 
Kultivierung und Vermehrung seltener 
Kulturpflanzen und deren Vermarktung 
mitbringt.

Vielfalt erleb- und essbar
Seit Beginn des Projektes im November 
2000 hat Ulrich Schulze mit verschiede­
nen Partnern Sorten- und Artenvielfalt in 
Szene gesetzt. So werderi auf den Flächen 
von Haus Düsse 43 verschiedene Nackt- 
bzw. Spiegelgersten angebaut, solche 
Gersten wurden früher wie Reis zuberei­
tet. Im Herbst ist eine Verkostung der 
Gerste geplant. Um die historische Ent­
wicklung von Weizen sichtbar zu machen, 
werden 14 verschiedene Weizenarten an­
gebaut. Außerdem werden alte Rapssorten 
auf ihren für die Bienen bedeutsamen Pol­
lenertrag hin untersucht, alte Zierpflan­
zen angebaut und erste Versuche mit dem 
in Vergessenheit geratenen Amaranth ge­
macht. Die Universität Bonn begleitet den 
Gerstenanbau durch molekulargenetische 
Untersuchungen. Die Dortmunder Deme- 
ter-Gärtnerei »Werkhof« möchte auf Anre­
gung von Herrn Schulze hin, ihren Kun­
dinnen besonders die reiche Tomatenviel­
falt schmackhaft machen.
Viele Ideen und Ansätze sind gefragt, um 
wieder mehr Vielfalt in die Kulturpflan­
zenwelt der heutigen landwirtschaftlichen 
Betriebe und letztendlich auch auf unsere 
Teller zu bringen -  bleibt zu hoffen, dass 
auch weitere Bundesländer dem Beispiel 
NRWs folgen werden.

A n ja  O e tm a n n - M en n en  
Informationen zum Projekt bei Ulrich Schulze: 
Telefon: 0251/2376-840 -

Welche Förderung sinnvoll?
Im Rahmen eines Demonstrationsvorha­
bens versucht nun das Land Nordrhein- 
Westfalen, sinnvolle Förderinstrumente 
für mehr Vielfalt auf den Feldern, in den 
Gärten und Obstanlagen zu entwickeln. 
Eine zentrale Frage wird sein, ob die in der 
Verordnung vorgesehene flächenbezogene 
Förderung hier Sinn macht, ob eine arten- 
bzw. sortenbezogene oder eine projektge­
bundene Förderung der bessere Weg wäre. 
Zuvor müssen jedoch noch viele Probleme 
gelöst und viele Fragen beantwortet wer­
den. So ist das öffentliche Bewußtsein um 
die Gefährdung der landwirtschaftlichen 
Vielfalt noch sehr gering. Saat-' und

Was auf den ersten Blick wie ein Korb voller Ostereier aussieht, ist ein Ausschnitt aus der großen To­
m atenvielfalt. Jenseits von Fleisch- und Cocktailtomaten warten noch wahre Schätze auf den Anbau. 
Foto: VERN.
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Sojabohne ist nicht gleich Sojabohne
Über den nachhaltigen Einsatz von Soja in der Tierfütterung -  Kerstin Lanje, Koordinatorin des niedersächsischen Soja- 

Projekts an der Evangelischen Akademie Loccum, im Gespräch mit der Bauernstimme

Bauemstimme: Das Futtermittel Soja ist 
ja seit den Skandalen um Tiermehi im 
Futter wieder in aller Munde. Welche 
Bedeutung hat der Soja-Handel zwi­
schen Brasilien und Deutschland?
Lanje: Brasilien ist nicht nur für Soja ein 
wichtiger Handelspartner für Deutsch­
land. Derzeit werden über 1.500.000 Ton­
nen Sojabohnen und 533.000 Tonnen So­
jaschrot aus Brasilien importiert. Die 
Nachfrage wird gerade vor dem Hinter­
grund des Tiermehlfütterungsverbots und 
des steigenden Konsums von Geflügel- 
ünd Schweinefleisch weiter steigen. Neue 
Flächen werden dafür im Urwald gerodet 
werden. Da stellt sich die Frage: Was be­
deutet das für die Umwelt, wie sehen die 
Konsequenzen für die Landbevölkerung 
in Brasilien aus?

Und was bedeutet es?
Während der Vorbereitung für unsere letz­
te Veranstaltung, einer Zukunftskonfe­
renz zum Thema „Futtermittel Soja?“ bin 
ich nach Brasilien gereist. Mir erscheinen 
die Folgen des Sojaanbaus je nach Region 
unterschiedlich. Im mittleren Teil von Bra­
silien wird auf unvorstellbar riesigen Plan­
tagen Soja in Monokulturen angebaut, 
was ökologisch kaum zu vertreten ist. So 
wird momentan für das Anbaugebiet Mato 
Grosso an der Verbesserung der Trans­
portstrukturen gearbeitet. Dafür werden 
neue Wasserstraßen gebaut, denen die in- 
digene Bevölkerung weichen muss, mit 
sehr unklaren Aussagen über mögliche 
Landüberflutungen und den Umweltaus­
wirkungen generell. Diese sog. Agrarfront 
verschiebt sich immer weiter in den Nor­
den, wodurch der Cerrado bedroht wird. 
Den Cerrado muss man sich wie eine Sa­
vanne mit mehr Sträuchem vorstellen. 
Dieses Gebiet ist zwar nicht so bekannt 
wie der Amazonas, aber ökologisch ge­
nauso wertvoll, da der Cerrado als Wasser­
speicher dient. Im Süden mit einem ganz 
anderen Ökosystem -  das sind 6.000 km 
weiter und entspricht der Entfernung zwi­
schen Moskau und Lissabon -  wird schon 
länger Soja angebaut, teils auch ökolo­
gisch und die gesellschaftlichen Struktu­
ren erscheinen mir demokratischer ge­
prägt, es gibt Kooperativen und Kleinbau­
ern, die auf kleineren Flächen Soja anbau­
en. Das Gebiet ist ökologisch, lange nicht 
so „empfindlich“ wie der Norden. Es sieht 
dort fast so aus wie hier.

Hat sich die gestiegene Nachfrage auch 
auf die Preise für die brasilianischen Er­
zeuger ausgewirkt?
Nein, für die Erzeuger hat sich nichts ge­
ändert. Da die Anbauflächen ausgeweitet 
wurden, hat sich der kurzfristig gestiegene

Preis schnell wieder eingependelt. Preis­
unterschiede gibt es hingegen zwischen 
herkömmlichem und gentechnisch verän­
dertem Soja. Hier kommt der Preis aller­
dings noch nicht bei den Bauern und 
Landarbeitern an, sondern wirkt sich bis­
her nur beim Handel aus, und bietet somit 
noch keinen Anreiz für die Bauern, kon­
ventionelle Sojabohnen anzubauen.
Von den Teilnehmenden der Zukunftskon­
ferenz wurde immer wieder der Austausch 
und die Möglichkeit Kontakte -  auch Han­
delskontakte -  zu knüpfen positiv hervor­
gehoben.

Wer hat an der Zukunftskonferenz teil­
genommen?
Von den 60 Teilnehmern kamen 12 aus 
Brasilien. Gut vertreten waren Nichtregie- 
rungsorganisationen (NRO) aus beiden 
Ländern und verschiedene Vertreter des 
Futtermittel- und Landhandels. Leider 
waren nur wenige Bauern und Bäuerinnen 
sowie Verbraucher da. Ganz gefehlt haben 
Vertreter des Ökolandbaus und der Poli­
tik. Und auch der Landvolkverband macht 
noch nicht mit, da ihn die Auseinanderset­
zung mit einem Preis, der durch das freie 
Spiel der Kräfte auf dem Weltmarkt zu­
stande kommt, wenig interessiert.
Die Herausforderung bei der Konferenz 
war, diese ganz unterschiedlichen Grup­
pen zusammen zu bringen. Unterschiede 
gab es nicht nur zwischen Vertretern von 
NRO und Industrie, sondern auch zwi­
schen Brasilianern und Deutschen und 
zwischen den Menschen aus dem Norden 
und dem Süden Brasiliens. Alle haben 
zwar mit Soja zu tun. Doch sie wussten 
vorher voneinander nicht. Das war das 
Spannende, dass am Ende der Konferenz 
alle gesagt haben, eine Sojabohne ist nicht 
gleich eine Sojabohne. Ein Teilnehmer aus 
dem Süden Brasiliens hat erzählt, er hätte 
bislang sein Soja angebaut, aber darüber 
wie es in Deutschland aussieht, hätte er 
sich keine Gedanken gemacht und auch 
wie es im Norden Brasiliens aussieht war 
ihm unbekannt.

Zu welchen Ergebnissen kam die Konfe­
renz?
In Kleingruppen, die sehr gemischt be­
setzt waren, wurden Visionen erarbeitet, 
wie der Soja-Stoffstrom in 10 Jahren aus- 
sehen kann. Und als Ergebnis gab es Vor­
stellungen von einem hohen Anteil ökolo­
gisch erzeugtem Soja, aber andere Grup­
pen sahen auch für gentechnisch verän­
derte Bohnen einen Platz. Aus den darin 
aufgezeigten Wegen und Maßnahmen 
wurden danach Ziele entwickelt:
-  Diversifizierung der Pflanzenprodukti­
on auf bestehender Anbaufläche

Löschen von Sojabohnen an der Ölmühle Hamburg. Foto: Gneckow-Metz

-  Nachvollziehbarkeit für Verbraucher/- 
innen, ob Produkte dem Prinzip der Nach­
haltigkeit entsprechen
-  Würdevolles Leben für die Landwirte
-  Stärkung regionaler Produktions- und 
Vermarktungssysteme,...
Zum Schluss haben sich Leute zusam­
mengefunden, die zu einzelnen Zielen 
Weiterarbeiten wollen. Eine Arbeitsgrup­
pe will sich jetzt z.B. in Brasilien darum 
kümmern, eine Diskussion über Gentech­
nik in der Soja-Produktion anzustoßen. 
Daran beteiligt sich auch ein Vertreter der 
Ölmühlenindustrie und von Monsanto. 
Bisher ist Gentechnisch verändertes Soja 
verboten, allerdings wird es teils illegal an­
gebaut.

Welche weiteren Schritte sind geplant?
Zum £inen fahre ich nach Brasilien und 
stelle die Ergebnisse auf dem nationalen 
Soja-Forum vor. Eine Gruppe aus Südbra­
silien hatte schon vorher Verhandlungen 
über den Absatz von ökologisch erzeugten 
Soja-Bohnen nach Niedersachsen ge­
führt. Sie besuchen jetzt einige Höfe und 
die Deula in Nienburg, die ein Austausch­
programm mit brasilianischen Landwir­
ten hat. Die andere Gruppe geht jetzt auf 
Gesprächs- und Lobbyreise beim Wirt­
schafts-, Umwelt- und Landwirtschafts­
ministerium, dem Agrarausschuss und 
auch bei der Deutsche Entwicklungsge- 
sellschaft, die eine Firma für den Soja-Si- 
lobau in Brasilien finanziell unterstützt 
hat.
Für das Soja-Projekt werden wir uns be­
mühen, jetzt mehr die Politik auf alle Ebe­
nen einzubinden. Die nächste Tagung fin­
det im September zum Thema „Zertifi­
zierte Sojabohnen als Weg?“ statt.

Vielen Dank für das Gespräch.

Das Projekt konzentriert 
sich auf die Futtermittel- 
Problematik in Nieder­
sachsen am Beispiel des 
Sojaschrotes aus Brasi­
lien. Im Zentrum steht ’ 
oer methodische Ansatz 
einer am „Stoffstrom 
Soja" orientierten Dialog­
konzeption, in die alle 
Beteiligten einbezogen 
werden: Schweine- und 
Geflügelmäster, Futter­
mittelindustrie, Ölmüh­
len und Landhandel, Le­
bensmittelhandel. Aber 
auch Soja-Produzenten- 
und Verabreiter aus Bra­
silien sowie Nichtregie- 
ru n gso rga nisatio ne n aus 
beiden Ländern. Das Pio- 
jekt ist auf drei Jahre an­
gelegt und läuft seit De­
zember 1999. Informa­
tionen über das Projekt 
und Berichte über die 
bisheriger» Tagungen gibt 
es unter www.loc- 
cu m .de/aktuelles/Projekt 
Soja Kerstin Lanje, Evan­
gelische Akademie Loc­
cum, Postfach 2158,
31545 Rehburg Loccum, 
Kerstin.Lanje@evlka.de, 
Tel.: 05766 81-187/-114.

■

mailto:Kerstin.Lanje@evlka.de
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ln Verbindung mit der 
Kampagne Mahlzeit von 

„Brot für die Welt", bietet 
ab jetzt die Kantine des 

Landeskirchenamts 
Rheinland Gerichte aus 

ökologischem Anbau und 
artgerechter Tierhaltung. 

Das evangelische Hilfs­
werk setzt sich für ein 

neues Qualitätsbewusst­
sein in der Ernährung ein.

Qualität bedeutet, dass 
Lebensmittel gesund sind 
und gut schmecken. Qua­

Alternativen zum Bankkredit
Direktdarlehen und Beteiligungen als Finanzierungsinstrumente

B;

Das Geld wächst nicht nur bei Banken. Auch private Kredite 
können bei der Finanzierung in der Landwirtschaft weiterhelfen. 
Foto: Erdmanski-Sasse

lei jedem Entwicklungsschritt eines 
) Hofes, sei es ein Stallbau, die Einrich­

tung eines Hofladens oder die Anschaf­
fung eines Schleppers, stellt sich die Frage 
nach der geeigneten Finanzierung. Wenn 
die Eigenmittel nicht reichen, steht der 
Gang zur Bank an. Bankdarlehen haben, 
selbst bei guten finanziellen Verhältnis­
sen, einige Nachteile bzw. Grenzen:
-  Banken geben Darlehen oft nur gegen 
Sicherheiten wie Grundschulden, Bürg­
schaften etc.
-  Die Zinsen belasten, insbesondere bei

hohen Investi-
um * 5 y- _

tionen mit lan­
gen Laufzeiten 
wie Stallbauten, 
den Betrieb er­
heblich.
-  Die Geld 
„qualität“ ist, 
um es bildlich 
auszudrücken, 
relativ „kalt“. 
Insbesondere 
für Höfe mit ei­
nem größeren 
Umfeld aus 
Kunden, Freun­
den und Unter­
stützern besteht 
alternativ die 
Möglichkeit, Di­
rektdarlehen 
oder Beteiligun­
gen einzuwer­
ben und auf die­
se Weise Investi­
tionen zu finan­
zieren.
Bei der Herein­
nahme von Di­
rektdarlehen

empfiehlt sich in jedem Fall der Abschluss 
eines kurzen, formlosen Kreditvertrages, 
in dem mindestens folgende Punkte ver­
einbart werden: Kreditbetrag, Verzinsung, 
Laufzeit, Kündigungsfrist, Tilgung. Di­
rektdarlehen sind einerseits ein gutes Fi­
nanzierungsinstrument, da sie eine Ver­
bindung zwischen Landwirten und Ver­
brauchern auf einer anderen Ebene als 
dem Kauf von Produkten herstellen. Die 
unmittelbare Wahrnehmung der landwirt­
schaftlichen Situation kann auch zu einer 
zurückhaltenden Zinserwartung führen. 
Andererseits ist zu bedenken, dass einige 
der typischen Bankaufgaben -  den Betrieb 
wahrzunehmen, Jahresabschlüsse zu ana­
lysieren und eventuelle Fehlentwicklun­
gen frühzeitig zu erkennen -  bei einem Di­
rektkredit durch die beiden Vertragspart­
ner selbst wahrgenommen werden müs­
sen. Dies erfordert eine regelmäßige Infor­
mation der Kreditgeber durch den Land­
wirt sowie Offenheit und Vertrauen auf 
beiden Seiten.
Daneben ist zu beachten, dass -  wie 
könnte es anders sein -  auch die Entge­
gennahme solcher Privatkredite von ge­
setzlichen Regelungen betroffen ist. Das 
Kreditwesengesetz formuliert Anforde­
rungen, die durch eine Nichtbank kaum 
zu erfüllen sind. Sobald mehr als fünf 
Darlehen mit mehr als 25.000,—DM he­
reingenommen werden, müsste eine Er­
laubnis vorliegen, Bankgeschäft zu be­
treiben. Nur wenn die Kreditverträge mit 
einem Passus versehen sind, der unmiss­
verständlich klar macht, dass es sich 
nicht um eine bankübliche Geldanlage 
handelt, gilt dies nicht. Dieser könnte 
z.B. heißen „Die Rückzahlung dieses 
Darlehens und die Zinsen können nicht 
verlangt werden, so lange dieses Kapital 
zur Erfüllung anderer Verpflichtungen

(z.B. Lieferanten- oder Bankverbindlich­
keiten) benötigt wird.“
Eine weitergehende Möglichkeit stellen 
Direktbeteiligungen an einem Betrieb dar. 
Direktbeteiligungen stellen Eigenkapital 
dar, das im Konkursfall für die Verbind­
lichkeiten des Unternehmens haftet. Die 
rechtliche Gestaltung kann in sehr unter­
schiedlicher Weise, z.B. als Gesellschaf­
terkapital oder stille Beteiligung erfolgen. 
Aufgrund des Eigenkapitalcharakters ent­
steht die genannte Problematik aus dem 
Kreditwesengesetz nicht.
Beispiel: Andrea und Christian Hiss bau­
en auf ihrem Gemüsebaubetrieb mit Tier­
haltung am Kaiserstuhl einen neuen 
Kuhstall. Dafür suchen sie stille Beteili­
gungen ab 5.000,- DM und vergeben „Ge­
nussrechte“ ab 1.000,- DM (www.kartof- 
felaktie.de). Die stillen Beteiligungen 
werden in der Regel mit 3 % p. a. verzinst 
und sind am Gewinn und Verlust des Be­
triebes beteiligt, wobei bei Verlusten die 
Verzinsung lediglich auf 0 % sinkt. Die 
Genuss-Scheine der „Kartoffelaktie“ 
werden mit einem halben Zentner Kartof­
feln pro 1.000,- DM Beteiligung oder an­
deren Hofprodukten im gleichen Wert 
vergütet.
Bei größeren Investitionen kann durchaus 
eine Kombination aus Direktdarlehen und 
Bankdarlehen sinnvoll sein, z. B. wenn die 
Wirtschaftlichkeit eines Projektes positiv 
beurteilt wird, die Besicherung des Bank­
darlehens aber problematisch ist. Nicht zu 
vernachlässigen ist auch der Effekt der 
Kundenbindung, der mit dem Instrument 
des Kundendarlehens erreicht wird. 
Dieser Artikel kann nur auf die allgemeine 
Problematik hinweisen. Vor Abschluss 
von privaten Darlehensverträgen ist eine 
Rechtsberatung sehr zu empfehlen.

Cornelia Roeckl

lität bedeutet aber auch, 
dass beim Anbau und bei 

der Weiterverarbeitung 
dieser Lebensmittel sozia­

le und ökologische Min­
deststandards berück­

sichtigt werden. „Brot für 
die Welt" möchte alle 

dazu ermutigen, sich bei 
ihrer Ernährung für Quali­

tät zu entscheiden und 
beim Einkauf möglichst 

regionale, ökologisch an­
gebaute und fair gehan­

delte Produkte zu 
wählen.

Essen für eine Welt
Projekt Mahlzeit für faires Essen in Großküchen

Mit der Kampagne Mahlzeit möchte 
„Brot für die Welt“ auf die Zusam­

menhänge zwischen unseren Essgewohn­
heiten und dem Problem der Ernähungssi- 
cherung in Entwicklungsländern auf­
merksam machen. Denn der Anteil der 
landwirtschaftlichen Produktion in den 
Ländern des Südens, der vornehmlich 
Konsumwünsche der Verbraucher in den 
Industrieländern befriedigt, geht häufig 
auf Kosten der Menschen und der Umwelt 
in Entwicklungsländern. Hier will das 
Projekt Mahlzeit Alternativen aufzeigen. 
In einem ersten Schritt sollen vor allem

Multiplikatoren aus Großküchen, Kanti­
nen und Gastronomie dafür gewonnen 
werden, mehr ökologisch angebaute und 
fair gehandelte Produkte in ihren Küchen 
einzusetzen.
Sicher kann diese Umstellung nicht in 
kurzer Zeit und auf einen Schlag erreicht 
werden. Mit vertretbarem Aufwand kön­
nen Kantinen oder Gastronomiebetriebe 
jedoch Aktionswochen durchführen, bei 
denen fair gehandelte, regionale bzw. öko­
logisch hergestellte Produkte angeboten 
werden. Für die begleitende Öffentlich­
keitsarbeit stellt „Brot für die Welt“ ver­

schiedene Medien, wie Tischaufsteller, 
Plakate und eine Rezeptesammlung zur 
Verfügung. Zudem wird ein Servicetele­
fon eingerichtet, bei dem sich interessierte 
Küchenleiterinnen oder Multiplikatoren 
über die Möglichkeiten der Teilnahme an 
dem Projekt informieren können. Im Vor­
dergrund steht dabei, ökologische und fair 
gehandelte Produkte durch Genuss und 
leckere Gerichte schmackhaft zu machen.

Weitere Informationen: Projektstelle Mahlzeit, 
Franziska Krisch, Tel: 0711 /  21095 25, Home­
page: www.projekt-mahlzeit.de.

http://www.projekt-mahlzeit.de
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Keine G entechnik auf K irchenland

Die Evangelische Kirche von Kurhes- 
sen-Waldeck hat das Ausbringen von 

gentechnisch verändertem Saat- und 
Pflanzgut auf kirchlichem Land untersagt. 
Eine entsprechende Klausel wird in neue 
Pachtverträge eingebaut, bei laufenden 
Verträgen soll eine einvernehmliche Lö­
sung versucht werden. Als Gründe werden 
grundsätzliche Bedenken gegen die Gen­
technik, Umweltrisiken und auch die sozia­
len und strukturellen Folgen für die Land­
wirtschaft genannt, außerdem die Ableh­
nung der Verbraucher und zuletzt auch die

Gefahr der Wertminderung für das Kir­
chenland. Kurhessen-Waldeck ist die zehn­
te Landeskirche in der Evangelischen Kir­
che Deutschland (EKD), die durch Vertrag 
oder Empfehlung die Gentechnik auf ihren 
Flächen verhindert. Neben der Stadt Mün­
chen haben weitere Gemeinden ähnliche 
Verbote für ihre kommunalen Flächen er­
lassen. Die Landwirtschaftskammer Ham­
burg hat allen 1.500 Landwirten, Obstbau­
ern und Gärtnern der Stadt äußerste Zu­
rückhaltung gegenüber der grünen Gen­
technik nahegelegt. gf

■ ‘ \ \ \ . '  * 
Einen Marktstand der besonderen Art präsentieren Les ZANIMOS aus Frankreich (Foto: Erdmanski-Sasse)

Les Gemüse: Bühne frei

Eis kommt aus Italien. Und Gemüse? -  
aus Frankreich natürlich! Aber das 

Gemüse, das Andree Kupp aus Stras­
bourg auf ihrem Marktstand präsentiert 
ist schon etwas ganz Besonderes. Et voi- 
lä! „Diese Gemüse spricht“, klärt An­
dree Kupp vom Theaterensemble Les 
ZANIMOS Kinder und Junggebliebene 
im Publikum mit ihrem unverkennbar 
französischen Akzent auf. Das Geheim­
nis sei ein ganz spezieller Dünger, dessen 
Rezeptur ihr Großvater überliefert habe, 
so Andree, und natürlich sei nichts gen­
manipuliert! Versteht sich ja von selbst. 
Nur ein Problem gibt es in der kleinen 
heilen Welt des Marktstandes und das 
sind die Maulwürfe. Da ist auch Wach­
hund Igor machtlos. Nur mit den verein­
ten Kräften des Publikums lassen sich 
die kleinen Biester in ihre Schranken 
verweisen. Und dann kann die Show be­
ginnen: Der Kürbis singt, die Karotten 
steppen, die Radieschen trällern. Das ist

fast wie die Muppet-Show, nur eben 
französisch. Und so tingelt der kleine 
Marktstand mit seiner ungewöhnlichen 
Auslage durch die Lande und begeistert 
die Kinder für Kürbis, Karotten & Co in 
den Zeiten von Fast-, Convenience- oder 
sonst’nem Food. we

Die Sprache ist das H aus 
des Seins

Vbr einigen Wochen las ich im landwirtschaftlichen Wochen­
blatt ein Stellenangebot. Gesucht wurde ein Mitarbeiter, der 

eine 340er Sauenherde intim betreut. Die Anzeige verwirrte 
mich. Gab es im Sauenmanagement auf dem Weg zu 25 Ferkeln 
je Sau und Jahr eine neue begriffliche Dimension? Man muss 
sich nämlich ganz schön bemühen, wenn man bei den fort­
schrittsbegleitenden Wortschöpfungen in der Ferkelerzeugung 
auf dem Laufenden sein will: Absetzferkel, Systemferkel, SEW- 
Ferkel, MEW-Ferkel sind nur einige Begriffe für das, was früher 
ein 25-kg-Ferkel war. Und nun Intimbetreuung. Zwar gibt es im 
Sauenstall ein Rotlichtmilieu. Aber das ist ein Nest für Ferkel 
und keins für Ferkeleien. Oder hat das was mit Künasts zufriede­
ner Feststellung zu tun, dass es in modernen Ställen ein Eros- 
Center gibt?
Englische Ausdrücke verschönern das fortschrittliche Betriebs­
management. Ein kleiner Schritt zu einer artgerechteren Schwei­
nehaltung -  und schon führt der Bauer das welfare-System ein. 
Andererseits nennt sich der Zusammenschluss von Bauernver­
band und chemischer Industrie nicht Fördergemeinschaft sustai- 
nable agriculture sondern Fördergemeinschaft Nachhaltige Land­

wirtschaft. Manche Worte 
vermitteln eben sehr posi­
tive Einsichten und Um­
schreibungen, die bei ei­
ner Übersetzung ins Eng­
lische leiden würden.
Eine Internationalisie­
rung der Begriffe schützt 
auch nicht vor Verwirrun­
gen. Als ich kürzlich ei­
nen spanischen Bauern 
von den Vorteilen der In­
tegration, ein vertikales 
Verbundsystem von der 

Erzeugung über die Verarbeitung bis in den Handel, überzeugen 
wollte, stieß ich auf völlige Ablehnung. Ich merkte nur langsam, 
dass sich ein spanischer Bauer unter einer Integration etwas völ­
lig anderes vorstellt als ich. Während für mich eine Integration 
ein Weg ist, der von unten nach oben verläuft, versteht ein Spa­
nier darunter den umgekehrten Weg -  einen, der in der Lohnar­
beit des Bauern mündet. Da wird der gleiche Begriff aufgefüllt 
mit anderen Traditionen, Werten und Wirklichkeiten.
Oft sind es gerade die einfachen Formulierungen, die keine Deu­
tung zulassen. Künast sagte: „Die Rinder brauchen Gras, Wasser 
und Getreide“, und jeder weiß nun, dass Fleisch so rein sein soll 
wie deutsches Bier. Unsere große Viehverwertungsgenossen- 
schaft in Westfalen hat sich das zu Herzen genommen und pro­
duziert nun „gekannte Qualität“ eine zumindest sprachlich 
durchaus gewöhnungsbedürftige Leistung. Unterstützt wird sie 
dabei von GVP, GFP, GMP/HACCP/ISO und GLP. Den Verbrau­
cher wird es beeindrucken, wenn er demnächst TranspaRind 
kauft. -  So ähnlich wie mich die intime Betreuung der Sauenher­
de beeindruckte.
Meiner Sorge, eine Weiterentwicklung im Sauenmanagement 
verpasst zu haben, wurde ich jedoch durch die nächste Ausgabe 
des Wochenblattes entledigt. Dort stand die gleiche Anzeige. 
Diesmal wurde jedoch ein Mitarbeiter gesucht, der die 340er 
Sauenherde im Team betreut.

Anmerkung: SEW = segregated early weaning; MEW = medicated early wea- 
ning ’
GVP = Gute Veterinär-Praxis (des Betreuungstierarztes); GFP = Gute Fütte­
rungs-Praxis (im Grundfutter); GMP/HACCP/ISO = Gute Herstellungs-Pra- 
xis (der Futtermittelindustrie für Ergänzungsfutter); GLP = Gute Landwirt­
schaftliche Praxis (auf dem Erzeugerbetrieb)

aus Westfalen
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LESE-BUCH TIP
Kritik an Emährungsmythen
Mit weit verbreiteten Ernährungsirrtümern, Ge- und Verboten der 
gesunden Ernährung und anderen Halbwahrheiten räumen der Le- 
bensnrrttelchemiker Udo Pollmer und die Biologin Susanne Warmuth 
in diesem Buch auf: Der Nutzen von übertriebenen Ernährungsemp­
fehlungen im Hinblick auf Ballaststoffe, Diäten oder Cholesterin wird 
ebenso relativiert oder verworfen wie die Reklamesprüche für Vit­
aminpillen, Probiotika-Lebensmittel oder rechts- und linksdrehende 
Joghurts oder die irreführende Deklaration bei „Kalbsleberwurst". 
Verdienstvoll, dass die Autoren für mehr Gelassenheit bei der Ernäh­
rung, für lustvolles Essen und für Vertrauen auf den eigenen Körper 
plädieren. Pollmer, seit vielen Jahren als Kritiker der Ernährungsindu­
strie bekannt, wird in letzter Zeit oft von der Agrarindustrie hofiert. 
Sein betonter „Undogmatismus" und sein Drang nach Applaus bzw. 
Honorierung von allen Seiten haben ihn leider in manchen Fällen zu 
recht zweifelhaften Aussagen geführt: So überbetont er einige pro­
duktionstechnische Probleme bei jetzigen Freilandhaltungen von Le­
gehennen und unterlässt gleichzeitig eine umfassende Kritik an der 
Käfighaltung. Bezeichnenderweise ist er dabei selbst einer kapitalen 
Fehlinformation aufgesessen, die von Befürwortern der Agrarindu­
strie lanciert wir.d: „Gäbe man jeder deutschen Legehenne diese 
zehn Quadratmeter, müsste man bei gleichbleibendem Eierverzehr 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern und 
Hamburg in einen einzigen Hühnerhof verwandeln." Einfache Drei­
satzrechnung entlarvt diesen Blödsinn: die 43 Millionen deutscher 
Legehennen bräuchten bei 10 qm Auslauf insgesamt 430 Millionen 
qm Platz. Da 1 Mio qm einem Quadratkilometer entsprechen, sind 
dies umgerechnet 430 Quadratkilometer (also eine Fläche von 21 
km mal 21 km). Undogmatismus beweist sich durch ausgewogene 
und deshalb manchmal auch eindeutige Urteile und nicht durch 
pauschale und applausheischende Kritik an allem, was derzeit popu­
lär ist. -Manches Populäre kann ja auch richtig sein - z.B. die Kritik an 
Genfood. Nicht nur da hätte man eine deutlichere Aussage erwartet
- z.B. statt einer lahmen Verharmlosung der Gentechnik eine objek­
tive Entlarvung der von Chemie- und Saatgutkonzernen verbreiteten 
Mythen über die Vorteile der „grünen" Gentechnik... 
en
Udo Pollmer/Susanne Warmuth, Lexikon der populären Ernährungsirrtümer, 
Eichborn-Verlag, 364 S., 44 DM, zu beziehen über den Abi-Verlag

Fendt-Schlepper

Der ewige Gärtner
Kurzweiliger Roman über die widerrechtlichen Gepflogenheiten von 

Pharmakonzernen

G ilbert Knemer

Schleppvr-Prospekti* von 1370 bis 1Ö99
von Kurt Häfner

Einen Überblick über die 
letzten 20 Jahre Ent­
wicklungen der Trakto­
ren bei Fendt bietet das 
neue Buch von Gilbert 
Kremer. PS-Starke Tech­
nik und ihre Anpreisun­
gen mit vielen Abbil­
dungen zeichnen das 
Buch aus. Basis für das 
Buch sind die ehemali­
gen Verkaufsprospekte, 
Zusammen mit den ers­
ten beiden Bänden, die 
den Zeitraum von 1930 
bis 1969 erfassen, liegt 
nun eine Dokumentati­
on der kompletten 
Fendt-Bauserien vor. 

Gilbert Kremer: Fendt- Schlepperprospekte von 1979 -  1999. Kosmos-Verlag 
2001. 160 S. 39,90 DM, zu beziehen über den ABL-Verlag

Gelbe Freesien, das waren die Lieb­
lingsblumen von Tessa Quayle. Gelbe 
Freesien legt ihr Mann Justin bei ihrer 

Beerdigung auf den Sarg. Und Freesien 
lautet auch das Passwort für ihren Com­
puter. Sein eigener Name kommt als Pass­
wort nicht in Frage, da ist sich Justin si­
cher: denn zu Tessas Arbeitsbereich hatte 
er keinen Zutritt.
In dem Roman „Der Ewige Gärtner“ hat 
John Le Carre die Machenschaften von 
Pharmakonzernen in der Dritten Welt 
zum Thema gemacht. Manipulierte Ergeb­
nisse von Testreihen, unwissende Men­
schen als Testpersonen und Druck auf all­
zu unabhängige Ärzte, dazu gibt es viele 
Berichte und Aufsätze. In dem über fünf­
hundert Seiten starken 
Buch wird der Leser 
auf einladende Weise 
an das Thema heran 
geführt.
Während Justin Quay­
le als Diplomat in Nai­
robi sich in seiner Frei­
zeit dem Garten wid­
met, kämpft Tessa 
Quayle gegen die vor­
schnelle Zulassung ei­
nes Medikaments ge­
gen Tuberkulose auf 
dem afrikanischen 
Kontinent. Ihre Nach­
forschungen erregen 
bei den beteiligten Fir­
men zuviel Unmut: sie 
wird ermordet. Zu 
wichtig ist den Firmen die schnelle Markt­
einführung des Mittels als dass sie noch­
mals langwierige Test über Nebenwirkun­
gen durchführen wollen, die sich negativ 
auf den Stand ihrer Aktienkurse auswir­
ken können.
Dabei stellt der Bestseller-Autor John Le 
Carre grundsätzliche Fragen zu der Über­
zeugung, sich bei Mißständen einzumi­
schen, anstatt nur zu beobachten. So 
glaubt Tessa auch als Juristin an die Ge­
rechtigkeit und an die Notwendigkeit, sich 
bedingungslos für sie einzusetzen. Sie 
kann nicht tatenlos bleiben, wenn Men­
schen an den Nebenfolgen eines Medika­
mentes sterben. Und sie entspricht auch 
kaum den Erwartungen an eine Diploma­
tengattin. Statt Empfängen gilt all ihr In­
teresse und Engagement dem Kampf für 
eine bessere Welt. Angedeutet wird von Le 
Carre, dass sich Tessa so für das Wohl der 
kranken Kinder und Mütter einsetzt, um 
die Trauer über ihr eigenes gestorbenes 
Kind zu verarbeiten.
Verschwommen bleibt allerdings ihr Ver­
ständnis für das unauffällige Leben ihres 
Mannes als Diplomat. Tessas Erklärungs­

HN
RRE

ansatz, dass Justin innerhalb der Politik 
und sie außerhalb sich für das Gleiche ein- 
setzen, überzeugt nicht.
Erst nach dem Mord seiner Frau beginnt 
Justin zu ahnen, wie wenig er seine Frau 
gekannt hat. Obwohl sie in ihren politi­
schen Äußerungen und Verhalten wenig 
Rücksicht auf seine Karriere genommen 
hatte, schloss sie Justin je weiter sie in ih­
ren Ermittlungen kam um so mehr davon 
aus. Nun versucht er auf eigene Faust ih­
ren Spuren durch die Pharmafirmen zu 
folgen, um mit seiner Trauer fertig zu wer­
den und ihre Arbeit in Ansätzen zu been­
den. Mit falschem Pass taucht er unter und 
reist quer durch die Welt, um die Beteilig­
ten -  Forscher und eine pharmakritische 

Nichtregierungsorgani- 
sation -  des Skandals 
selbst zu besuchen. Sei­
ne diplomatische Ver­
handlungsübung kom­
men ihm bei seinen Auf­
tritten ebenso zu Gute, 
wie das Sicherheitstrai­
ning in seiner Ausbil­
dung. Als sich dann 
auch noch die offizielle 
Linie des Außenminis­
teriums gegen ihn wen­
det und die Ermittlun­
gen wegen dem Mord 
an seiner Frau als Eifer­
suchtstat eines Liebha­
bers dargestellt werden, 
muss Justin alle berufli­
chen Kontakte abbre­

chen. Nur seine Erinnerungen und Phant­
asien über Tessä und ihre Freunde bleiben 
ihm. Im Laufe seiner einsamen Flucht vor 
den Schergen der Pharmaindustrie und 
deren Verbündetem in der britischen Re­
gierung wird der Hobby-Gärtner zum ein­
samem Kämpfer. Ob er mehr Erfolg mit 
der Aufdeckung des Pharma-Skandals als 
seine Frau haben wird, erscheint zuneh­
mend fraglich.
Das Beispiel des neuen Tuberkulose-Me­
dikaments ist ebenso frei erfunden wie die 
Schilderungen des Hochkommissariats in 
Nairobi. Doch da John Le Carre, vor seiner 
Laufbahn als Autor, selbst im diplomati­
schen Dienst stand, spricht einiges dafür, 
dass sein Bild sich der Wirklichkeit ange­
nähert hat. Und auch über die Machen­
schaften der Pharmakonzerne hat er aus­
führlich recherchiert.
So bietet der Roman für Anhänger und 
Anhängerinnen dicker Romane eine kurz­
weilige Lektüre mit fesselndem Hinter­
grund.

John Le Carre: Der ewige Gärtner. Listverlag 
2001. 553 S., 44,90 DM; zu beziehen über den 
ABL-Verlag
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Ökologische Hühnerhaltung LESE-BUCH TIP
Das Buch beschreibt den Bau von Jung- 

hennenaufzucht- und Legehennen­
ställen. Es ist in die Kapitel EU-Tierverord- 
nung, Verhalten, Stallbaukonzepte, Pla­
nung/Realisation und Wirtschaftlichkeit 
gegliedert. Für Mastgeflügel werden drei 
Praxisbeispiele dargestellt.
Der Autor, Willy Baumann, ist Geschäfts­
führer einer Beratungsgesellschaft für öko­
logische Betriebe in der Schweiz und arbei­
tet in verschiedenen Fachgruppen vom 
Schweizer Dachverband der Ökoverbände 
BioSuisse mit. Weitere Auto­
ren sind Ulrich Schumacher 
(Bioland) und Friedhelm 
Deerberg (Geflügelfachbera­
ter).
Ausführlich werden die Rah­
menbedingungen bezüglich 
EU-Öko-Tierverordnung 
und die Richtlinien der 
AGÖL, von BioSuisse und 
Bioland behandelt. Relativ 
kurz wird leider das Kapitel 
Verhalten abgehandelt. Hier 
wäre es sinnvoll gewesen, 
als Grundlage für die Ableitung artgemä­
ßer Haltungssysteme das Normalverhal­
ten von Hühnern im Tagesverlauf in ihrem 
natürlichen Lebensraum wiederzugeben. 
Eingehend werden die Stalltechnik und 
die unterschiedlichen Haltungssysteme 
dargestellt, wobei der Schwerpunkt auf 
die Vorstellung der zur Zeit vorhandenen 
Volierensysteme gelegt wird. Die in 
Deutschland stärker verbreitete Boden­
haltung wird hingegen nur kurz behan­
delt. Positiv zu bewerten sind die zu jedem 
Haltungssystem abgebildeten Zeichnun­
gen. Die Gestaltung von Bauhülle und

Ausläufen, der Einsatz von Baustoffen 
und die Isolierung werden nur kurz erläu­
tert.
Das Kapitel Planung und Realisation stellt 
18 Praxisbeispiele mit Neu-, Um- und Alt­
bauten vor. Das Buch schließt mit einem 
Wirtschaftlichkeitsteil ab, in dem ver­
schiedene Kalkulationen für den Betriebs­
zweig Legehennenhaltung und -aufzucht 
vorgestellt werden.
Ein Stichwortverzeichnis fehlt, ebenso gibt 
es keine Anleitungen für den Selbstbau z.

B. von Legenestem. Die 
Preisangaben sind teilweise 
nur in Schweizer Franken 
und nicht unbedingt auf 
deutsche Verhältnisse über­
tragbar. So spiegelt das Buch 
den Stand der Hühnerhal­
tung in der Schweiz und we­
niger den in Deutschland 
wieder.
Der Autor verschafft dem Le­
ser einen guten Überblick 
und viele nützliche Informa­
tionen zur Planung und Ge­

staltung von Hühnerställen. Vor- und 
Nachteile der einzelnen Volierensysteme 
werden aber nicht näher beschrieben. Das 
Buch eignet sich sehr gut für Landwirte 
und Berater, die artgemäße Hühnerhaltun­
gen in Größenordnungen ab 400 Hennen 
umsetzen wollen.

Gerriet Trei, Univ.-Gh Kassel, 
FG Angewandte Nutztierethologie und 

Artgemäße Tierhaltung

Willy Baumann: Ökologische Hühnerhaltung -  
Stallbaukonzepte. Bioland Verlag 2001. 160 Sei­
ten; 36,- DM; zu beziehen über den ABL-Verlag

Bestellcoupon für mehr Platz für Hühner
Ich bestelle:
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2001 für 4 0 ,-DM

Expl. der folgenden Ausgaben des kritischen Agrarbericht '93 bis 2001
zum Sonderpreis im Paket:____________________________

(2 Ausgaben 60 DM; 3 Ausgaben 80 DM; 4  Ausgaben 100 DM; 5 Ausgaben 110 DM;
6 Ausgaben 120 DM, 7 Ausgaben 130 DM, 8 Ausgaben 140 DM) 9 Ausgaben 150 DM
.... Expl. Leitfaden zur Regionalentwicklung, 32,80 DM
.... Expl. Landwirtschaft, Umwelt und die Mythen der Wissenschaft, 18 DM
außerdem:

DM

DM

DM
DM

Zahlung □  nach Erhalt der Rechnung □  mit beiliegendem Scheck 
Ich erteileeine Einzugsermächtigung zu Lasten meines Kontos

Porto 5,- DM

Summe DM

Konto-Nr. BLZ Bank

Name
-

Adresse

Datum

Bestellung an: AbL Bauernblatt Verlag-GmbH, Bahnhofstr. 31,59065 Hamm

Unterschrift

Der kritische Agrarbericht 2001
Der kritische Agrarbericht ist zu einem Forum einer Bewegung ge­
worden, die sich einsetzt für gesunde Nahrungsmittel, existenzfähi­
ge Bauernhöfe, glückliche Hühner, abwechslungsreiche Landschaf­
ten, gerechte Handelsbeziehungen, kulturelle Vielfalt und soziale 
Verantwortung.
Seinen Schwerpunkt hat der Kritische Agrarbericht in Analyse und 
konstruktiver Kritik. Zu diesen kritischen Texten gesellen sich Erfolg­
meldungen, z.B. dass immer mehr Lebensmittelhersteller auf gen­
technisch manipulierte Zutaten verzichten. Basis für die Erfolge ist 
das Drehen an vielen kleinen Schrauben.
Vor allem die viele Projekte und Aktivitäten, die unabhängig von der 
jeweiligen Tagespolitik ihre Kontinuität haben, sind eine tragende Säu­
le. Sie entwickeln sich immer weiter, sind „immer unterwegs" und las­
sen auf diese Weise die Alternativen in der Landwirtschaft real wer­
den. Vom Ökologischen Landbau bis zur Energieerzeugung durch 
Biomasse und Nachwachsende Rohstoffe, von Bündnissen für Arbeit 
auf dem Lande bis zu Selbsternteprojekten, die Städter dem Land wie­

der näher bringen.Und wo sich der 
Erfolg eingestellt hat, kommt die 
Zeit, in der sich manche wieder Ge­
danken über die eigenen Grundsät­
ze und Ziele machen.
Agrarbündnis und AG Ländliche Ent­
wicklung (Hrg): Der kritische Agrarbe­
richt 2001. ABL-Veriag 2001, 40, DM

l l  S t l  I 367 S.
Agrarische Behörden und 

J  mm Organisationen
|§ | | | f f r  j .  I Wer beruflich und/oder politisch

mit agrarischen Behörden und Ver­
bänden zu tun hat, für den ist die­
ses Standardwerk eine wichtige Hil­

fe: mit Adressdaten einschließlich e-mail, Ansprechpartnern und Zu­
ständigkeitsbereichen, Adress- und Personenverzeichnissen von A-Z. 
Der Adressteil umfasst Ministerien, Kammern, Verbände, Forschung, 
Beratung, Pflanzenbau. Tierhaltung, Agrarwirtschaft, Ernährungsin­
dustrie, Handel, Verbraucherberatung, Marketing und internationa­
len Bereich, en
Behörden und Organisationen der Land- Forst- und Ernährungswirtschaft 
Behr's Verlag 2001, 722 S., 339 DM zzgl. MWSt und Vertrieb, Averhoffstr.
10, 20085 Hamburg, 040-227008-19, Fax -2201091.

Wem gehört die Republik?
Die größten deutschen Konzerne und ihre Verflechtungen listet die 
neueste Auflage dieses Jahrbuchs auf: mit Besitzverhältnissen, Kon­
zernüberblicken, Unternehmensdaten, Geschäftsfeldern, Vorständen 
und Aufsichtsräten, Aktienkursen, Unternehmenspolitik, Fusionen 
und wichtigen Ereignissen. Für unsereinen besonders interessant: 
die Handels- und Chemiekonzerne, Ernährungsmultis (Nestle, Philip 
Morris, Oetker, Unilever) Baywa und Südzucker, en 
Rüdiger Liedtke, Wem gehört die Republik. Eichbam-Verlag 2001 592 S., 49,80 DM.

Ökomarkt-Jahrbuch und CD Öko-Märkte
Für die Saison 1999/2000 und 2000/2001 liefert die ZMP im neuen 
Ökomarkt- Jahrbuch einen Überblick über Öko-Preise auf den ver­
schiedenen Handelsstufen, Markttendenzen und Produktionsent­
wicklungen für die wichtigsten pflanzlichen Erzeugnisse. Ergänzend 
wird auch die Entwicklung auf dem konventionellen Markt beschrie­
ben, ausserdem die Preisentwicklung seit 1993. Die wichtigsten die­
ser Informationen sind auch auf einer zusätzlich angebotenen CD- 
Rom enthalten, ausserdem weitere Untersuchungen über Bio-Pro- 
dukte im Einzelhandel und über den Ökoanbau in Osteuropa, en 
Ökomarkt-Jahrbuch 2001, 192 S., 39 DM. CD-Rom „Öko-Märkte 2001“, 19 
DM beide erhältlich bei ZMF; Vertrieb, Postfach 2569, 53015 Bonn, Fax 
0228-9777-179.
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(Klein) A N Z E I G E N V e r a n s t a l t u n g s k a l e n d e r
Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen DM 1-5,-; Gewerbliche Kleinanzeigen DM 25,-; 

.Chiffregebühr DM 5,-. Alle Preise inkl. MWSt. Anzeigenannahme bis 
zum 10. des Vormonats. Anzeigen bis DM 25,- nur gegen Vorauszah­
lung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von DM 5,- für 
die Rechnungsstellung erhoben.
Für gestaltete Anzeigen gilt unsere Anzeigenpreisliste.

Hc)f und Arbeit

•  Vielseitiger Bioland-Gemischtbe- 
trieb sucht nette/n Mitarbeiter/in für 
Milchviehbereich im neuen Laufstall 
(40 Kühe), W 05643-1669
•  Auf unserem bio-dynamischen Be­
trieb, ca. 20 km südlich von Kalmar, an 
der Östküste Schwedens gelegen, ha­
ben wir zum Sommer/Herbst, gerne 
auch länger, noch Praktikantenplätze 
frei. Wir sind 2 Familien und eine Ange­
stellte, die den 70 ha großen Hof mit 
Acker- und Futterbau, 34 Milchkühen 
und 11 ha Gemüseanbau bewirtschaf­
ten. Wir vermarkten ab Hof, an nahe 
gelegene Lebensmittelgeschäfte als 
auch an Großhändler. Hast du Lust viel­
seitig zu lernen und zu arbeiten, dann 
ist unsere Adresse: Solmarka Gärd, 
Ruth Doppstadt, Arby 182, S-38894 
Vassmolösa, ®  0046480-36188, Fax: - 
36177

Tiermarkt
•  Verkaufe laufend beste Arbeitspfer­
de in jeder Preisklasse. Burkhard Schir- 
meister, Sipplingen, ®  07551/63609

Querfeldein
•  Gemeinsam neue Wege gehen -
für ein lebendiges, naturverbundenes 
Leben zu zweit oder gerne auch künftig 
zu ? suche ich (w., 30 J., kath.) meinen 
Partner mit Herz und Verstand und Sinn 
fürs Wesentliche. Chiffre 6/01 -1
•  Der Apfel fällt meist weit vom 
Stamm. Suche Bauerntöchter zwi­
schen 35 u. 45 Jahren, die heute noch 
in und von der Landwirtschaft leben 
und bereit sind, darüber für ein Buch­
projekt zu schreiben. Ulrike Siegel, 
Schleifweg, 74336 Brackenheim, 
®  07135-7929
•  Sonic Bloom Klang-Düngesystem,
chemiefreier Mehrertrag über 100 %, 
Infos: www.soniobloom.net und 
®  08158-996753

STALL6AUBERATUNG t ie r ierBcM  

BILDUNGSARBEIT '«w«"?01f *
für die artgemäße Nutztierhaltung y fiö b n ö  S  

BAT e.V.
Pf 1131 • 37201 Witzenhausen 
Te!.: 0 55 42 - 7 25 58 ■ Fax: 7 25 60 
e-m ail: 8AT.W itzenhausen@ t-online.de

pröVENTOERNTEN SIE NUR EINMAL IM JAHR ?
E rn ten  s ie  das g an ze ja h r  üi

W ir  helfen  ihnen dabei o h n e  finanzielles risiko. 
O h n e  Mehrarbeit.
M /r GARANTIERTEM ERFOLG.

W ir  b iet en  ihnen  fü r  g ee ig n et e  flächen
ZUR ERRICHTUNG VON WINDENERGIEANLAGEN:
• LANGFRISTIGE PACHTVERHÄLTNISSE (CA. 25 JAHRE),

WOBEI DAS LAND WIE BISHER FAST OHNE EINSCHRÄNKUNG 
GENUTZT WERDEN KANN,

ODER
• KAUF DER FLÄCHE MIT PACHTMÖGLICHKEIT FÜR SIE.
W ir  INFORMIEREN SIE GERNE.

Ih re
PRO V EN TO -G RU PPE

Ko b len zer  s t r . 13
56759 KAISERSESCH 
T el .: 02653/590 850 
FAX: 02653 / 590 850

Kompokt-Studiengang 
Biologisch-Dynamischer Landbau

iriTheorie und Praxis 
Für Landwirte, Gärtner oder Praxiserfahrene,
Dauer 1 Jahr, Studienbeginn 8.9.2001

Landbauschule Dottenfelderhof
A us- u. W e ite rb ildung  im  bio logisch-dynam ischen Landbau 
D-61118 Bad V ilb e l; Tel. 06101/529618, Fax. 06101/524589

Zukunftsm arkt 
nachwachsende Rohstoffe
7. Ju n i 2001, Saarbrücken 

Der Markt bietet die Gelegenheit im süd­
westdeutschen Raum, sich über aktuelle 
Trends und neueste Entwicklungen in den 
Bereichen Faserforschung und Pflanzen­
öltechnologie zu informieren. Hs berich­
ten Fachleute und in einer Aktionszone 
sind innovative Produkte ausgestellt. 
Gleichzeitig findet das. erste südwest­
deutsche Pflanzenölfahrertreffen statt. 
Gesellschaft für nachwachsende Rohstoffe, 
®  0681-3907808, Fax: -3907638, 
Hanfrohstoff@t-online.de, 
www.biorohstoff.de, Eintritt kostenlos. 
Anmeldung erbeten.

Biologische Waffen im 21. 
Jahrhundert
9. Ju n i 2001, Dresden

Angesichts der ungeheuren Eingriffstiefe 
von Bio- und Gentechnologie sollte jetzt 
alles daran gesetzt werden, die militäri­
sche Nutzung der Gentechnologie zu ver­
hindern. DieTagung soll dazu informieren 
und eine Debatte über das Wie initiieren, 
kostenlos, bitte anmelden!, Dr. Jan van 
Aken, Sunshine Project e.V., ©  0404- 
43188001, Fax: -67503988, 
van.aken@sunshine-project.de, 
www.sunshine-project.de

W elternährung durch  
Ökolandbau? -  Facetten der 
europäischen  
Um stellungsdebatte
22. bis 24. Juni, Berlin

Die Forderung nach einer Neuorientie­
rung der Agrarpolitik bildet den Anlass zu 
dieser internationalen Ökolandbau-Ta- 
gung mit einer Vielzahl von Referenten 
aus Praxis und Politik. Neben Fragen zu 
Umstellung und Verbraucherschutz wird 
in mehreren Podiumsdiskussionen auf Eu­
ropa, Osteuropa, Dritte Welt und die ge­
samte Welternährung eingegangen.
Alle Interessierten sind willkommen, form­
lose Anmeldung erbeten an: Humboldt- 
Universität (HU), Landwirtschaftlich-Gärtne­
rische Fakultät (LGF), AG Agrar-Kultur und 
Sozialökologie, Philippstr. 13, Haus 12, 
10115 Berlin, W u. Fax: 030-20936268, 
sozial-oekologie@rz.hu-berlin.de

Zukunft der Ernährung
22. und 23. Ju n i 2001, Bonn  

Diese Tagung im Rahmen des Slow Food- 
Festivals bietet Möglichkeiten, den eige­
nen Geschmack zu bilden, politische Ge­
staltungsmöglichkeiten zu entdecken 
und Verbündete zu suchen, denn Essen 
bedeutet auch Identifikation. Vier Ge­
sprächsforen behandeln die Themen: Ge­
schmacksbildung bei Kindern, Gemein­
schaftsverpflegung, globale sowie regio­
nale Aspekte der Ernährung. Eingegan­
gen wird auch auf die BSE-Krise. Nicht zu 
kurz kommen sollen Kultur und Kulinari­
sches.
Heinrich Böll Stiftung NRW,
®  0231914404-22, Fax: -44, info@boell- 
nrw.de, www.boeli-nrw.de, weitere Infor­
mationen zum Festival unter 
www.slowfood.de, Tagungsgebühr DM 
90,-, Buffet und Kulturabend DM 75,-

Biogas 2001 International
22. bis 24. Juni 2001, Augsburg  

Die Messe mit Kongress zum Thema Bio­
gas findet unter einem Dach mit der BAY­
ERN Regenerativ 2001 statt. Eine Interna­
tionale Tagung in englischer Sprache mit 
Experten aus Nah und Fern ist am 22. 
Juni, die Tagung »Biogas eine Zukunfts­

chance für die Landwirtschaft« am 23. 
Juni, parallel dazu Biogaslehrfahrt zu Bio­
gasanlagen der Region in deutscher und 
englischer Sprache.
erneuerbare energien - Kommunikations­
und Informationsservice GmbH, ®  07121 - 
30160, Fax: -3016100, redaktion@energie- 
server.de, www.energie-server.de

Effizientes Arbeiten mit 
dem Internet
22. Ju n i 2001, Osnabrück 

Die Veranstaltung ist Auftakt zu einer Se­
rie von Workshops, in denen Fach- und 
Führungskräfte aus der grünen Branche 
Tipps und Tricks zu Internet, EDV und 
Softwareprogrammen an der Fachhoch­
schule Osnabrück vermittelt bekommen. 
Akademie für Agrarmarketing,
®  054196951-10 oder -23, Fax: -70, aka- 
demie.agrar-marketing@fh-osnabrueck.de

Die 2. Säule Europäischer 
Agrarpolitik im Spiegel 
moderner 
Pflanzenzüchtung -  
konventionelle und  
ökologische  
Zuchtm ^thoden
26. Ju n i 2001, Universität Hohenheim  

Von der f-U-Agrarpolitik bis zu ange­
wandten Züchtungstechniken inklusive 
Demonstrationen im Feld informiert die­
ses Seminar des NABU-Kulturpflanzen- 
vielfalt-Projektes. Gefragt wird nach den 
Zusammenhängen mit einer nachhalti­
gen Landwirtschaft, 
begrenzte Teilnehmerzahl, Voranmeldung 
bis 19. Juni, NABU-Bundesverband, Corne­
lia Wiethaler, 'S  07551-91200, Fax: - 
91201, NABU.kulturpflanzenvielfalt@t-on- 
line.de

Vorbereitungswoche  
Freiwilligendienst im 
Ausland
2 6 Ju n i. bis 1. Juli. 2001, M eschede-Olpe  

Diese Woche richtet sich an all diejenigen, 
die bereits eine Einsatzstelle haben bzw 
einen Freiwilligeneinsatz in einem Projekt 
im Ausland planen.
Akademie der Katholischen Landjugend, 
Drachenfelsstr. 23, 53604 Bad Honnef,
®  02224-946540, Fax: -946544, akade- 
mie@kljb.org

■---------------- --------
System aufstellungen in der 
Landwirtschaft: neue 
Lösungen durch tieferes 
Verstehen
2 7  bis 28. Ju n i 2001, Witzenhausen  

Für diese Arbeitstagung werden noch 
Bauern und Bäuerinnen gesucht, die die­
ses bewährte Instrument aus Familienbe­
ratung und Organisationsentwicklung 
nutzen wollen, um die vielschichtigen Be­
ziehungen eines landwirtschaftlichen Be­
triebes besser zu verstehen, sei es Familie, 
Natur, Markt oder gesellschaftspolitische 
Verhältnisse. Einen Einblick in die von Bert 
Hellinger entwickelte Aufstellungsarbeit 
bietet das Internet (www.hellinger.com). 
Anmeldung bis 7. Juni bei Arnd Berner, 
@05563-910705, hof_berner@hotma- 
ol.com

.Unternehmen Beziehungs­
w eise Leben 
Somm erforum für 
Menschen aus der 
Landw irtschaft
29. Ju n i bis 1. Ju li 2001, Bielefeld

In dieser Hochzeit der Vegetation ist das

Sommerforum eine Gelegenheit zum In­
nehalten. W ir können in der warmen Jah­
reszeit noch mehr Feuer machen, damit 
wir das, was wir uns als Menschen für un­
seren Lebensalltag vornehmen; auch aktiv 
umsetzen. Gleichzeitig ist es eine Veran­
staltung der Begnung mit bekannten und 
fremden Menschen, die alle aus der Land­
wirtschaft kommen.
Einladung mit mehr Infos wird zugeschickt, 
Fax mit eigener Adresse an: Unternehmen 
unterwegs, Beratung Imke Lohmann, Fax: , 
0521-65361 oder Mail: Unternehmen.un- 
terwegs@owl-online.de

Tarmstedter Forum: 
Erneuerbare Energie in der 
Landwirtschaft
7. Ju li 2001, Tarmstedt

Informationsforum zur Technik der alter­
nativen Energiengewinnung auf der jähr­
lichen Industrie- und Handelsmesse im 
Elbe-Weser-Dreieck.
Zelthalle 6 der Tarmstedter Ausstellung, 
Ausstellungs-GmbH Tarmstedt, ®  04283- 
980106, Fax: -980108, www.tarmstedter- 
ausstellung.de

Zeit und Raum für meine 
Trauer
30. Ju li bis 2. A ugust 2001, Waldenburg 

Die Ländliche Heimvolkshochschule Ho­
hebuch veranstaltet ein Seminar für jün­
gere Witwen und Witwer. Erfahrungen 
haben gezeigt, dass seit dem Tod minde­
stens sechs Monate vergangen sein sol­
len, damit die Teilnehmer/innen von dem 
Seminar profitieren können. Kinderbe­
treuung wird parallel angeboten. 
Ländliche Heimvolkshochschule Hohebuch, 
74638 Waldenburg, S  07942-1070

■  :-------------
Leben und Arbeiten in 
Frankreich 2001
O ktober und Novem ber 2001, Frankreich 

Junge Landwirtinnen, Winzerlnnen und 
Gärtnerinnen mit abgeschlossener Aus­
bildung können sich in einem zweimona­
tigen Praktikumsaufenthalt in französi­
schen Betrieben aktiv in das Familien- und 
Gemeindeleben integrieren. Französisch­
kenntnisse sind nicht erforderlich, da ein 
Sprachkurs vorausgeht.
Informationen und Bewerbungsunterlagen: 
IFAD e.V. der KLJB, Dorothea Witek,
®  022249465-36, Fax: -44, Eigenbeteili­
gung: DM 830,- Mindesalter 18, Höchstal­
ter 30 Jahre

Ökolandbau -  Ein 
Schwerpunkt der 
europäischen Agrarpolitik -  
Entwicklungspotenziale  
und Perspektiven der 
Zusam m enarbeit mit der 
Ukraine
19. Ju n i 2001, Schwerin 

Das Symposium von Friedrich-Ebert-Stif- 
tung, Biopark e.V. und Eco Vita Foundati­
on befasst sich mit Strategien und Per­
spektiven der zukünftigen internationa­
len Agrarpolitik im Rahmen der Beziehun­
gen zu den osteuropäischen Ländern am 
Beispiel der Ukraine mit dem Ziel des ge­
meinsamen Aufbaus und der Entwick­
lung des ökologischen Landbaus.
FES Mecklenburg-Vorpommern, ®  0385- 
512596, Fax: -512595, martin.just@fes.de, 
www.fes.de, Teilnahmebeitrag: DM 20,-
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KONTAKTESorgentelefone 3. Teil

Sorgen gibt es auf jedem Hof. Ob Probleme in der Familie oder im Betrieb, ob 
mit dem oder der Partner/in oder dem/der Mitarbeiter/in, immer wieder kann 

es schwierig werden, eine Lösung zu finden. Da ist es wichtig, nicht alleine da zu 
stehen.
Um für diese Situation für Bauern und Bäuerinnen eine Anlaufstelle anzubieten, 
haben verschiedene kirchliche "Mger die sogenannten Sorgentelefone und Fami­
lienberatungen eingerichtet.
Im folgenden linden Sie die Nummer für Ihre Region:

Baden-Württemberg:
Familienberatung Katholisches 
Landvolk Stuttgart
® 0711-9791120
Landwirtschaftliche Familienberatung 
des evangelischen Bauernwerks 
Waldenburg S  07942-10710 
und Ulm-Mähringen ® 0751-52756 
Bayern:
Bäuerliche Familienberatung 
Erzdiözese München
S  08072-9733
Bäuerliche Familienberatung 
Diözese Passau
0  08571-4998
Bäuerliche Familienberatung 
Augsburg
S  08193-999720

Bauernnotruf der evangelischen Kir­
che in Bayern 
Schnelldorf 0  07950-2037 
Iphofen S  09326-902323 
Landwirtschaftliche Familienberatung 
von KLJB und KLB Würzburg 
S  0931-386517

Rheinland-Pfalz
Sorgentelefon für bäuerliche Familien 
im Rheinland
Ev. Landjugendakadetnie Altenkir­
chen
® 02681-9516-12
Landwirtschaftliche Familienberatung 
der Kirchen
© 06321-671400

Ich  w erd e  M itg lied  in  d e r
Zutreffendes bitteankreuzen:

F l  Ich möchte Mitglied in der AbLwerden

□  Ich zahle den regulären Mitgliedsbeitrag von 
DM150,-

|~i Wir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaare und 
Hofgemeinschaften von DM 200,-

Mitgliedsadresse:

□  Ich bin bereit, als Fördermitglied einen höheren Beitrag von 
□  DM200,-□  DM250,-oderDM zu 
zahlen.

□  Ich bin Kleinbauer, Student,Rentner, arbeitslosund 
bezahle einen Mitgliedsbeitrag von DM 50,- 
(Nachweis füge ich bei)

[3  Ich beantrageals nicht landwirtschaftliche Unterstützer/in 
-einen Mitgliedsbeitrag von DM 100,-

Straße PL2, Ort

Zahlungsweise des Mitgliedsbeitrags:
□  NachErhaltderRechnung
□  Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung 

(DafürerhalteicheineErmäßigungvonDM3,-)

Ich bin Abonnent der Unabhängigen Bauernstimme:
□  ja □  nein
□  IchbestelleauchdieUnabhangigeBauernstimme 

(BitteCouponaufSeite24ausfüllen)

Hiermit ermächtigeich Sie widerruflich, den von mirzu errichtenden Beitrag bei Fälligkeitzu Lasten meines Kontos eirTzuziehen.

BIZ Bank
Die Mitglied schaft verlängertsich automatisch um ein weiteresJahr, wenn nicht spätestens 14Tagevor Ablauf gekündigt wird.
Ich bin damit einverstanden, dassdie Deutsche Bundespost im Falleei ner Adreßänderungdie neue AdresseandieAbLbzw. 
Abo-Verwaltung weiterleitet.
Widerrufsrecht: Ihre Bestellung kann innerhalbeinerWocheohneAngabe von Gründen schriftlich bei der AbLwiderrufen werden.

Unterschrift Datum ^ Beruf
Bittesenden Sie dieBestellung in einem Kuvert an:

AbL e.V. Bauernstimme Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm

I M P R E S S U M

Unabhängige Bauernstimme • Herausgeber: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft - Bauernblatt 
e.V., Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm, Tel. 02381/492220, Fax: 02381/492221, E-mail: bauernstim@aol.com, Ho­
mepage: http://www.bauernstimme.de • Bankverbindung: Kreissparkasse Wiedenbrück, BLZ 47853520 Kto 
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AbL
Schleswig-Holstein
Landesverband: Ellen Holste, Reit 5, 24848 Alt Bennebek, ®  04624/800312 
Bernd Voss, Diekdorf Nr. 124, 25554 Wilster, ®  04823/8505, Fax: /75330 
Hinrich Lorenzen, Winderatt 14, 24966 Sörup, ®  04635/2141, Fax: /2114 
Plön: Matthias Stührwoldt, ®  04326/679 Fax 289147 
Flensburg: Heiner Iversen, ®  04631/7424, Fax 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: 27243 Beckeln, Im Unterdorf 27, ®  04244/966725, Fax 04244/ 
967422
Heide-Weser: Karlheinz Rengsdorf, ®  04233/669; Ulrike Helberg-Manke, ®  
04231/63048
Elbe-Wesen Hinrich Burfeind, ®  04762/1593; Ada Fischer ®  04723/3201,
Fax: 04723/2118
Wendland-Ostheide: Horst Seide, ®  05865/1247 
Niedersachsen-Mitte: Hartmut Hollemann, ®  05121/510694 
Südniedersachsen: Andreas Backfisch, ®  05508-999989, Fax: 05508-999245 .

Nordrhein-Westfalen
Landesverband NRW: Marienfelder Str. 14, 33378 Rheda-Wiedenbrück, ®
05242/48476, Fax 05242/47838
Herford: Friedei Gieseler, ®  05221 /62575
Minden-Lübbecke: August Seele, ®  05702/9152
Hellweg: Ulrike Ostendorff, ®  02307/62281, Wilhelm Eckei, ®  02378/2991
Sauerland: Dorothee Biermann, ®  02973/2557
Höxter-Warburger Land: Hubertus Hartmann, ®  05273/35447
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, ®  05404/5264
Gütersloh: Erika Kattenstroth, ®  05241/57069
Düren: Monika Lövenich, ®  02425/901458
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, ®  02248/4761

Hessen
Mittelhessen: Ernst-Günter Lang, ®  06441/75502, Fax: 06441/975995 
Nordhessen: Bernhard Wicke, ®  05665/1403; Onno Poppinga, ®  05673/3540

Rheinland-Pfalz
Landesverband: Auf m Kreuzchen 2, 56290 Wohnroth ®  06762/951170,
Fax: 06762/951191
Regionalverband Eifel: Heribert Hoffmann, Lindenstr. 5a, 54597 Ellwerath,
®  06551 /2636, Fax: - 985783
Regionalverband Hunsrück-Nahe: Karin Auler-Weber, Auf dem Rech 4,
55481 Oberkostenz, ®  06763/601, Fax: 06763/558 
Koblenz-Mayen: Engelbert Jung, ®  02607/552

Baden-Württemberg
Landesverband: Laubachtal 1, 88484 Gutenzell, ®  07352/8928, Fax: 07352/ 
941422
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, ®  07443/3990, Martin Reiter, ®  07524/2272; 
Hedwig Noll, ®  07463/729
Nord-Württemberg: Brigitte Steinmann, ®  07062/61620; Ulrike + Wolfgang
Reimer, 13? 07971/8584
Göppingen: Gerhard Übele, ®  07166/422
Oberschwaben: Albrecht Stiefel, ®  0751/91171; Josef Bopp, ®  07352/8928 
Schwarzwald-Baar: Klaus Elble, ®  07808/1311, Fax: 07808/910453 
Ortenaukreis: Tilo Braun, ®  07805/5465
Bodensee: Anneliese Schmeh, ®  07553/7529, Fax: 07553/828278 
Allgäu: Bärbel Endraß, ®  07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
Regionalverband Schwaben: Josef Böck, Leipheimer Str. 8,89347 Bubesheim,
®  08221/6326; Hermann Holl, ®  07302/6512
Bayerisches Oberland: Hans Pischeltsrieder ®  08178/5478;
Franz-Josef Grenzebach, ®  08809/603 '
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, ®  08742/8039
Franken: Gabriel Deinhardt, ®  09194/8480; Jasmin Berger ®  09565/6838 

Mecklenburg-Vorpommern
Mecklenburg: Jörg Gerke, Ausbau^, 18258 Rukieten, ®  038453/20400 
Vorpommern: Albert Wittneben, Oberstriet 4,17089 Grischow, ®  039604/26856

Geschäftsführer: Georg Janßen, Schillerstr. 11, 21335 Lüneburg, S? 04131/ 
407757,Fax 04131/407758
Arbeitskreis Frauen: Ulrike Hasemeier-Reimer, Flurstr. 6, 74405 Gaildorf-Reip- 
persberg, ®  07971/8584, Fax 07971/5718
„Morgenland“ - Arbeitskreis für Leute, die auch morgen noch in der Landwirt­
schaft oder einem angelagerten Bereich arbeiten wollen. Arnd Berner, Zum Anger 
5, 37547 Kreiensen-Opperhausen ®  u. Fax. 05563-910705, hof_berner@hot- 
mail.com
AgrarBündnis e.V.: Friedrich von Homeyer, Zur nassen Ecke 2,
49565 Bramsche-Epe
Neuland e.V.: Baumschulallee 15, 53115 Bonn 1, ®  0228/604960 
Europäische Bauernkoordination EBK-CPE, Rue de la Sablonniere 18, B-1000 
Brüssel, ®  00322/2173112, Fax 2184509, E-mail: cpe@cpefarmers.org 
Verein zur Förderung des Anbaus und der Verwertung von Hanf, Marienfeld- 
erstr. 14, 33378 Rheda Wiedenbrück, ®  05242/48476, Fax: 05242/47838 
Projektbüro Hanf, Haus Düsse, Daike Lohmeyer, 59505 Bad Sassendorf/Osting­
hausen, ®  02945/989195, Fax: 02945/989133
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Ackern in Hamm
Hamm ackert!“, so titelte der Umweltbericht der 

Stadt Hamm 1999. Aspekte des Ackerbaus in 
der Großstadt Hamm werden darin anhand histori­
scher Fakten, statistischen Berechnungen und um­
weltideologischen Berührungspunkten 
dargestellt. Eine Großstadt mit rund
180.000 Einwohnern am Rande des Bal­
lungsraumes Ruhrgebiet, in vielen Berei­
chen durch Kohle und Stahl geprägt, wid­
met sich damit recht ausführlich dem 
Ackerbau. Toll, so mag man denken.
Hamm ist auch „ökologische Stadt der 
Zukunft“, hat diesen Titel vom Land 
NRW verliehen bekommen und engagiert 
sich vielfältig im Umweltschutz. Wieder 
toll. Es scheint, Hamm geht damit andere 
Wege und das ist der Grund, warum die 
Bauernstimme nach Hamm gegangen ist.
Aber ich denke, die Bauernstimme kam 
nach Hamm, weil es praktisch ist. Prak­
tisch für die vielen engagierten Personen 
im Hintergrund, die Bahnfahrer aus Kas­
sel, Rheda, Lüneburg, Brüssel oder sonst 
woher, die aufgrund des Bahnknotens 
Hamm einfach und schnell vor Ort sein 
können. Praktisch für die Mitarbeiter, die 
mal schnell nach Berlin zu Frau Künast brausen kön­
nen, um sie in Sachen Agrarwende zu fragen und 
hoffentlich auch ein bisschen beraten zu können. 
Praktisch aber vor allem für mich, der ich von den 
nächtlichen Endredaktionen, in denen meine Frau 
gemeinsam mit Mute versucht, die Bauemstimme in 
Form zu bringen, unmittelbar betroffen bin. Meine 
Frau fährt jetzt -  ökologisch bewusst -  mit dem Fahr­
rad zur Arbeit, und wir haben dadurch bald einen 
Sprit- und Steuerfresser weniger am Tisch. Manch­
mal haben wir jetzt sogar Zeit zwischen Arbeitszeit, 
Kita, Babyschwimmen und anderen Verpflichtun­
gen, wieder gemeinsame Stunden zu zweit zu erle­
ben. Natürlich nicht ohne die altbekannte Frage zu 
erörtern, ob die Agrarwende, jetzt von rechts, von 
links, von oben oder von unten kommt. Für mich, für 
meine Frau und für unsere Tochter ist es also ein gro­
ßes Glück, dass die Bauernstimme nunmehr in 
Hamm ackert.
Nun bin ich in Hamm mehr oder minder auf dem

Lande geboren und groß geworden. Meine Eltern be­
sitzen noch heute ein paar Hühner und essen die 
Früchte ihres eigenen Gartens. Wohnen tue ich aber 
in der Stadt. Wohl weil das Stadtleben in Hamm so

Über dem ländlichen Hamm erhebt sich der Glaselefant - ehemals Waschkaue der Zeche 
Maximilian, heute Wahrzeichen der Stadt.

schön ist. Leben in einer Stadt, die sich als junge 
Großstadt sieht, doch auch gerne mit gekünstelter 
Würde in diesem Sommer ihre 775-Jahrfeier begeht. 
Einer Stadt, die durch die kommunale Neuordnung
1975 erst zur Großstadt mutierte und der dieser 
Schuh bis heute ein wenig zu groß ist. Einer Stadt die 
doch so gerne „in“ sein möchte, zwischen den Zen­
tren Westfalens (damit können sich Münster, Dort­
mund und Bielefeld angesprochen fühlen) aber wohl 
eher „out“ bleiben wird.
Gegründet im Winkel (hammona) zwischen den 
Flüssen Lippe und Ahse, mit nährstoffreichen Böden 
gesegnet, örtlich verbessert durch Lößsedimente aus 
der nahen Soester Börde, blieb die Stadt trotz aller 
Industrialisierung und anderer Bemühungen, die 
über sie hinwegfegten, das was sie aufgrund ihrer 
westfälischen Tradition war: eine Ackerbürgerstadt. 
Bereits 1746 beklagte sich der Rat der Stadt bei der 
Regierung gar jämmerlich, dass „diese Stadt fast ein­
zig und allein vom Ackerbau leben und sich davon er­

nähren muss“. Hamm stand damit eine minder er­
folgreiche Karriere als Gamisonsstadt und später als 
Arbeiterstadt bevor. Die Menschen sind jedoch 
Westfalen geblieben -  oder geworden. Auch die Sta­

tistik beweist, dass die 50 % land­
wirtschaftliche Nutzfläche an der 
Stadtfläche sich in den letzten Jah­
ren kaum verändert hat. Dagegen 
nahm die Anzahl der Betriebe ins­
gesamt um 30 % ab und die Zahl der 
Betriebe mit mehr als 50 ha Nutzflä­
che um mehr als 50 % zu. Der ein­
gangs erwähnte Umweltbericht 
führt diese Entwicklung -  nicht 
ohne Stolz -  auf die immer größere 
Produktivität zurück, mit der Nah­
rungsmittel produziert werden. 
„Ein Landwirt ernährte vor 40 Jah­
ren rd. 10 Menschen, heute sind es 
fast 70“, heißt es da und weiter: „der 
Durchschnittshaushalt gibt heute 
nur noch ca. 18 % seiner Monats­
einkünfte für Nahrungsmittel aus, 
während es vor 40 Jahren fast die 
Hälfte waren“. Heute sind in Hamm 
noch 250 Personen hauptberuflich 

in der Landwirtschaft beschäftigt. Ca. 50 % der exis­
tierenden Betriebe in Hamm werden im Nebener­
werb bewirtschaftet. Insgesamt nichts besonderes 
also und auch ganz bestimmt keine anderen Wege zu 
erkennen. Trotzdem mag ich die Stadt -  vielleicht 
weil ich Westfale 
bin. Frohes Ackern 
in Hamm und all­
zeit neue Themen 
zum „beackern“ 
wünscht

Martin Sasse

... und damit die 
Früchte unserer Ar­
beit nicht auf Halde 
liegen, sondern auf 
fruchtbaren Boden 
fallen, täte das eine 
oder andere Abo mal 
wieder gut.

" f"^  UNABHÄNGIGE •bauernstimme: ackern
auf dem Feld der Agrarpolitik
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